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Vorwort

Im Jahr 2007 hat das FORUM ZUR STADT- UND REGIONALPLANUNG IM 
ERWEITERTEN WIRTSCHAFTSRAUM HANNOVER die Studie „Demographi-
scher Wandel im erweiterten Wirtschaftsraum Hannover; Analysen – Trends – 
Handlungsfelder“ veröffentlicht. In ihr wurden auf der Grundlage der Prognosen 
zur Einwohnerzahl und Altersstruktur bis ins Jahr 2021 Herausforderungen und 
Anpassungserfordernisse für die Siedlungsentwicklung und die Daseinsvorsor-
ge in den Mitgliedsstädten und Mitgliedsgemeinden benannt.

Mit der vorliegenden Untersuchung des Büros für Raumanalysen und Beratung/
StadtRegion wird an diese Studie angeknüpft, indem die durch die demographi-
sche Entwicklung gesetzten Handlungserfordernisse und Handlungsspielräume 
für die räumliche Entwicklung und die Daseinsvorsorge konkretisiert werden. 
Damit wird das Ziel verfolgt, den Zusammenhang zwischen demographischer 
Entwicklung und Siedlungsentwicklung einerseits und den demographischen 
Veränderungen und den Kosten für die kommunalen Infrastrukturleistungen an-
dererseits zu verdeutlichen. 

An ausgewählten Beispielkommunen mit exemplarischen Charakter für die 
Städte und Gemeinden im erweiterten Wirtschaftsraum werden die Bandbreite 
mittelfristig wirksamer Veränderungen bzw. Strategien für die kommunale wie 
regionale Planung bezüglich der Anpassung der Siedlungsentwicklung und In-
frastrukturen an die demographische Entwicklung und dem Gesichtspunkt der 
Kosteneffizienz aufgezeigt.

Dem Büro StadtRegion gebührt diesbezüglich Dank und Anerkennung.
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Vorbemerkung 

Im November 2008 hat das Forum zur Stadt und Regionalplanung im erweiter-
ten Wirtschaftsraum Hannover STADTREGION beauftragt, eine Untersuchung 
zu den Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Auslastung und 
die Kosten von kommunalen Infrastrukturen durchzuführen. 

Die Entscheidungen über inhaltliche Schwerpunkte und das konkrete Vorge-
hen bei der Untersuchung erfolgten in enger Zusammenarbeit mit den Mitglie-
dern des Forum. Ebenso wurde die Auswahl der zu untersuchenden Städte 
und Gemeinden und Infrastrukturen gemeinsam abgestimmt.   

In mehreren Arbeitssitzungen wurden Zwischenergebnisse vorgestellt und 
diskutiert, über Schwerpunkte der weiteren Untersuchung und die Behandlung 
einzelner Fragen entschieden. Anregungen der Mitglieder des Forum haben in 
vielfacher Form Eingang in die Untersuchung gefunden.    

Darüber hinaus wurde die Untersuchung intensiv von einer Arbeitsgruppe in-
nerhalb des Forum begleitet. Zu ihr gehörten Herr Markus Arndt (Landkreis 
Nienburg), Frau Sonja Beuning (Landkreis Schaumburg), Herr Holger Gnest  
(Landkreis Holzminden), Frau Helga Gügel (Region Hannover), Frau Gabriele 
Jurk (Landkreis Celle), Herr Manfred Fellmann (Stadt Stadthagen) und Herr 
Jürgen Niebuhr (Region Hannover). Mit der Arbeitsgruppe wurden Hand-
lungsoptionen und Handlungsschwerpunkte diskutiert und abgestimmt, die 
sich aus den Ergebnissen der Untersuchung für die Regionalplanung ergeben. 
Sie sind damit ein gemeinsames Produkt der Arbeitsgruppe und des Auftrag-
nehmers.  

Die benötigten Daten und Informationen wurden von zahlreichen Mitarbeitern 
der Verwaltung der Städte und Gemeinden und den zuständigen Wasserbe-
trieben bereitgestellt.  

Allen Beteiligten danken wir an dieser Stelle sehr herzlich.  

Wolfgang Müller und Ruth Rohr-Zänker  
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Kurzfassung 
Durch den demographischen Wandel verändern sich die Voraussetzungen für 
kommunales Handeln. Auch wenn sich die Herausforderungen in unterschied-
licher Dringlichkeit und Schärfe stellen, müssen selbst gegenwärtig noch 
wachsende Städte und Gemeinden mittelfristig mit abnehmender Nachfrage 
nach Wohnbauland und sinkender Auslastung bzw. veränderten Anforderun-
gen an technische und soziale Infrastruktureinrichtungen rechnen. Die Siche-
rung eines kosteneffizienten Infrastrukturangebots wird daher in den kom-
menden Jahren für alle Städte und Gemeinden eine zentrale Aufgabe sein.  

Bisher reagiert die Kommunalpolitik allerdings häufig noch zögernd und unzu-
reichend auf diese Entwicklung. So werden weiterhin neue Baugebiete er-
schlossen, auch wenn die Nachfrage dafür kaum erkennbar ist, technische In-
frastrukturen werden über den absehbaren Bedarf hinaus entwickelt und sozi-
ale Infrastrukturen, die heute schon kaum noch ausgelastet sind, mit hohem 
Aufwand erhalten.   

Die vorliegende Untersuchung verdeutlicht für einzelne Städte und Gemein-
den des äußeren Wirtschaftsraums Hannover die Folgen der demographi-
schen Entwicklung auf ausgewählte kommunale Infrastrukturen. Der Betrach-
tungszeitraum ist die mittelfristige Entwicklung bis 2025. Die Ergebnisse bele-
gen, dass angesichts sinkender Auslastung von Grundschulen und techni-
schen Netzinfrastrukturen sowie abnehmender Nachfrage nach Wohnbauland 
die Kosten für die Bereitstellung und Unterhaltung von Infrastrukturen wach-
sen werden.  

Auf der Grundlage der Befunde werden Maßnahmen vorgeschlagen, mit de-
nen die kommunalen Akteure die zukünftige Auslastung und die Kosten der 
jeweiligen Infrastrukturen beeinflussen können. Diese Vorschläge nehmen 
auch die regionalplanerischen Handlungsmöglichkeiten in den Blick.  

Nach einer Einführung in die Problematik (Kapitel 1.1) wird in Kapitel 1.2 das 
methodische Vorgehen erläutert. Die Untersuchung geht exemplarisch vor. Da 
die Ergebnisse verallgemeinerbar sein sollen, sind ‚Modellkommunen’ so aus-
gewählt worden, dass sie durch ihre Varianz in der Größe, Siedlungsstruktur 
und demographischen Perspektive die Städte und Gemeinden im erweiterten 
Wirtschaftsraum Hannover möglichst umfassend repräsentieren können.  

Die Modellkommunen sind die Städte Neustadt am Rübenberge (Region Han-
nover) und Stadthagen (Landkreis Schaumburg), die Gemeinde Winsen (Aller) 
(Landkreis Celle) sowie die Samtgemeinden Liebenau (Landkreis Nienburg) 
und Polle (Landkreis Holzminden).  

Die Wirkungen des demographischen Wandels auf die ausgewählten Infra-
strukturen wurden anhand von Auslastung und Kosten angesichts der im Jahr 
2025 zu erwartenden Nutzerzahlen abgeschätzt; als Grundlage dienten Be-
völkerungs- und Altersstrukturprognosen für jede der Modellkommunen. Die 
untersuchten Infrastrukturen sollten zu den Pflichtaufgaben der öffentlichen 
Daseinsvorsorge von Städten und Gemeinden gehören und demographie-
sensibel sein. Als Beispiel für soziale Infrastrukturen wurden Grundschulen 
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ausgewählt; für zwei Gemeinden wurde zusätzlich die Entwicklung von Aus-
lastung und Kosten ihrer Schwimmbäder untersucht. Als Beispiel für techni-
sche Infrastrukturen wurde die Frischwasserversorgung und Schmutz-
wasserentsorgung ausgewählt; damit konnten neben den Effekten der demo-
graphischen Entwicklung auch die Auswirkungen der Siedlungsstruktur und 
der Siedlungsentwicklung auf die Auslastung der Netze und die Kosten der 
Versorgung und Entsorgung einbezogen werden.  

Am Beispiel von zehn neuen Baugebieten (entwickelt seit 2000) wurden die 
Investitionskosten und Folgekosten für die Erschließungsinfrastrukturen Stra-
ßen, Frischwasserversorgung, Entsorgung von Schmutz- und Regenwasser 
ermittelt bzw. abgeschätzt. Die Konzentration auf die technischen Infrastruk-
tureinrichtungen erfolgte zwangsläufig, weil in keiner der Modellkommunen die 
Entwicklung neuer Baugebiete mit einem Ausbau sozialer Infrastrukturein-
richtungen verbunden war.  

In Kapitel 2 werden Kosten und Folgekosten der Erschließung von Neubau-
gebieten für die Träger der Infrastrukturen dargestellt.  

Die Ergebnisse bestätigen bekannte Zusammenhänge, wonach die Höhe der 
Investitionen für die Erschließung der einzelnen Baugebiete von den Aus-
gangsbedingungen, wie Länge der Straßen und Kanäle bzw. der Dichte des 
Baugebietes, und vom technischen Aufwand für die Bereitstellung der Anla-
gen abhängt. Sie verweisen darüber hinaus aber auch auf die Bedeutung zu-
sätzlicher Faktoren; so zeigt sich, dass die Höhe der Erschließungsinves-
titionen stark von den Gestaltungsabsichten und Adressatenorientierungen 
des Einzelfalls geprägt sind.  

Bemerkenswert ist, dass die Träger der Infrastrukturen in einigen Fälle mit ho-
hen dauerhaften Kosten durch die Investitionen belastet sind. Die wichtigste 
Ursache dafür ist der längerfristige Nicht-Verkauf von Baugrundstücken; er 
verhindert, dass die Erschließungsinvestitionen durch Umlagen refinanziert 
werden. Solche „Außenstände“ sind in mehreren der untersuchten Gebiete  
entstanden, sie erstrecken sich z.T. bereits über sehr lange Zeiträume und be-
lasten die kommunalen Haushalte in erheblicher Größenordnung. Es kann da-
von ausgegangen werden, dass die Risiken unvollständiger Refinanzierung 
zukünftig anwachsen, weil sich aufgrund der demographischen Entwicklung 
die Besiedlungsdauer von Baugebieten weiter verlängern wird.  

Eine zweite Ursache für längerfristige finanzielle Belastungen der Infrastruk-
turträger sind nicht kostengerechte Umlagen für die Erschließungs-
investitionen. In der Gesamtbilanz aller Infrastrukturen würden, selbst wenn 
alle Grundstücke verkauft werden, nur in etwa der Hälfte der Baugebiete die 
Erlöse aus Umlagen die Investitionen decken.  

Gegenüber der Höhe der Belastungen aus nicht umgelegten Investitionen sind 
die aktuell anfallenden jährlichen Kosten für die laufende Unterhaltung der Er-
schließungsanlagen gering. Werden aber die periodisch anfallenden Kosten 
für die Erneuerung der Straßen schon in die Abschätzung der laufenden Fol-
gekosten einbezogen, summieren sich diese zu beachtlichen jährlichen Belas-
tungen für die kommunalen Haushalte.  
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In welcher Höhe die Städte und Gemeinden letztendlich belastet werden, 
hängt, neben dem Vermarktungserfolg des Baugebiets, vor allem davon ab, 
ob und in welchem Maße sie die Entwickler und Grundeigentümer an den In-
vestitionen und Folgekosten beteiligen. Die Modellkommunen unterscheiden 
sich in dieser Hhinsicht sehr deutlich voneinander.  

In Kapitel 3 werden die Folgen der demographischen Entwicklung für die Ka-
pazitätsauslastung und die Kostenentwicklung der Wasserinfrastrukturen the-
matisiert.  

In den schrumpfenden Städten und Gemeinden haben sinkende Einwohner-
zahlen und fortgesetzte Baugebietserschließungen dazu geführt, dass die 
Nutzerdichte und damit die Kapazitätsauslastung merklich gesunken ist. In 
den wachsenden und stabilen Kommunen hat die überproportionale Erweite-
rung der Netze eine vergleichbare Wirkung. Wenn die Politik der Netzerweite-
rungen im bisherigen Umfang fortgesetzt wird, sinkt unter Berücksichtigung 
der demographischen Entwicklung bis 2025 in jeder der Modellkommunen die 
Nutzerdichte um mindestens ein Viertel unter die des Jahres 2000. Der fort-
schreitende Rückgang der Kapazitätsauslastungen wird zudem durch den sin-
kenden individuellen Wasserverbrauch verstärkt. Da der Rückgang der Zahl 
der Nutzer nicht in gleichem Umfang zu einer Verringerung der absoluten lau-
fenden Kosten führt (hohe Remanenzkosten), verstärkt der demographische 
Wandel für die Wasserversorger die Aufgabe der Qualitätssicherung und Be-
reitstellung eines kosteneffizienten Angebots. Die meisten haben sich mit die-
ser Entwicklung noch wenig auseinander gesetzt.  

Die Kosteneffekte abnehmender Nutzerdichte werden in den meisten Städten 
und Gemeinden vorerst auf ein Ansteigen der relativen Kosten pro Nutzer be-
schränkt sein. Ein weiterer Rückgang der Kapazitätsauslastungen wird aber 
zusätzliche qualitätssichernde Maßnahmen erfordern und damit auch die ab-
soluten Kosten erhöhen. Da infolge von Einwohnerrückgängen gleichzeitig 
aber die Einnahmen sinken, werden die Versorger, um kostendeckend zu ar-
beiten, mittelfristig die Gebühren erhöhen müssen.  

In den schrumpfenden ländlichen Modellkommunen zeigen sich die Probleme 
bereits recht deutlich. Aufgrund der weit verzweigten Netzsysteme kann auf 
ein weiteres Absinken von Durchlaufmengen kaum noch flexibel reagiert wer-
den. Hier liegen sowohl die spezifischen Kosten pro Verbrauchseinheit als 
auch die Gebührensätze bereits relativ hoch und es ist absehbar, dass sich 
die Kosten- und Preisspirale mit fortgesetztem Bevölkerungsrückgang schnel-
ler drehen wird. Aber auch in verdichteteren Gebiete wird die größere Flexibili-
tät und Robustheit der kompakteren Netzstrukturen gefährdet, wenn trotz 
deutlich sinkender Bevölkerungszahlen die Politik des Netzausbaus fortge-
setzt wird.  

In Kapitel 4 wird dargestellt, in welchem Ausmaß sich die Bevölkerungsent-
wicklung auf die Auslastung und die Kosten der 24 Grundschulen in den Mo-
dellkommunen auswirken.  

Alle fünf Modellkommunen sind bereits seit längerem mit sinkenden Zahlen an 
Grundschülern konfrontiert; in den nächsten fünf bis zehn Jahren wird es ei-
nen weiteren Rückgang um mindestens 25% geben. In der Folge kommt es zu 
erheblichen Überkapazitäten und Steigerungen der relativen Kosten pro Schü-
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ler. Der Schulbetrieb wird sich daher in keiner der Städte und Gemeinden in 
der aktuellen Form weiterführen lassen. In etlichen größeren Grundschulen 
wird der Rückgang an Kindern zu einer (weiteren) Verringerung an Zügen pro 
Jahrgang führen; in vielen der kleinen einzügigen Schulen wird sich die Frage 
stellen, ob der Standort mit jahrgangsübergreifendem Unterricht (Kombiklas-
sen) weitergeführt werden kann oder geschlossen werden muss.  

Durch die Verringerung der Schülerzahl ergeben sich nur geringe Kostenent-
lastungen im laufenden Schulbetrieb. Vielmehr sind als Folge der Einführung 
von Ganztagsschulen und eines erheblichen Modernisierungsbedarfs für die 
überwiegend aus den 1950er und 1960er Jahre stammenden Schulgebäude 
zusätzliche Belastungen für die Haushalte der Städte und Gemeinden zu er-
warten.  

Da die Möglichkeiten einer Reduzierung der Kosten durch organisatorische 
Veränderungen in den einzelnen Schulen schon weitgehend ausgeschöpft 
sind, ist eine bessere Auslastung der Kapazitäten und eine Verbesserung der 
Kostensituation nur durch die Aufgabe von Schulstandorten zu erwarten. In 
drei der fünf Modellkommunen ist vorgesehen, in den nächsten Jahren einen 
Schulstandort zu schließen. Die betroffenen Kinder können ohne größeren or-
ganisatorischen und finanziellen Aufwand von benachbarten Schulen aufge-
nommen werden; diese wiederum werden dadurch besser ausgelastet, so 
dass sich ihre spezifischen Kosten reduzieren. Im Gegensatz zu der weit ver-
breiteten Annahme, dass Einsparungen durch die Schließung von Grund-
schulstandorten durch erhöhte Kosten bei der Schülerbeförderung wieder auf-
gezehrt werden, fallen in allen drei Fällen kaum zusätzliche Beförderungs-
kosten an. Allerdings wird deutlich, dass sich die Wegelängen der Kinder und 
der Beförderungsaufwand in den dünner besiedelten ländlichen Gebieten mit 
größeren Entfernungen zwischen Standorten stärker erhöhen als in verdich-
teter Stadtlage, wo sich Schuleinzugsbereiche teilweise überlagern. 

In Kapitel 5 wird die schwierige Situation von zwei kommunalen Schwimmbä-
dern beschrieben. Die bereits erheblichen Aufwendungen für ihre Unterhal-
tung und Modernisierung werden sich in den kommenden Jahren erhöhen, der 
demographische Wandel wird die problematische Entwicklung der Auslastung 
und Kosten verstärken. Da die Spielräume zur Kostenentlastung durch eine 
Erhöhung der Einnahmen und eine Verringerung der Ausgaben gering sind 
und entsprechende Maßnahmen zum Teil schon praktiziert werden, ist eine 
grundsätzliche Neuorganisation des Angebots zu bedenken. Insbesondere 
kleine finanzschwache Gemeinden müssen grundsätzlich entscheiden, ob sie 
sich diese freiwillige Infrastruktureinrichtung weiterhin leisten wollen.  

Kapitel 6 fasst die wichtigsten Ergebnisse der Untersuchungen zusammen. 
Auf dieser Grundlage werden Maßnahmen zur Gestaltung des demographi-
schen Wandels für Städte und Gemeinden vorgeschlagen. Obwohl sich die 
Anforderungen durch die jeweiligen demographischen Perspektiven, die ge-
meindlichen Ausgangs- und Rahmenbedingungen sowie die konkreten Merk-
male der einzelnen Infrastrukturen unterscheiden, lassen sich allgemeingültige 
Strategien und Maßnahmen benennen, mit denen die Auslastung und die 
Kosten der Infrastrukturen beeinflusst und die Risiken langfristiger hoher fi-
nanzieller Belastungen begrenzt werden können (in der Langfassung des Be-
richts werden am Ende der Kapitel 2-4 spezifische Handlungsoptionen für die 
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jeweiligen Infrastrukturen entwickelt). Dabei sollten folgende Handlungsberei-
che im Vordergrund stehen:  

 konsequente Ausrichtung der Siedlungsplanung an der demographischen 
Perspektive;  

 Nutzung von Rechnern zur Abschätzung der Kosten der Erschließungsinf-
rastrukturen für die Bewertung alternativer Siedlungsplanungen; 

 frühzeitige Abstimmung der Siedlungsflächenplanungen mit den Trägern 
der Infrastrukturen und Orientierung der Siedlungsentwicklung an der vor-
handenen Netz-Infrastruktur;  

 konsequente Belastung der Endnutzer bzw. Entwickler mit Investitions- 
und Folgekosten für Erschließungs-Infrastrukturen in Neubaugebieten 
(Ausbau des Verursacherprinzips);  

 Monitoring von Kapazitätsauslastungen und laufenden Ausgaben für ein-
zelne Infrastruktureinrichtungen bzw. Versorgungs-Teilräume als Grund-
lage für die Überprüfung von Entwicklungstendenzen;  

 frühzeitiger und transparenter Bewertungsprozess von Grundschulen zur 
Ermittlung geeigneter Kandidaten für die Stärkung bzw. Aufgabe einzelner 
Standorte; langfristige Planung integrierter Standorte für schulische und 
vorschulische Infrastruktureinrichtungen; 

 Ausbau der interkommunalen Kooperation bei der Infrastrukturversorgung. 

Abschließend wird in Kapitel 6 diskutiert, welche Auswirkungen die Untersu-
chungsergebnisse für die Regionalplanung haben. Um ihre Ziele einer flä-
chensparenden Siedlungsentwicklung und der Sicherung der Daseinsvorsorge 
in der Region zu erreichen, wird sie künftig stärker darauf achten müssen, 
dass Siedlungsentwicklung und Infrastrukturen an die demographische Ent-
wicklung angepasst werden und das Infrastrukturangebot kosteneffizient ge-
staltet wird. Handlungsmöglichkeiten werden für die Regionalplanung in der 
Ergänzung regionalplanerischer Instrumente und in der Stärkung der Hand-
lungspotenziale in den Städten und Gemeinden gesehen.  

Die Möglichkeiten zur Durchsetzung der regionalplanerischen Grundsätze und 
Ziele (Flächensparsamkeit, Innenentwicklung, Stärkung Zentraler Orte) wer-
den verbessert, wenn zusätzlich zum Instrument der Stellungnahme zu Sied-
lungsflächenplanungen der Städte und Gemeinden  

 kommunale Demographieberichte zur Voraussetzung für die Ausweisung 
neuer Siedlungsflächen gemacht werden,  

 die demographische Perspektive der Stadt oder Gemeinde ein Bewer-
tungskriterium für ihre Siedlungsplanungen ist (‚Demographiefestigkeit’),  

 die Ausnutzung der vorhandenen Netz-Infrastruktur durch die Ausweisung 
als regionale Entwicklungsachsen gefördert wird.  

Darüber hinaus sollte die Regionalplanung einen Schwerpunkt darauf legen, 
die Handlungspotenziale in den Städten und Gemeinden zur Steuerung der 
Auslastungs- und Kostenentwicklung der Infrastrukturen zu stärken. Dazu ge-
hören  

 Informations- und Kenntnisvermittlung über die Folgen des demographi-
schen Wandels auf Auslastung und Kosten von Infrastrukturen, um die lo-
kale Politik und Verwaltung von der Handlungsnotwendigkeit zu überzeu-
gen;  
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 Unterstützung von Promotoren und lokalen Akteuren mit „demographie-ge-
rechten“ Ansätzen, um ihren Handlungsspielraum zu vergrößern; 

 Unterstützung beim Aufbau und Ausbau von regionalen Netzwerken. Ziel 
könnte z.B. sein, Akteure der Siedlungsflächenentwicklung und der Was-
serwirtschaft stärker zusammenzubringen, um fachpolitische Abstimmun-
gen zu befördern sowie Diskussionsprozesse über Möglichkeiten techni-
scher Innovationen zu initiieren; 

 enge Abstimmung mit der Schulentwicklungsplanung der Landkreise, um 
gemeinsam Strategien zur Sicherung von Schulstandorten, zur Steigerung 
der Bildungsqualität und zur Steuerung der Auslastung und Kosten zu 
entwickeln; 

 Initiierung und Moderation interkommunaler und regionaler Abstimmungen  
für die Planung und Nutzung von Infrastrukturen; z.B. zur schulischen Ver-
sorgung.  
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1. Einführung 

1.1 Anlass und Ziel der Untersuchung  

1.1.1 Anlass der Untersuchung 

Im Jahr 2007 hat das Forum zur Stadt- und Regionalplanung im erweiterten 
Wirtschaftsraum Hannover die Studie „Demographischer Wandel im erweiter-
ten Wirtschaftsraum Hannover. Analysen – Trends – Handlungsfelder“ veröf-
fentlicht. In ihr wurden auf der Grundlage der Prognosen zur Einwohnerzahl 
und Altersstruktur bis ins Jahr 2021 Herausforderungen und Anpassungser-
fordernisse für die Siedlungsentwicklung und die Daseinsvorsorge in den Mit-
gliedsstädten und Mitgliedsgemeinden benannt. Zusätzlich wurde exempla-
risch die Ausgangssituation von drei Teilräumen detaillierter dargestellt, um 
daraus Handlungsempfehlungen für die Bereiche Schulische Bildung, Senio-
renversorgung, Einzelhandel/Dienstleistungen, ÖPNV und Siedlungsentwick-
lung abzuleiten.  

Mit der vorliegenden Untersuchung wird an diese Studie angeknüpft, indem 
sie die durch die demographische Entwicklung gesetzten Handlungserforder-
nisse und Handlungsspielräume für die räumliche Entwicklung und die Da-
seinsvorsorge konkretisiert. Mit ihr wird das Ziel verfolgt, den Zusammenhang 
zwischen demographischer Entwicklung und Siedlungsentwicklung einerseits 
und den demographischen Veränderungen und den Kosten für die 
kommunalen Infrastrukturleistungen andererseits zu verdeutlichen, um an-
hand der Ergebnisse die Dringlichkeit eines Strategiewechsels zu mehr 
Kosteneffizienz der Infrastrukturen zu untermauern.  

1.1.2 Herausforderungen für kommunale Infrastrukturplanung 
durch den demographischen Wandel 

Im Zuge der demographischen Entwicklung haben sich in den letzten Jahren 
die Rahmenbedingungen für die Siedlungsflächenentwicklung und die 
kommunale Infrastrukturversorgung grundlegend geändert, so dass ein Über-
denken des bisher gültigen Entwicklungsmodells, das auf Bevölkerungs- und 
Wirtschaftswachstum zielte, notwendig geworden ist. In immer mehr Städten 
und Gemeinden geht es nicht mehr um die Steuerung des Bevölkerungs-
wachstums, vielmehr sehen sie sich vor der Herausforderung, mit Einwohner-
stagnation oder Schrumpfung umzugehen.  

Für die Städte und Gemeinden im erweiterten Wirtschaftsraum Hannover stellt 
sich diese Herausforderung mit unterschiedlicher Dringlichkeit. Aber selbst die 
Kommunen, die mittelfristig noch mit Bevölkerungswachstum rechnen können, 
verzeichnen ein Nachlassen der Entwicklungsdynamik und eine fort-
schreitende Alterung der Bevölkerung, so dass abnehmende Nachfrage nach 
Wohnbauland, sinkende Auslastung von Infrastruktureinrichtungen für Kinder 
und Jugendliche und höhere Anforderungen an seniorenspezifische Infra-
strukturen absehbar sind. Im Zuge dieser Entwicklung steigen die Kosten für 
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die Bereitstellung von Infrastrukturen und wachsen die finanziellen Risiken für 
die kommunalen Haushalte bei der Baulanderschließung.  

In Anbetracht verringerter finanzieller Handlungsspielräume rücken die Kosten 
für weitere Siedlungsflächenerweiterungen und für die Infrastrukturausstattung 
daher immer stärker in den Fokus von Entscheidungsträgern in den Städten 
und Gemeinden; gleichzeitig werden die Forderungen nach einem Umsteuern 
zugunsten der Qualifizierung und Anpassung des Bestand immer lauter. Diese 
Forderungen werden durch neuere Forschungsergebnisse unterstützt.   

So sind in den letzten Jahren eine Reihe von Forschungsprojekten zu den 
Kosten und Nutzen der Entwicklung neuer Baugebiete durchgeführt worden. 
Ihre Ergebnisse belegen, dass die positiven fiskalischen Effekte durch den 
Zuzug neuer Einwohner häufig überschätzt werden und somit die Erschlie-
ßung von Neubaugebieten durch hohe und im Zeitverlauf steigende Folge-
kosten ein hohes Risiko langfristiger Belastungen für die kommunalen Haus-
halte mit sich bringt (Schmidt-Eichstädt und Zimmermann 2008, Reidenbach 
u.a. 2007; Verband Region Stuttgart / Ökonsult GbR o.J.; Gutsche und Schil-
ler 2008; Osterhage 2008). In anderen Studien wurde die Vermutung erhärtet, 
dass die mittel- und langfristigen Folgekosten bei Innenentwicklungen und 
verdichteter Bauweise geringer ausfallen als die Entwicklung von Neubauge-
bieten mit geringer Verdichtung im Außenbereich (Dittrich-Wesbuer u.a. 2008; 
Siedentop u.a. 2006). Um diese Erkenntnisse für die kommunale Siedlungs-
flächenentwicklung nutzbar zu machen, wurden „Rechner“ entwickelt, mit 
denen die Kosten unterschiedlicher Typen von Baugebieten im Voraus ge-
schätzt werden können1.  

Auch die Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Auslastung 
und die Kosten kommunaler Infrastrukturen sind zunehmend Gegenstand wis-
senschaftlicher Untersuchungen und bundesweiter Modellvorhaben2 gewor-
den. Sie demonstrieren, wie sehr sich Nutzung und Auslastung der bestehen-
den Infrastrukturen durch den demographischen Wandel verändern und ver-
weisen auf die finanziellen Folgen für kommunale Haushalte und Nutzer 
(Gürtler 2004; Fahrenkrug u.a. 2010; Gutsche u.a. 2008; Institut für Regional-
entwicklung und Strukturplanung 2008; Lux 2009; Moss u.a. 2008; Siedentop 
u.a. 2006; Winkel 2008). Dabei wurde deutlich, wie unterschiedlich flexibel 
Infrastrukturen sind, sich den demographischen Veränderungen anzupassen.  
Während soziale Infrastrukturen aufgrund ihres hohen Personaleinsatzes ver-
gleichsweise leicht an eine veränderte Nachfrage angepasst werden können, 
ist dies bei technischen Netzinfrastrukturen aufgrund der Langlebigkeit und 
technischen Unteilbarkeit der baulichen Ausstattung nur sehr begrenzt mög-
lich.  

Die Untersuchungsergebnisse haben untermauert, dass Zurückhaltung bei der 
Entwicklung neuer Baugebiete notwendig ist und dass Anpassung, Umbau 

                                                 
1 Der Kostenrechner von Gertz, Gutsche und Rümenapp ist seit 2009 online nutzbar (siehe 

www.was-kostet-mein-Baugebiet.de), der Kostenrechner des REFINA-Projekts Lean2  für die 
Software LEANcom seit 2010 (siehe  www.lean2.de).  

2 Siehe vor allem die Modellvorhaben der Raumordnung (MORO) „Regionalplanerische Hand-
lungsansätze zur Gewährleistung der öffentlichen Daseinsvorsorge“ und „Materplan Da-
seinsvorsorge - Regionale Anpassungsstrategien“.  

http://www.was-kostet-mein-baugebiet.de/�
http://www.lean2.de/�
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und  Rückbau von Infrastrukturen bzw. die Entwicklung und Anwendung inno-
vativer Konzepte für die Aufrechterhaltung der Infrastrukturversorgung in der 
Fläche unumgänglich werden.    

Mit dem Kostenargument ist die Einsicht, dass Handlungs- und Gestaltungs-
druck besteht, in den letzten Jahren erheblich gewachsen. Anders als die Dis-
kussionen um eine nachhaltige Siedlungs- und Stadtentwicklung haben die 
absehbaren Kostenbelastungen die Kommunalpolitik vielerorts für die Risiken 
eines fortgesetzten Siedlungsflächenwachstum und eines uneingeschränkten 
Vorhaltens bzw. des Ausbaus von Infrastruktureinrichtungen sensibilisiert und 
die Einsicht befördert, dass der demographische Wandel die Ziele der 
Kommunalentwicklung und die Bedingungen des Handelns grundlegend ver-
ändert hat.  

Trotz dieser Einsichten zieht die Kommunalpolitik aber oft nur unzureichend 
Konsequenzen: so werden weiterhin neue Baugebiete erschlossen, auch 
wenn die Nachfrage dafür kaum erkennbar ist; technische Infrastrukturen 
werden über den absehbaren Bedarf hinaus entwickelt und soziale Infra-
strukturen, die heute schon kaum noch ausgelastet sind, mit hohem Aufwand 
erhalten.  

Dabei spielt die Befürchtung vor politischen Kosten sicher eine nicht unerheb-
liche Rolle. Zudem mag die Fortsetzung einer an Wachstum orientierten 
Politik häufig auch darin begründet liegen, dass den Entscheidungsträgern 
Detailkenntnisse über die Auswirkungen des demographischen Wandels 
fehlen oder dass sie sich über das Ausmaß der Auswirkungen für ihre 
Kommune kein Bild machen können. Daher ist es wichtig, nicht nur mit all-
gemeingültigen Aussagen auf Probleme und Entwicklungsmuster hinzu-
weisen, sondern anhand konkreter Situationen in den Städten und Gemeinden 
zu demonstrieren, welche Kosten für die Erschließung bestimmter Neubau-
gebiete entstehen und wie Auslastung und Kosten bestimmter Infrastrukturen 
durch den demographischen Wandel vor Ort verändert werden. Diese 
Informationen liefern wichtige Argumente für eine politische Auseinander-
setzung um angemessenes Handeln und ein möglichst frühzeitiges Gegen-
steuern, um steigende Entwicklungs- und Infrastrukturkosten zu verhindern. 
Mit der vorliegenden Untersuchung werden diese konkreten Informationen 
anhand von Beispielen präsentiert.  

In der kommunalen Praxis ist es aber oft nicht auseichend, nur Heraus-
forderungen und Handlungsdruck aufzuzeigen und zu belegen, dass Maß-
nahmen zur Effizienzsteigerung und Kostenbegrenzung in Anbetracht kleiner 
werdender finanzieller Spielräume erforderlich sind. Deshalb werden am Ende 
dieser Untersuchung Verfahren und Maßnahmen vorgeschlagen, mit denen 
die kommunalen Akteure die zukünftige Auslastung und die Kosten der Infra-
strukturen beeinflussen können. Diese Vorschläge nehmen auch die regional-
planerischen Handlungsmöglichkeiten in den Blick. Zwar liegen die Zuständig-
keiten für die Flächenplanung und für die Schaffung und Unterhaltung der 
meisten kommunalen Infrastrukturen bei den Städten und Gemeinden; 
dennoch ist auch die Regionalplanung gefordert, auf die Herausforderungen 
durch den demographischen Wandel zu reagieren und auf die Anpassung der 
Siedlungs- und Infrastrukturen an die sich ändernde Nachfrage und auf die 
Kosteneffizienz des Infrastrukturangebots zu achten (ARL 2008). 
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1.1.3 Untersuchungsansatz 

Der Untersuchungsansatz ist durch das Ziel vorgegeben, anhand konkreter 
Beispiele zu demonstrieren, wie der demographische Wandel Auslastung und 
Kosten für die Bereitstellung kommunaler Infrastrukturen verändern wird und 
welche Kosten und Folgekosten die Entwicklung von Neubaugebieten 
generiert. Die Untersuchung muss also die konkreten Bedingungen in den 
Städten und Gemeinden erfassen und sich auf spezifische Daten zu einzelnen 
Infrastrukturen stützen.  

Im Unterschied zur Mehrzahl vorliegender Untersuchungen über Kosten und 
Folgekosten von Baugebietsentwicklungen und Infrastrukturausstattungen im 
Zuge des demographischen Wandels sind in dieser Studie die Eingangsdaten 
keine Durchschnittswerte oder geschätzten Werte für Siedlungsstrukturtypen, 
Typen von Städten und Gemeinden oder Typen von Baugebieten. Stattdessen 
sind Erschließungskosten und Folgekosten von Neubaugebieten und Aus-
lastung und Kosten einzelner Infrastrukturen für den jeweiligen Einzelfall so 
detailliert wie möglich erhoben worden.   

Auf dieser Datengrundlage wurden die Kosteneffekte der demographischen 
Entwicklung für die Haushalte der Städte und Gemeinden sowie der Kosten-
träger kommunaler Infrastrukturleistungen abgeschätzt. Die Untersuchung er-
fasst also die realen Kosten und Folgekosten, die Städten und Gemeinden 
durch die Erschließung neuer Baugebiete entstehen sowie die aktuellen Aus-
lastungen und Kosten demographiesensibler Infrastrukturen.  

Um die Wirkungen des demographischen Wandels für Infrastrukturleistungen 
der Städte und Gemeinden zu ermitteln, werden ihre zukünftige Auslastung 
und die Kosten für ihre Bereitstellung angesichts einer veränderten Be-
völkerungszahl und veränderten Bevölkerungsstruktur abgeschätzt. Der Be-
trachtungszeitraum ist die mittelfristige Entwicklung bis 2025.  

Aufgrund der detaillierten Datenanforderungen und Auswertungen war eine 
Vollerhebung für alle Infrastrukturbereiche und alle Städte und Gemeinden 
ausgeschlossen. Die Untersuchungen wurden folglich exemplarisch für aus-
gewählte Infrastrukturleistungen und ausgewählte Städte und Gemeinden 
durchgeführt. Damit aber die Ergebnisse nicht nur den jeweiligen Einzelfall 
repräsentieren, sondern übertragbar sind, wurden die Modellkommunen so 
ausgewählt, dass die Varianz von Merkmalen, wie sie sich unter den Städten 
und Gemeinden im erweiterten Wirtschaftsraum Hannover finden, möglichst 
breit abgedeckt ist.  

1.2 Vorgehen  
Die Auswahl der Modellkommunen und der untersuchten Infrastrukturen 
erfolgte in Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des Forum zur Stadt- und 
Regionalplanung.  

1.2.1 Auswahl von Modellkommunen  

Die für die Untersuchung ausgewählten Kommunen sollten eine möglichst 
große Bandbreite mittelfristig wirksamer Veränderungen und Gestaltungsspiel-
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räume aufzeigen und beispielhaft für die Städte und Gemeinden im er-
weiterten Wirtschaftsraum stehen. Zu den Merkmalen, deren unterschiedliche 
Ausprägungen bei der Auswahl zu berücksichtigen waren, gehörten die Größe 
(als Bevölkerungszahl), die demographische Perspektive und die Siedlungs-
struktur (als Dichte) (vgl. Tabelle 1). Darüber hinaus sollten verschiedene Teil-
räume des erweiterten Wirtschaftsraums beteiligt sein.  

Eine weitere wichtige Voraussetzung war, dass die für die Untersuchung be-
nötigten detaillierten Informationen und Daten auch tatsächlich verfügbar sein 
würden. Daher wurden nur Städte und Gemeinden ausgewählt, in denen die 
Verantwortlichen ihr inhaltliches Interesse und ihre Bereitschaft zur Mitarbeit 
bekundet hatten.  

Die Auswahl fiel auf die Städte Neustadt am Rübenberge (Region Hannover) 
und Stadthagen (Landkreis Schaumburg), die Gemeinde Winsen (Aller) 
(Landkreis Celle) sowie auf die Samtgemeinden Liebenau (Landkreis Nien-
burg) und Polle (Landkreis Holzminden). Mit den Gemeinden Winsen und 
Liebenau sind Teilräume berücksichtigt, für die schon in der Bestandsauf-
nahme „Demographischer Wandel im erweiterten Wirtschaftsraum Hannover“ 
des Forums zur Stadt und Regionalplanung Entwicklungstrends und Hand-
lungsfelder analysiert wurden.  

Im Januar 2010 fusionierte die Samtgemeinde Polle mit der Samtgemeinde 
Bodenwerder zur Samtgemeinde Bodenwerder-Polle; zum Zeitpunkt der Aus-
wahl der Modellkommunen und der Datenerhebungen war sie noch eigen-
ständig. Aus diesem Grund wird sie im Folgenden als eigenständige Samt-
gemeinde Polle geführt.  

Tabelle 1: Merkmale der Modellkommunen  
Stadt / 

Gemeinde Einwohner 
2008 

Einwohner-
entwicklung  

bis 2025 

Siedlungs- 
dichte in  

Einw./qkm  

Samtgemeinde 
Liebenau 6.200 minus 17%  86  

Stadt Neustadt 
a. Rbge. 45.800 minus   9% 128  

Samtgemeinde 
Polle 4.500 minus 26%  45  

Stadt  
Stadthagen 22.600 minus 18% 375  

Gemeinde  
Winsen (Aller)  12.900 plus  3%  83  

Prognosen: NIW, Region Hannover  
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Abbildung 1: Modellkommunen 

 
Quelle: Region Hannover, Team Regionalplanung    

1.2.2 Auswahl von Infrastrukturen 

Das Ziel der Untersuchung war, die Kosten von Siedlungserweiterungen und 
die Kosteneffekte der demographischen Entwicklung für ausgewählte Infra-
strukturen abzuschätzen. Um zwischen den Modellkommunen vergleichen 
und um die Ergebnisse auf andere Städte und Gemeinden übertragen zu 
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können, war vorgesehen, in allen Modellkommunen die gleichen Infra-
strukturen zu untersuchen3.  

Für die erste Teilaufgabe, die Ermittlung der Kosten von neuen Baugebieten, 
wurden nur technische Erschließungsinfrastrukturen berücksichtigt. Diese 
Konzentration auf Straßen, Frischwasserversorgung sowie Entsorgung von 
Schmutz- und Regenwasser hat praktische Gründe. In keiner der Modell-
kommunen war die Entwicklung neuer Baugebiete mit einem Ausbau sozialer 
Infrastruktureinrichtungen verbunden; vielmehr wird erwartet, dass die vor-
handenen Einrichtungen durch zuziehende Einwohner besser ausgelastet 
werden.  

Für die zweite Teilaufgabe, die Abschätzung der Kosteneffekte des demo-
graphischen Wandels, sollten sowohl technische wie soziale Infrastrukturen 
der öffentlichen Daseinsvorsorge untersucht und gleichzeitig unterschiedliche 
Flexibilitäten in der Leistungsbereitstellung berücksichtigen werden. Flexible 
Handlungsspielräume in der Infrastrukturbereitstellung bestehen dann, wenn 
das Angebot an die Nachfrage angepasst werden kann, also Einrichtungen 
auch verkleinert oder geschlossen werden können. Die Flexibilität ist dann 
gering, wenn das Infrastrukturangebot unabhängig von Veränderungen der 
Nachfrage in weitgehend vollem Umfang aufrechterhalten bleiben muss, wie 
z.B. bei Straßen oder anderen Netzinfrastrukturen.  

Zudem sollten die Infrastrukturen jeweils    

 zu den Pflichtaufgaben von Städten und Gemeinden gehören;  
 demographie-sensibel sein, so dass ihre Auslastung unmittelbar und stark 

davon der beeinflusst wird, wie sich die Zahl und die Struktur der Be-
völkerung verändern.   

Als Beispiel für soziale Infrastrukturen wurden Grundschulen ausgewählt. Die 
Bereitstellung und Bewirtschaftung der Gebäude für Grundschulen sowie ihre 
Ausstattung ist eine Pflichtaufgabe der Städte und Gemeinden; ab Sekundar-
stufe I wird diese Aufgabe von den Landkreisen übernommen. Die Zahl der 
Kinder im Grundschulalter und damit die Auslastung der Grundschulen sind 
unmittelbar von demographischen Entwicklungen abhängig. Sinkt die Zahl an 
Kindern, verringert sich die Zahl der Einschulungen in genau derselben 
Größe.  

Als Beispiele für technische Infrastrukturen wurden die Frischwasserver-
sorgung und die Schmutzwasserentsorgung ausgewählt. Wenngleich immer 
weniger Städte und Gemeinden diese Leistungen selbst erbringen, gehören 
sie doch zu den Kernaufgaben der kommunalen Selbstverwaltung, so dass sie 
auch bei Auslagerung an gemeindeübergreifende Zweckverbände oder Ver-
gabe an Privatunternehmen die politische Kontrolle über die institutionellen 
und organisatorischen Strukturen sowie über die Preis- und Gebühren-
gestaltung behalten. Der Wasserverbrauch ist unmittelbar von der demo-
graphischen Entwicklung abhängig; die Auslastung der Infrastrukturkapazi-

                                                 
3   Das ließ sich nicht durchgehend verwirklichen, weil nicht für alle Infrastrukturen in allen Ge-

meinden die benötigten Daten vollständig erhoben werden konnten. Vgl. dazu die Aus-
führungen in den folgenden Kapiteln.  
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täten wird aber auch von der Siedlungsstruktur und der Siedlungsentwicklung 
beeinflusst. Verbrauch und Auslastung stehen im engen Zusammenhang mit 
Kosten der Leistungserbringung und ihrer Wirtschaftlichkeit.  

Nachträglich und auf Wunsch zweier Modellkommunen wurde die zu unter-
suchenden Infrastrukturen um Schwimmbäder ergänzt. Sie sind eine freiwillige 
Leistung der Städte und Gemeinden, die angesichts enger werdender 
finanzieller Spielräume und der Konkurrenz moderner Großeinrichtungen eine 
wachsende finanzielle Belastung darstellt. Der demographische Wandel ver-
stärkt die Probleme, indem Einwohnerrückgang und insbesondere ab-
nehmende Zahlen von Kindern und Jugendlichen zu einer Verringerung der 
Besucherzahlen führen und den Anstieg der spezifischen Kosten von 
Schwimmbädern beschleunigen.   

1.2.3 Erhebung von Informationen zu Infrastrukturen und Bau-
gebieten  

Die Untersuchung geht konkret und spezifisch vor, verwendet also Daten für 
die einzelnen Infrastrukturen in den Modellkommunen. Diese Informationen 
konnten nur durch direkte Erhebungen beschafft werden.  

Die Datenerhebungen wurden durch ausführliche Auftaktgespräche mit den 
Verwaltungsspitzen und zuständigen Sachbearbeitern in den Beispiel-
kommunen vorbereitet. In den Gesprächen wurde über die Projektziele und 
Erhebungsmethodik informiert sowie Datenbedarf und Datenverfügbarkeit ab-
gestimmt.  

Aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten wurden die Daten für die 
Infrastrukturen getrennt erhoben:   

 die Daten und Informationen für die Grundschulen wurden durch eine 
Online-Erhebung bei den zuständigen Fachverwaltungen der Städte und 
Gemeinden erfasst,  

 die Daten und Informationen für die Frischwasserversorgung und 
Schmutzwasserentsorgung wurden durch eine Online-Erhebung bei den 
jeweiligen Anbietern dieser Leistungen erfasst,  

 die Daten und Informationen zu Investitions- und Folgekosten für Er-
schließungsinfrastrukturen in den Neubaugebieten waren, soweit sie 
Frischwasser und Abwasser betrafen, Teil der Online-Erhebung bei den 
Wasserbetrieben; die übrigen Angaben wurden von den zuständigen 
Planern direkt in einen elektronischen Erhebungsbogen eingegeben, 

 die Daten und Informationen für die Schwimmbäder wurden bei den zu-
ständigen Fachverwaltungen der beiden Samtgemeinden in eine 
elektronische Tabellenmaske eingegeben.  

Die Unterschiede in der Erhebungsmethodik sind auf den unterschiedlichen 
Umfang der erhobenen Daten zurückzuführen. Für die sehr umfangreichen 
und aufwändigen Erhebungen zu Wasserinfrastrukturen und Schulen wurden 
mit den Online-Versionen die Fragebögen möglichst übersichtlich gestaltet, 
um die Beantwortung zu erleichtern. Für die einfacheren Erhebungen zu 
Straßeninfrastrukturen in Neubaugebieten und zu Schwimmbädern war die 
direkte Dateneingabe in Tabellenmasken ausreichend. 
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Die Konsolidierung der erhobenen Daten und Informationen erforderte zahl-
reiche und umfangreiche Nachgespräche mit den zuständigen Bearbeitern. 
Dadurch konnten Missverständnisse beseitigt, Datenlücken geschlossen und 
fehlerhafte Daten korrigiert werden. Dennoch war es nicht möglich, die ge-
wünschten Daten vollständig zu erheben. Das lag zum einen daran, dass sie 
nicht vorhanden waren, die Informationen also nicht systematisch erfasst 
werden. Zum anderen weigerten sich einige Stellen, bestimmte Daten weiter-
zugeben. So waren die Träger der Wasserversorgung und Wasserentsorgung 
in Neustadt a. Rbge. und der Träger der Frischwasserversorgung in Winsen 
nicht bereit, Angaben zu ihren Kosten zu machen, weil sie diese Betriebs-
interna nicht öffentlich machen wollen. Für die Gemeinde Winsen (Aller) ge-
lang es trotz Zusage nicht, Daten zu den Kosten der Straßen und Ent-
wässerung in Neubaugebieten zu erhalten.  

1.2.4 Abschätzung der zukünftigen Auslastungen der Infra-
strukturen und der Kostenentwicklung  

Für die Abschätzung zukünftiger Auslastungen und Kosten der Infrastrukturen 
wurde die aktuelle Situation bzw. bisherige Entwicklung unter Status-Quo-
Bedingungen fortgeschrieben.  

Die zukünftige Auslastung der Grundschulen und der Infrastrukturnetze für 
Wasser wurde auf der Grundlage von Bevölkerungsprognosen für die Modell-
kommunen bis 2025 errechnet. Dafür wurde für Neustadt a. Rbge. die aktuelle 
Prognose der Region Hannover zugrunde gelegt, für die anderen vier Modell-
kommunen wurden Bevölkerungsprognosen des Niedersächsischen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (NIW) verwendet. Da die Prognosen, mit Ausnahme 
der für Winsen (Aller), keine ausreichenden Altersdifferenzierungen auf-
weisen, wurde die Entwicklung der Grundschulpopulation (6- bis 9-Jährige) in 
einem zusätzlichen Verfahren abgeschätzt.   

Auch Abschätzungen der Kosteneffekte infolge der Bevölkerungsentwicklung 
für Grundschulen und Wasserinfrastruktur wurden auf der Grundlage der vor-
liegenden Bevölkerungsprognosen vorgenommen. Berechnet wird also, wie 
sich unter Fortschreibung der gegenwärtigen Bedingungen die Auslastung der 
Infrastrukturen und die spezifischen Kosten für ihre Bereitstellung (pro Schüler 
bzw. pro Einwohner) durch die Verringerung der Nutzerzahlen verändern.   

Für die untersuchten Neubaugebiete wurden die Investitionskosten für die Er-
schließungsinfrastrukturen erhoben. Auf der Grundlage von Informationen zu 
den verkauften Grundstücken und der Höhe der Umlagen für die Infrastruktur-
kosten wurde abgeschätzt, in welchem Maße die Investitionen refinanziert 
sind bzw. die Städte und Gemeinden oder Versorgungsträger finanziell be-
lasten. Ergänzend wurden jährliche Folgekosten für die Unterhaltung der 
Straßen und Kosten für die Erneuerung von Straßen erhoben, um für jedes 
der Baugebiete zukünftige Belastungen abschätzen zu können.  
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1.2.5 Profile der Modellkommunen  

Samtgemeinde Liebenau 

 

 

Samtgemeinde im Landkreis Nienburg (Weser) 

Mitgliedsgemeinden: Liebenau, Binnen, Pennigsehl 

Samtgemeinde Liebenau ist Mitglied im Zweckverband Linkes Weserufer mit Samt-
gemeinde Marklohe und Flecken Steyerberg   

Größe / Struktur  

 

Fläche 72 qkm 

Anteil Siedlungs- und Verkehrsfläche 11 % 

Einwohnerdichte 2008 86 EW/qkm 

Einwohnerdichte 2025 laut Bevölkerungsprognose 73 EW/qkm 

Bevölkerung  Einwohner 2008 6.215 

Einwohner 2025 laut Bevölkerungsprognose  ca. 5.200 

Einwohnerentwicklung 2000-2008 minus 4 % 

Einwohnerentwicklung 2007 -2025 prognostiziert  minus 17 % 

Altenquotient1 2008 34 

Altenquotient1 2025 prognostiziert 43 

Schulversorgung  Zahl der Grundschulen  2 

Wohnungsbau  Baufertigstellungen in Wohneinheiten pro 1.000 Ein-
wohner/Jahr (Durchschnittswert von 2006-2008) 2,7 WE 

planungsrechtlich gesicherte Baulandreserven   
(Stand Januar 2010) 118 WE 

Haushaltslage Sachinvestitionen in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007)  € 67 

Ausgaben laufender Verwaltung in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 1.122 

1 ab 65Jährige auf 100 Personen zwischen 20 und 64 Jahre alt 
  Quellen: LSKN, NIW Bevölkerungsprognose, Bertelsmann Stiftung 
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 Stadt Neustadt a. Rbge. 

 

 

Stadt in der Region Hannover 

Stadtteile: 34 

Größe / Struktur  

 

Fläche 359 qkm 

Anteil Siedlungs- und Verkehrsfläche 11 % 

Einwohnerdichte 2008 128 EW/qkm 

Einwohnerdichte 2025 laut Bevölkerungsprognose 117 EW/qkm 

Bevölkerung  Einwohner 2008 45.801 

Einwohner 2025 laut Bevölkerungsprognose  ca. 41.900 

Einwohnerentwicklung 2000-2008 plus 2 % 

Einwohnerentwicklung 2007 -2025 prognostiziert  minus 9 % 

Altenquotient1 2008 34 

Altenquotient1 2025 prognostiziert 45 

Schulversorgung  Zahl der Grundschulen  14 

Wohnungsbau  Baufertigstellungen in Wohneinheiten pro 1.000 Ein-
wohner/ Jahr (Durchschnittswert von 2006-2008) 

1,8 WE   
  

planungsrechtlich gesicherte Baulandreserven  
(Stand Januar 2010) 160 WE  

Haushaltslage Sachinvestitionen in Euro pro Einwohner  
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 78 

Ausgaben laufender Verwaltung in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 1.070 

1 ab 65Jährige auf 100 Personen zwischen 20 und 64 Jahre alt 
  Quellen: LSKN, Bevölkerungsprognose Region Hannover, Bertelsmann Stiftung
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Samtgemeinde Polle 

 
Quelle: Städteverlag Freizeitkarte Holzminden,  
www.1001-stadtplan.de/freizeitkarte/holzminden/kartenstartpunkt/freizeitkarte-holzminden.map 

 

Samtgemeinde Polle im Landkreis Holzminden 

Mitgliedsgemeinden: Brevörde, Heinsen, Ottenstein, Polle, Vahlbruch 

Die Samtgemeinde Polle hat am  01. Januar 2010 mit der Samtgemeinde Bodenwerder zur 
Samtgemeinde Bodenwerder-Polle fusioniert.  

Größe Fläche 100 qkm 

Anteil Siedlungs- und Verkehrsfläche 8 % 

Einwohnerdichte 2008 45 EW/qkm 

Einwohnerdichte 2025 laut Bevölkerungsprognose 34 EW/qkm 

Einwohner Einwohner 2008 4.549 

Einwohner 2025 laut Bevölkerungsprognose ca. 3.400 

Einwohnerentwicklung 2000-2008 minus 9 %  

Einwohnerentwicklung 2007-2025 prognostiziert minus 26 % 

Altenquotient1 2008 41 

Schulversorgung Zahl der Grundschulen 3 

Wohnungsbau Baufertigstellungen in Wohneinheiten pro 1.000 Ein-
wohner/ Jahr (Durchschnittswert von 2006-2008) 1,5 WE 

planungsrechtlich gesicherte Baulandreserven  
(Stand Januar 2010) 116 WE 

Haushaltslage Sachinvestitionen in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 33  

Ausgaben laufender Verwaltung in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 383  

1 ab 65Jährige auf 100 Personen zwischen 20 und 64 Jahre alt 
  Quellen: LSKN, NIW Bevölkerungsprognose, Samtgemeinde Polle  

http://www.1001-stadtplan.de/freizeitkarte/holzminden/kartenstartpunkt/freizeitkarte-holzminden.map�
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Stadt Stadthagen 

 

 

Stadt im Landkreis Schaumburg-Lippe 

Stadtteile: Kernstadt, Enzen-Hobbensen, Probsthagen, Obernwöhren, Wendthagen,  
Hörkamp-Langenbruch, Brandenburg, Krebshagen, Reinsen 

Größe Fläche 60 qkm 

Anteil Siedlungs- und Verkehrsfläche 21 % 

Einwohnerdichte 2008 375 EW/qkm 

Einwohnerdichte 2025 laut Bevölkerungsprognose 311 EW/qkm 

Einwohner Einwohner 2008 22.638 

Einwohner 2025 laut Bevölkerungsprognose 18.800 

Einwohnerentwicklung 2000-2008 minus 5 % 

Einwohnerentwicklung 2007-2025 prognostiziert minus 18% 

Altenquotient1 2008 41 

Altenquotient1 2025 prognostiziert 50 

Schulversorgung Zahl der Grundschulen 3 

Wohnungsbau Baufertigstellungen in Wohneinheiten pro 1.000 Ein-
wohner/ Jahr (Durchschnittswerte 2006-2008) 1,1 WE  

planungsrechtlich gesicherte Baulandreserven  
(Stand Januar 2010) 260 WE  

Haushaltslage Sachinvestitionen in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 181  

Ausgaben laufender Verwaltung in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 990  

1 ab 65Jährige auf 100 Personen zwischen 20 und 64 Jahre alt 
  Quellen: LSKN, NIW Bevölkerungsprognose, Bertelsmann Stiftung 
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Gemeinde Winsen (Aller) 

 

 

Gemeinde im Landkreis Celle 

Ortsteile: Winsen, Bannetze, Meißendorf, Stedden, Südwinsen, Thören, Walle, Wolthausen 

Größe Fläche 155 qkm 

Anteil Siedlungs- und Verkehrsfläche 9 % 

Einwohnerdichte 2008 83 EW/qkm 

Einwohnerdichte 2025 laut Bevölkerungsprognose 86 EW/qkm 

Einwohner Einwohner 2008 12.925 

Einwohner 2025 laut Bevölkerungsprognose 13.350 

Einwohnerentwicklung 2000-2008 plus 5 % 

Einwohnerentwicklung 2007-2025 prognostiziert plus 3 % 

Altenquotient1 2008 36 

Altenquotient1 2025 prognostiziert 52 

Schulversorgung Zahl der Grundschulen 2 

Wohnungsbau Baufertigstellungen in Wohneinheiten pro 1.000 Ein-
wohner/ Jahr (Durchschnittswert 2006-2008) 4,1 WE  

planungsrechtlich gesicherte Baulandreserven  
(Stand Januar 2010) 280 WE  

Haushaltslage Sachinvestitionen in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 64  

Ausgaben laufender Verwaltung in Euro pro Einwohner 
(Durchschnittswert von 2006-2007) € 909  

1 ab 65Jährige auf 100 Personen zwischen 20 und 64 Jahre alt 
  Quellen: LSKN, NIW Bevölkerungsprognose, Bertelsmann Stiftung 
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2. Erschließungsinfrastrukturen in Neubau-
gebieten 

2.1 Einführung  
Ein entscheidendes Motiv für die Ausweisung neuer Baugebiete liegt in der 
Erwartung, dass dadurch neue Bewohner zuziehen und dem kommunalen 
Haushalt einen Einnahmezuwachs bescheren. Die Berechtigung für diese Er-
wartung bzw. die Wahrscheinlichkeit, dass sie sich erfüllt, wird jedoch seit 
einigen Jahren durch Studien zu den fiskalischen Effekten kommunaler 
Flächenpolitik und den Kosten und Folgekosten der Erschließung neuer Bau-
gebiete in Frage gestellt (Reidenbach u.a. 2007; Verband Region Stuttgart / 
Ökonsult o.J.; Dittrich-Wesbuer u.a. 2008;  Schmidt-Eichstädt und Zimmer-
mann 2008, Stadt Gießen 2009). Sie zeigen, auch wenn bisher nur wenige 
systematische Bilanzierungen der durch neue Baugebiete hervorgerufenen 
langfristigen Einnahmen und Ausgaben vorliegen und es daher für Ver-
allgemeinerungen zu früh ist, dass die Erwartungen auf Einnahme-
steigerungen häufig überzogen sind und dass durch die Erschließung neuer 
Baugebiete auch hohe und zum Teil langfristige finanzielle Belastungen für die 
Städte und Gemeinden entstehen. Eine längerfristige Bindung von Haus-
haltsmitteln wirkt sich gerade in Zeiten geringer finanzieller Spielräume nach-
teilig für die ansässige Bevölkerung aus.  

Angesicht verringerter Nachfrage auf den Wohnungsmärkten, der an-
gespannten Situation der öffentlichen Haushalte und der Perspektive, dass die 
Kosten für die Infrastrukturen zukünftig von immer weniger Einwohnern ge-
tragen werden müssen, gewinnt die Frage zunehmende Bedeutung für die 
kommunale Siedlungspolitik, in welcher Höhe die Erschließung neuen Bau-
lands Kosten hervorruft und wer diese Kosten trägt.  

Die Entwicklung neuer Baugebiete ist grundsätzlich immer mit hohen Kosten 
für die Errichtung der Erschließungs-Infrastrukturen verbunden. Das betrifft 
sowohl die innere Erschließung mit Straßen, Kanalisation für die Frisch-
wasserversorgung, die Regenwasser- und Schmutzwasserentsorgung und die 
sonstigen Netzinfrastrukturen (Gas, Strom, Telekommunikation) wie auch die 
Anbindung des Gebiets an die vorhandenen Netze.  

Zu den Investitionen für die Errichtung der Anlagen kommen dauerhaft Kosten 
für ihren laufenden Betrieb und periodisch für ihre Instandsetzung und Er-
neuerung hinzu (Folgekosten). In der Regel sind die Folgekosten anfangs 
relativ gering, erhöhen sich aber im Laufe der Zeit mit zunehmender Not-
wendigkeit für Instandsetzungs- und Erneuerungsmaßnahmen.  

Die Kosten für die Herstellung der Erschließungsinfrastrukturen werden im 
Prinzip von den späteren Nutzern oder Eigentümern getragen, indem sie Er-
schließungsbeiträge und Umlagen beim Grundstücks- oder Immobilienerwerb 
zahlen. Für die Folgekosten kommen dagegen die Träger der Infrastruktur auf. 
Während also für die Investitionskosten durch die Umlagefinanzierung an-
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satzweise das Verursacherprinzip4 gilt, ist dies für die Folgekosten nicht der 
Fall. Nutzer in Gebieten mit aufwändiger Infrastruktur werden daher von der 
Gesamtheit der Gebührenzahler und Steuerzahler subventioniert.  

Einen entscheidenden Einfluss auf die Höhe der Kosten für die Bereitstellung, 
den Betrieb und die Unterhaltung von technischen Infrastrukturen hat die 
Siedlungsstruktur, also die Lage und Dichte eines Baugebietes (Osterhage 
2008; Verband Region Stuttgart /Ökonsult o.J.; Gutsche und Schiller 2008; 
ARL 2008; Siedentop u.a. 2006). Eine geringe Siedlungsdichte ist infra-
strukturaufwändiger als eine stärker verdichtete Siedlungsform, weil mit ab-
nehmender Dichte die Länge von Straßen und Leitungswegen je Einwohner 
oder Wohnung steigt. Die Lage wiederum entscheidet über den Aufwand, mit 
dem das Gebiet an die äußere Erschließung angebunden wird, also darüber, 
ob umfangreiche Neubauten von Straßen, Ver- und Entsorgungskanälen und 
technischen Anlagen erforderlich sind, um das Baugebiet an Infrastruktur-
systeme anzuschließen, oder ob sich größere Außenerschließungsmaß-
nahmen erübrigen, weil Infrastrukturen in geringer Entfernung vorhanden sind. 
In einzelnen Untersuchungen wurde zudem nachgewiesen, dass kleinteilige 
bauliche Erweiterungen in ländlichen Ortsteilen und Splittersiedlungen infra-
strukturaufwändiger sind als eine auf den Kernsiedlungsraum von Städten und 
Gemeinden orientierte Siedlungsweise (Siedentop u.a. 2006:6f).  

Verallgemeinernd kann also der Schluss gezogen werden, dass die Ent-
wicklung von Baugebieten geringer Dichte und in Außenlage grundsätzlich 
eine Quersubventionierung verlangt und für die Städte und Gemeinde bzw. 
ihre Bewohner sowohl kurz- als auch mittel- und langfristig zu vergleichsweise 
hohen finanziellen Belastungen führt. Größere volkswirtschaftliche Effizienz 
wird dagegen durch eine dichte Bauweise und durch Innenentwicklung er-
reicht, weil dadurch die vorhandenen Infrastrukturen genutzt und ggf. sogar 
besser ausgelastet werden.  

Eine entscheidende Größe für die finanziellen Auswirkungen ist neben der 
Lage und Dichte eines Baugebietes die Geschwindigkeit seiner Vermarktung. 
Investitionen sind in der Regel erst dann durch Erschließungsbeiträge und 
Umlagen der Grundstückskäufer zurück erstattet, wenn das Baugebiet 
komplett vermarktet ist. Lassen sich auch längerfristig nicht alle Grundstücke 
verkaufen, verbleibt eine Lücke, die die kommunalen Haushalte bzw. die Ver-
sorgungsanbieter tragen müssen. Aber auch schon eine schleppende Ver-
marktung der Bauplätze hat negative finanzielle Auswirkungen, weil sie die 
Kapitalkosten für die Zwischenfinanzierungen wachsen lässt.  

Eine lange Besiedlungsdauer neu erschlossener Baugebiete belastet die 
kommunalen Haushalte und die Infrastrukturversorger zusätzlich durch 
geringere laufende Einnahmen für die Nutzung der Infrastrukturen. Die Be-
triebskosten lassen sich dann nicht durch die Gebührenzahlungen vor Ort 
ausgleichen, sondern müssen von der Gesamtheit der Gebührenzahler bzw. 
aus dem kommunalen Haushalt mitfinanziert werden.  

                                                 
4 Im strikten Sinne gilt das Verursacherprinzip für die Straßeninfrastruktur; für die technischen 

Netzinfrastrukturen werden nicht die tatsächlichen Kosten sondern Pauschalbeträge (nach 
Grundstückgröße, laufenden Straßenmetern, Geschossen etc.) erhoben.  



 

 

 

17 

 

Die Entwicklung und Erschließung von Baugebieten in Form einer Angebots-
planung birgt also eine Reihe von Risiken, die zu erheblichen und länger-
fristigen Belastungen für die Haushalte von Städten und Gemeinden bzw. die 
Infrastruktur-Versorger führen können. Diese Risiken werden durch die Aus-
wirkungen der demographischen Entwicklung auf den Wohnungsmarkt ver-
stärkt. Infolge sinkender Einwohnerzahlen im allgemeinen und der stark rück-
läufigen Zahl junger Familien im besonderen ist die Bautätigkeit im Ein-
familienhaussektor bereits seit Anfang des Jahrzehnts auf ein sehr niedriges 
Niveau gesunken; die Nachfrage nach Baugrundstücken und der Verkauf von 
Bauland sind vielerorts geradezu eingebrochen. Es gibt keine Anzeichen 
dafür, dass sich diese Entwicklung grundsätzlich umkehren und die Nachfrage 
nach Bauland wieder die Stärke vergangener Jahrzehnte erreichen könnte.  

Größere Kostentransparenz und frühzeitige Berücksichtigung der Investitionen 
und Folgekosten für die Erschließung neuer Baugebiete kann in dieser 
Situation die Gefahr verringern, dass Kommunen und Versorger ebenso wie 
die Allgemeinheit kurz- und mittelfristig für hohe Defizite aufkommen und lang-
fristig mit hohen Folgekosten belastet werden.  

Vor diesem Hintergrund zielte die Untersuchung darauf, anhand konkreter 
Baugebiete in den Modellkommunen nachzuvollziehen, welche Kosten durch 
ihre Erschließung mit Straßen und Wasserkanalisation entstehen. Dabei 
standen die folgenden Fragen im Vordergrund:  

 welche Rolle spielen Standort, Bautyp und Größe von Neubaugebieten für 
die Höhe der Erschließungsinvestitionen?  

 in welchem Umfang werden Erstinvestitionen für die Erschließung neuer 
Baugebiete durch Umlagen refinanziert?  

 welche Folgekosten entstehen den Städte und Gemeinden bzw. den 
Trägern der Infrastrukturen durch die Erschließung von Neubaugebieten?  

 welche Instrumente wenden Städte und Gemeinden an, um die Folge-
kosten zu kontrollieren bzw. nach dem Verursacherprinzip umzulegen?   

Die Schwerpunkte der Erhebung lagen daher in Informationen zu  

 Strukturmerkmalen der Baugebiete 
 Investitionskosten für die einzelnen Erschließungs-Infrastrukturen 
 Refinanzierung der Investitionen durch Umlagen  
 Kosten für Betrieb und Unterhaltung der Infrastrukturen  
 Kosten für Instandsetzung und Erneuerung der Infrastrukturen   
 Trägern der Folgekosten. 

2.2 Methodisches Vorgehen 
Die Untersuchung erfasste die Erschließungsinfrastrukturen für Straßen, Ent-
wässerung, Frischwasserversorgung und Schmutzwasserentsorgung aus-
gewählter Baugebiete in den Modellkommunen. Damit handelt es sich um 
eine Fallgebiets-Untersuchung, in der die tatsächlichen Kosten erhoben und 
den einzelnen Baugebieten zugeordnet bzw. Schätzwerte für bestimmte 
Kostenkategorien von den jeweiligen Trägern der Infrastrukturen genannt 
wurden.  
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Dieses Vorgehen hat im Vergleich zu Untersuchungen, die mit Durchschnitts- 
und Erfahrungswerten oder Schätzungen für die Modellierung der Kosten von 
Erschließungsinfrastrukturen arbeiten5 (Reidenbach u.a. 2007; Siedentop u.a. 
2006; Stadt Gießen 2009) den Vorteil, dass die Varianz bei den Kosten für 
jede der unterschiedlichen Infrastrukturen und zwischen den Baugebieten 
deutlich wird und die Frage beantwortet werden kann, wer welche Kosten 
trägt. 

Zur Vorbereitung der Erhebungen wurde in ausführlichen Gesprächen mit 
Bürgermeistern, Leitern der Fachdienste und Planern der Modellkommunen 
sowie Vertretern der Versorgungsbetriebe die Situation der kommunalen 
Siedlungsflächenentwicklung behandelt und eine erste Abstimmung über ge-
eignete Untersuchungsgebiete vorgenommen.  

Die Auswahl der untersuchten Neubaugebiete erfolgte in Absprache mit den 
Frischwasserversorgern, den Schmutzwasserentsorgern und Vertretern der 
Modellkommunen. Ziel war es, ein Sample von insgesamt 18 Baugebieten zu 
bilden. Davon sollten je vier bis fünf in den größeren Städten und drei in den 
kleineren (Samt-) Gemeinden liegen. Die ausgewählten Gebiete sollten sich 
durch ihre Lage und Größe (mindestens 10 Wohneinheiten) sowie ihren Typ 
(Gebiets- bzw. Bautyp) deutlich unterscheiden. Sie sollten zudem einen mög-
lichst großen Entwicklungszeitraum abdecken (etwa 10 Jahre).  

Da über die Untersuchungsgebiete letztlich danach entschieden wurde, ob 
Daten für die Erschließungs- und Folgekosten zur Verfügung gestellt  werden 
konnten, kamen schließlich nur zehn in den letzten Jahren entwickelte und er-
schlossene Baugebiete infrage: vier befinden sich in Neustadt, drei in Stadt-
hagen, zwei  in Liebenau und eins in Polle.  

Aus der Gemeinde Winsen wurden keine Daten für  die Straßenerschließung 
und Abwasserentsorgung geliefert, so dass diese Modellkommune mit keinem 
Baugebiet vertreten ist. Einige weitere Baugebiete mussten ausgeschlossen 
werden, weil sie von einem privaten Entwickler erschlossen worden waren 
und die Verwaltung keine detaillierten Kenntnisse über die Höhe der In-
vestitionen hatte, oder weil im Falle von älteren Gebieten die erforderlichen 
Informationen nicht mehr vollständig vorlagen. Da die Zusammenstellung der 
Informationen für ältere Gebiete grundsätzlich mit einem besonders hohen 
Aufwand verbunden ist, wurden sowohl von den Wasserbetrieben als auch 
von den Planern der Modellkommunen vor allem jüngere Gebiete ausgewählt.  

Das Sample ist damit kleiner als angestrebt, die untersuchten Baugebiete sind 
jünger und in ihrer Größe und Siedlungsstruktur weniger vielfältig. Zudem sind 
durch den Ausfall von Winsen nur Baugebiete in stagnierenden und 
schrumpfenden Städten und Gemeinden repräsentiert.  

Die Informationen zu den Erschließungskosten stammen von den jeweiligen 
Trägern der Infrastrukturen. Die Daten für die Frischwasserversorgung und 

                                                 
5  Dadurch können für jeden gewünschten Raum rechnerisch Ergebnisse produziert werden. 

Der Nachteil des Vorgehens ist allerdings, dass die Bedingungen eines bestimmten Bau-
gebiets und einer bestimmten Gemeinde oder Stadt von den Durchschnittswerten und 
Modellannahmen stark abweichen können.  
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Schmutzwasserentsorgung wurden in Verbindung mit den Online-Erhebungen 
bei den jeweils zuständigen Verbänden und Betrieben erhoben (siehe Kapitel 
3), die Daten für die Straßen- und Entwässerungsinfrastrukturen sowie die 
Informationen zu den Merkmalen der Baugebiete bei den Verwaltungen der 
Modellkommunen. 

Obwohl bei der Auswahl der Fallbeispiele die Verfügbarkeit der Daten berück-
sichtigt wurde, war es doch nicht möglich, für alle Baugebiete alle erforder-
lichen Daten zu den Infrastrukturkosten zu erhalten. Daher wurden für das 
Baugebiet in Polle die Kosten für Schmutz- und Frischwassererschließung auf 
der Grundlage der Ergebnisse der anderen Baugebiete und unter Berück-
sichtigung von Durchschnittswerten anderer Untersuchungen (Siedentop u.a. 
2006) geschätzt; für die Neustädter Baugebiete wurde dasselbe Verfahren für 
die Kosten der Frischwassererschließung angewandt.  

2.3 Überblick über die ausgewählten Neubaugebiete  
Die zehn untersuchten Neubaugebiete in den vier Modellkommunen 
Liebenau, Neustadt, Polle und Stadthagen6 sind in der Mehrzahl sehr jung 
und ähneln sich in ihrer Baustruktur.   

Tabelle 2: Merkmale ausgewählter Baugebiete 

Stadt/Gemeinde Lage entwickelt 
seit 

Nettowohn-
bauland in 

qm 

Grundstücks-
größe in qm 

im Mittel  

Wohneinheiten 

geplant verkauft 
Ende 2009  

Liebenau       

Zum Bult am Rand 2002 18.966 823 23 8 

Döhrenkamp außen 2005 30.460 826 37 4 

Neustadt       

Mühlenkamp am Rand 2008 7.915 568 12 1 

Alte Feldmühle außen 2008 19.990 714 28 4 

Ahnser Feld integriert 2004 15.445 660 23 21 

Auenblick Süd außen 2008 19.328 671 34 20 

Polle       

Ottenstein am Rand 1998 9.104 276 33 32 

Stadthagen       

Am Johannishof am Rand 2007 30.320 978 31 13 

Kloppenburg außen 2006 13.139 1313 15 2 

Helsengrundbach außen 2007 19.704 876 15 1 

Sechs der zehn Baugebiete wurden nach 2005 erschlossen, entwickelt und 
vermarktet, dazu gehören alle drei aus Stadthagen und drei der vier aus Neu-
stadt. Im Gegensatz dazu sind die drei Baugebiete der kleinen Samt-
gemeinden Liebenau und Polle durchgängig älter; dies ist darauf zurückzu-
führen, dass es in den letzen Jahren keine neuen Entwicklungen mehr gab.   

Entgegen der Absicht, ein Sample mit Baugebieten unterschiedlicher Lage, 
Siedlungsstruktur, Bauweise und Größe zu bilden, sind die untersuchten Bau-

                                                 
6 Neubaugebiete aus Winsen sind aufgrund fehlender Daten nicht einbezogen, siehe Kapitel 

2.2.  
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gebiete recht homogen. Alle sind relativ kleine reine Wohngebiete mit vor-
rangig freistehenden Einfamilienhäusern, manche ergänzt um Doppelhäuser 
und Reihenhäuser. Geschosswohnungsbauten gibt es in keinem der Gebiete, 
damit ist in allen die Dichte gering. Fast alle Gebiete liegen entweder am Orts-
rand oder im Außenbereich. Vier knüpfen an den Siedlungsbereich an und 
können als Arrondierungen bezeichnet werden, fünf sind Außenentwicklungen 
ohne Anlagerung an den Siedlungsbestand. Nur ein Baugebiet liegt innerhalb 
des bebauten Siedlungsbereichs und ist als Innenentwicklung anzusehen.  

Innerhalb des Vergleichsmaßstabs von durch Einfamilienhäuser dominierten 
kleinen Neubaugebieten in Städten und Gemeinden des ländlichen Raums 
unterscheiden sich die Gebiete allerdings erheblich in ihrer Fläche (zwischen 
knapp 8.000 qm und 30.000 qm Nettowohnbauland), der Anzahl an geplanten 
Wohneinheiten (zwischen 12 und 37) und der Größe der Grundstücke (von 
knapp 300 qm bis 1.300 qm), damit also auch der Baudichte.  

Auch im Stand der Bebauung gibt es große Unterschiede, aber auffällig ist in 
erster Linie, dass keines der Gebiete bisher völlig und nur drei der zehn zu-
mindest zur Hälfte vermarktet sind. Das gilt im Übrigen auch für die 
wachsende Gemeinde Winsen, wo ein seit 2001 für 255 Einfamilienhäuser er-
schlossenes Wohngebiet derzeit erst zu zwei Drittel belegt ist.  

Abbildung 2: Baugebiete nach geplanten und gebauten  
Wohneinheiten und Alter (Stand 2009) 
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Unter den zehn Fallgebieten gibt es einen schwachen Zusammenhang 
zwischen dem Alter des Gebiets und dem Vermarktungsstand - die meisten 
älteren Gebiete sind in höherem Maße bebaut als die jüngeren (Abbildung 2). 
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Deutliche Ausnahmen sind die Gebiete „Auenblick Süd“ in Neustadt und „Am 
Johannishof“ in Stadthagen, die sich durch eine größere Vermarktungs-
dynamik auszeichnen und wo innerhalb von ein bis zwei Jahren nahezu zwei 
Drittel bzw. fast die Hälfte der Grundstücke verkauft worden sind. Im Gegen-
satz dazu sind die deutlich älteren Liebenauer Baugebiete „Zum Bult“ und 
„Döhrenkamp“, aber auch „Kloppenburg“ in Stadthagen Beispiele für eine sehr 
langsame Vermarktung.  

Ein deutlicher Rückgang der Nachfrage, auf den die schleppende Ansiedlung 
ja zurückzuführen ist, wird in allen Modellkommunen wahrgenommen. Nach 
Aussage der Bürgermeister und Planer hat sich der Grundstücksverkauf in 
den letzten Jahren in allen Baugebieten deutlich verlangsamt und die Er-
wartungen der  Planer und Entwickler enttäuscht. Das gilt auch für die 
städtischen Lagen von Neustadt und Stadthagen, die in den vorhergehenden 
Jahren noch eine größere Nachfrage auf sich ziehen konnten als die Gebiete 
in den äußeren Stadtteilen.  

Da alle Städte und Gemeinden jeweils zahlreiche weitere erschlossenen Bau-
plätze in einer Reihe von Baugebieten vorhalten, sind die Probleme, die sich 
aus der stark verzögerten Ansiedlung ergeben, tatsächlich viel virulenter als 
es der Blick nur auf die hier untersuchten Baugebiete nahe legt.  

2.4 Kosten für die Erschließung neuer Baugebiete  

2.4.1 Investitionen   

In der Berechnung der Investitionen sind die Kosten für die Straßen-
erschließung und Regenwasserentsorgung sowie für die Frischwasserver-
sorgung und Schmutzwasserentsorgung enthalten.  

Abbildung 3: Investitionen für Netzinfrastrukturen pro geplante Wohneinheit 
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Obwohl es sich durchweg um Einfamilienhausgebiete in nicht zentralen Lagen 
handelt, unterscheiden sich die untersuchten Gebiete hinsichtlich der spezi-
fischen Investitionskosten für die Erschließungsinfrastrukturen beträchtlich 
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(Abbildung 3). Die Bandbreite reicht von unter 10.000 Euro bis fast 25.000 
Euro pro Wohneinheit. Auffällig ist dabei die Konzentration der drei 
Stadthagener Baugebiete an der Spitze.  

Eine Studie über Neubaugebiete in Nordrhein-Westfalen zeigt eine ähnlich 
große Streuung in der Höhe von Erschließungsinvestitionen, sie repräsentiert 
allerdings ein hinsichtlich Größe, Bebauungsdichte und Bauweise breiteres 
Gebietsspektrum (Dittrich-Wesbuer u.a. 2008). Im Vergleich zu ihren Ergeb-
nissen liegen die meisten der hier untersuchten Gebiete eher im unteren 
Kostenbereich, obwohl es sich um die „eigentlich teureren“ Siedlungsformen 
wenig verdichteter Wohngebiete handelt. Die hochpreisigen Baugebiete in 
Stadthagen würden sich allerdings auch unter den Baugebieten dieser Studie 
in der höchsten Preisgruppe befinden. 

Der Einfluss von Lage und Größe der Baugebiete, die aus  anderen Unter-
suchungen als kritische Einflussfaktoren auf die Kosten der Infrastrukturen 
bekannt sind (Dittrich-Wesbuer u.a. 2008; Osterhage 2008; Gutsche und 
Schiller 2008; Siedentop u.a. 2006), lässt sich aufgrund der geringen Vielfalt in 
dem Sample bzw. fehlender Kontrastgebiete nicht überprüfen. Da zudem alle 
untersuchten Baugebiete unmittelbar an das bestehende Straßensystem an-
geschlossen worden sind, entstanden in keinem Fall die in Außenlagen häufig 
hohen Kosten für den Straßenanschluss7. Und mit nur einem integrierten 
Standort lässt sich kein Vergleich zwischen den Kosten von Innen- und 
Außenentwicklungen durchführen.  

Allerdings zeigt sich für die untersuchten Gebiete, dass die Erschließungs-
kosten mit der Grundstücksgröße steigen. Dieser Zusammenhang ist aber 
ausschließlich auf den Straßenneubau zurückzuführen; für die übrigen drei 
Infrastrukturen kann er nicht nachgewiesen werden (siehe dazu Tabelle 5 im 
Anhang). Daraus lässt sich der Schluss ziehen, dass die großen Unterschiede 
in der Höhe der Investitionen vor allem auf besondere Bedingungen oder Ge-
staltungsansprüche des jeweiligen Baugebiets zurückzuführen sind.  

Diese Erklärung wird durch einen Blick auf die Anteile, die die einzelnen Infra-
strukturen an den Gesamtkosten haben, bestätigt (Abbildung 4). Die Auf-
gliederung der Gesamtinvestitionen in die Anteile der Infrastrukturen zeigt ein 
weitgehend uneinheitliches Bild. D. h., dass die Erschließung der Baugebiete 
nicht gleichermaßen teuer oder kostengünstig für jede der vier Netzinfra-
strukturen war, sondern innerhalb eines Gebietes z.B.ein hoher Aufwand für 
die Straßenerschließung mit einem geringen Aufwand für die Schmutz-
wasserentsorgung einhergehen kann und umgekehrt.  

Darüber hinaus lässt sich aus Abbildung 4 ablesen, dass, mit Ausnahme von 
zwei Fällen, die Kosten für die Straßenerschließung den größten Anteil der In-
vestitionen ausmachen und häufig mehr als die Hälfte der Gesamtkosten dar-
stellen. Dagegen ist der Anteil der Investitionen für Frischwasser regelmäßig 
sehr gering.  

                                                 
7 So die Ergebnisse der Erhebungen zu den Kosten für die Straßenerschließung, die allerdings 

in einigen Fällen nur schwer mit der Lage der Baugebiete in Verbindung zu bringen ist, zum 
Beispiel für Auenblick Süd, Neustadt. Vgl. die Abbildung im Profil des Baugebiets.       
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Abbildung 4: Anteile einzelner Infrastrukturen an Gesamtinvestitionen  
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Die größten Fluktuationen gab es bei den Investitionen in die Schmutz-
wasserentsorgung und in die Regenentwässerung. In Einzelfällen kam es 
dabei zu außergewöhnlich hohen Anteilen, die gleichzeitig auch für besonders 
hohe absolute Investitionen stehen (vergl. Tabelle 5 im Anhang). Ursache 
hoher Kosten für die Entwässerungsinfrastruktur waren immer Gestaltungs-
ansprüche, die die Profilierung des Gebiets fördern sollten (z.B.Bau offener 
Regenwasserkanäle); hohe Kosten für die Schmutzwasserentsorgung wurden 
in erster Linie durch aufwändige technische Anlagen verursacht, die zum An-
schluss des Gebietes erforderlich waren.  

Das Ergebnis ist also eindeutig. Die große Varianz in der Höhe der Er-
schließungsinvestitionen für die untersuchten Baugebiete ist weniger auf 
Unterschiede ihrer strukturellen Merkmale zurückzuführen als auf besondere 
Bedingungen und Anforderungen des jeweiligen Einzelfalls8. Zwar lässt sich 
der Zusammenhang zwischen Höhe der Erschließungskosten und Dichte der 
Gebietsbebauung bestätigen, aber er ist relativ schwach und gilt im Grunde 
auch nur für den Straßenbau. Die wirklich kritischen Größen für die Höhe der 
Investitionen sind die technischen Bedingungen für die einzelnen Infra-
strukturen, dabei vor allem die Wasserentsorgung, sowie das angestrebte 
Profil des Gebietes und die Adressatengruppe für die Vermarktung. 
Insbesondere für die drei Baugebiete in Stadthagen liegt der Schluss nahe, 
dass die hohen Erschließungskosten Ergebnis des Versuchs sind, sich in 
einem enger werdenden Markt durch aufwändige Erschließung und Ge-
staltung zu profilieren.   

Refinanzierung der Erschließungsinvestitionen 

Die Höhe der Investitionen sagt nicht automatisch etwas über die länger-
fristigen finanziellen Belastungen für die Städte und Gemeinden und die 
Wasserversorger und Abwasserentsorger aus. Vom Prinzip her sollten die 

                                                 
8 Ebenso Dittrich-Wesbuer u.a. 2008: 19f nach einer Untersuchung von 10 Baugebieten in 

Nordrhein-Westfalen 
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Käufer der Grundstücke die Kosten der Erschließung übernehmen und 
dadurch die Auslagen refinanzieren. Wenn aber die Grundstücke nicht zügig 
verkauft werden, kann dieses Verfahren nicht funktionieren, so dass länger-
fristige finanzielle Belastungen bei den Trägern der Infrastrukturen verbleiben.  

Die in den untersuchten Baugebieten zum Teil sehr große Zahl bislang nicht 
veräußerter Grundstücke (Tabelle 2) legt den Schluss nahe, dass es große 
Lücken gibt beim erwarteten Rückfluss der Investitionen. Dabei geht es nicht 
nur um die fehlenden Einnahmen aus Umlagen und Beiträgen für die Er-
schließungskosten, sondern auch um zusätzliche Kosten für Zwischen-
finanzierungen aufgrund der länger dauernden Vermarktung. Letztere steigen 
zudem mit der Besiedlungsdauer überproportional an.  

Eine Gegenüberstellung der Investitionen für die einzelnen Erschließungs-
infrastrukturen und der Rückflüsse aus den bisherigen Grundstücksverkäufen 
(bis Ende 2009) verweist auf zum Teil erhebliche Lücken bei der Re-
finanzierung der Investitionen in den Baugebieten9. Sie zeigt zudem, dass die 
Rückflussquoten für die verschiedenen Infrastrukturen in einigen Gebieten 
weit voneinander abweichen (Abbildung 5).  

Die Unterschiede in der Refinanzierung zwischen den Baugebieten sind vor 
allem auf den unterschiedlichen Stand der Vermarktung der Grundstücke 
zurückzuführen. Überall dort, wo die Investitionen kaum oder nur sehr mäßig 
refinanziert sind, ist bisher nur ein geringer Anteil der Grundstücke verkauft 
worden, so dass die meisten Erschließungsbeiträge noch ausstehen (vergl. 
Tabelle 2).  

Unterschiede in der Refinanzierung der einzelnen Infrastrukturen innerhalb 
der Baugebiete sind dagegen auf grundsätzlich unterschiedliche Umlagever-
fahren zurückzuführen. Während sich die Umlage für den Bau der Straßen 
und Entwässerungsanlagen an den erwarteten bzw. entstandenen In-
vestitionen orientiert, werden für den Anschluss eines Gebiets an die Frisch-
wasserversorgung und Schmutzwasserentsorgung pauschale Sätze erhoben. 
Diese beziehen i.d.R. die Grundstücksgröße und die Art der Bebauung ein, 
aber nicht den tatsächlichen Aufwand für den Bau von Wasserkanälen und 
technischen Anlagen. Durch die Mischfinanzierung sollen Unterdeckungen an 
aufwändig zu erschließenden Standorten durch Überschüsse in unaufwändig 
zu erschließenden Lagen ausgeglichen werden.  

Unter den zehn Baugebieten finden sich sowohl Beispiele für Überschüsse als 
auch für Refinanzierungslücken. In Ottenstein (Polle) und Ahnser Feld (Neu-
stadt), den beiden fast vollständig vermarkteten Baugebieten, liegt die Summe 
der Rückflüsse aus den Kanalbaubeiträgen für die Schmutzwasserentsorgung 
deutlich über den Investitionen und im Baugebiet ‚Zum Bult’ (Liebenau) 
decken sie die Investitionskosten bereits, obwohl erst ein Viertel der Grund-
stücke verkauft ist. Allerdings bleibt in diesem Fall offen, ob tatsächlich Über-
schüsse realisiert werden konnten oder ob sie durch die lange Phase der 
Zwischenfinanzierung aufgezehrt wurden.  

                                                 
9 Einnahmen aus Erschließungsgebühren und Erschließungsbeiträgen wurden auf der Grund-

lage der Angaben in Satzungen der Städte und Gemeinden berechnet.  
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Abbildung 5: Höhe der Investitionen für Erschließungsinfrastrukturen und ihre 
Refinanzierung durch Umlagen nach Baugebiet (Stand Ende 2009)  
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Beispiele dafür, dass die Umlagepauschalen für den Anschluss an die Frisch- 
und Schmutzwasserkanäle so niedrig sind, dass die Investitionen selbst beim 
Verkauf aller Grundstücke bei weitem nicht ausgeglichen werden, sind die 
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Baugebiete in Stadthagen10. So beträgt z.B.in „Johannishof“ und 
„Kloppenburg“ die Differenz zwischen Investitionskosten und den vom 
städtischen Abwasserbetrieb erhobenen Kanalbaubeiträgen für die Schmutz-
wasserentsorgung jeweils etwa 4.000 Euro pro Anschluss (75% der Kosten).  

Da in einigen Baugebieten auch die Investitionen für Straßen und Ent-
wässerung deutlich über den Erschließungsbeiträgen liegen (z.B. Ahnser Feld 
und Ottenstein), würden selbst bei vollständiger Vermarktung in den 
wenigsten Fällen alle Investitionen durch Umlagen gedeckt sein. Damit stellt 
sich die Frage, ob das Prinzip, die Erschließungsinvestitionen über Umlagen 
zu refinanzieren, in der Realität funktionieren kann, oder ob, insbesondere bei 
nachlassender Nachfrage nach Bauland, ein Teil der Erschließungskosten von 
den Infrastrukturträgern übernommen und damit aus Haushaltsmitteln oder 
von den Gebührenzahlern subventioniert werden muss.   

Die größeren finanziellen Belastungen entstehen den Infrastrukturträgern aber 
durch das Ausbleiben von Grundstückskäufern bzw. die langsame Ver-
marktung der Baugebiete, und nicht dadurch, dass die Umlagesätze die Er-
schließungskosten nicht decken.  

In zwei der vier Modellkommunen wird ein Teil des Risikos unzureichender 
Refinanzierung der Investitionen auf die jeweiligen Entwickler oder Grund-
eigentümer übertragen. So schließt die Stadt Stadthagen mit den Entwicklern 
bzw. Grundeigentümern neuer Baugebiete einen Vertrag, durch den die 
Zahlung der Umlagebeiträge gesichert ist. Für Bauplätze, die zu einem fest-
gesetzten Zeitpunkt nicht verkauft sind, übernimmt der Grundeigentümer die 
Erschließungsbeiträge; er ist berechtigt sie dadurch zu finanzieren, dass er 
der Stadt Flächen aus dem Baugebiet zu einem vorher festgesetzten Grund-
stückswert überträgt und mit den geschuldeten Kosten verrechnet. Damit trägt 
der Entwickler längerfristig die Erschließungskosten für nicht verkaufte Grund-
stücke. Bei sehr langsamer Vermarktung verbleiben bei der Stadt dennoch die 
Kosten für die langfristige Zwischenfinanzierung sowie letztlich das Ver-
marktungsrisiko und die finanzielle Belastung der ihr übertragenen Bauplätze.      

Die Gemeinde Liebenau hat sich noch stärker gegen das Risiko finanzieller 
Belastungen durch die Entwicklung von Baugebieten abgesichert. In den Ge-
bieten „Zum Bult“ und „Döhrenkamp“ ist nicht die Gemeinde für die innere Er-
schließung mit Straßen- und Entwässerungskanälen zuständig, sondern die 
Investitionen werden in einem Fall vollständig vom Grundeigentümer ge-
tragen, im anderen zu 90% vom Entwickler des Baugebiets. Der Gemeinde 
entstehen daher keine bzw. sehr geringe Kosten, wenn Grundstücke nicht 
verkauft werden.  

Diese Möglichkeit zur Begrenzung finanzieller Risiken durch eine sehr hohe 
Ansiedlungsdauer gibt es auch für die Träger der Wasserinfrastrukturen. In 
Stadthagen ist auch für den städtischen Entsorgungsbetrieb vertraglich ge-
sichert, dass ihm nach einer bestimmten Zeit die Umlageanteile nicht ver-
kaufter Grundstücke vom Eigentümer der Fläche erstattet werden. In den 

                                                 
10  Die Höhe der Kanalbaubeiträge in Stadthagen ist nach Aussage der dortigen Experten im 

Grunde für Innenentwicklungsmaßnahmen kalkuliert.   
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anderen Modellkommunen wird dieses Prinzip offenbar nur in Winsen an-
gewandt; dort ist der private Schmutzwasserentsorger gegen längerfristige In-
vestitionsrisiken abgesichert, indem entweder die Gemeinde oder der Ent-
wickler die Kanalbaubeiträge übernimmt, wenn die erschlossenen Bauplätze 
nicht bis zu einem festgelegten Zeitpunkt veräußert worden sind.  

2.4.2 Folgekosten  

Folgekosten treten in zwei Formen auf. Laufende Folgekosten entstehen 
durch den Betrieb, die Unterhaltung und Pflege von Straßen und technischen 
Anlagen für Trinkwasser, Schmutzwasser und Regenwasser. Die zweite Form 
tritt periodisch auf und umfasst die nach Zeiten der Nutzung und des Ver-
schleißes anfallenden Instandsetzungs- und Erneuerungsarbeiten.  

Bei der Entscheidung, Neubaugebiete zu entwickeln, wurden die Belastungen 
durch Folgekosten lange vernachlässigt. Das ist zum einen darauf zurückzu-
führen, dass die laufenden Betriebskosten vor allem in den ersten Jahren im 
Vergleich zu den Investitionen für die Herstellung der Infrastrukturen kaum ins 
Gewicht fallen, und dass zum anderen die Erneuerungskosten meist erst nach 
Jahrzehnten fällig werden. Mit dieser kurzfristigen Perspektive bleibt unbe-
rücksichtigt, dass die Betriebskosten regelmäßig anfallen und der Aufwand für 
Instandhaltung und Erneuerung über die Zeit anwächst. Dadurch summieren 
sich über den Lebenszyklus einer Infrastruktur erhebliche Folgekosten.   

Abbildung 6: Herstellungs- und Folgekosten der Abwasserentsorgung 
(Beispiel Arnsberg) 

 
Quelle: Dittrich-Wesbuer u.a. 2008: 24 

Dittrich-Wesbuer u.a. (2008: 24f) zeigen an einem konkreten Beispiel der Ab-
wasserentsorgung, dass nach etwa 30 Jahren die Kosten für Betrieb und In-
standhaltung die Kosten für die Erstinvestition übertreffen und die Instand-
haltungskosten weiterhin exponentiell steigen (Abbildung 6). Andere leitungs-
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gebundene Ver- und Entsorgungsinfrastrukturen weisen ähnliche Kostenver-
läufe über die Zeit auf.  

Im Unterschied zur Erstinvestition, die im Prinzip durch Umlagen von den 
Endnutzern oder anderen Kostenträgern wie Grundeigentümern oder Projekt-
entwicklern getragen werden, verbleiben die Betriebs- und Instandhaltungs-
kosten i.d.R. vollständig bei den Trägern der Infrastrukturen und belasten die 
‚Allgemeinheit’, d.h. die kommunalen Haushalte und die Gesamtheit der Ge-
bührenzahler. Damit werden die Folgekosten neu entwickelter Baugebiete für 
„die Allgemeinheit“ auf Dauer oft eine größere Belastung als die Investitionen 
für ihre Erstellung (Dittrich-Wesbuer u.a. 2008; Osterhage 2008).  

Um zu überprüfen, wie weit die untersuchten Baugebiete in den Modell-
kommunen auf Dauer für „die Allgemeinheit“ zu einer finanziellen Belastung 
werden bzw. werden können, wurde versucht, sowohl die laufenden als auch 
die periodischen Folgekosten, soweit sie von dieser ‚Allgemeinheit’ getragen 
werden, abzuschätzen. Tätigkeiten, deren Kosten von Anliegern oder von 
Entwicklern getragen werden, wurden somit nicht berücksichtigt. Für die 
laufenden Folgekosten konnten alle vier Infrastrukturen einbezogen werden, 
für die periodischen Folgekosten nur die Straßen.    

Laufende Folgekosten  

Die vier Modellkommunen sind in sehr unterschiedlichem Maße für Betrieb, 
Unterhaltung und Instandhaltung der Straßen und Entwässerungsanlagen in 
den Baugebieten zuständig. Nur in Neustadt werden sämtliche Aufgaben von 
der Stadt wahrgenommen. Die drei anderen Modellkommunen haben jeweils 
bestimmte Zuständigkeiten auf Grundeigentümer und Entwickler bzw. die An-
lieger übertragen. Aus diesem Grund stehen die Angaben zu den laufenden 
Folgekosten jeweils in einem eigenen Kontext und setzten sich aus unter-
schiedlichen Einzelposten zusammen. Dabei handelt es sich jeweils um die 
tatsächlich anfallenden Ausgaben in den jeweiligen Städten und Gemeinden11.  

Für die Wasserinfrastrukturen konnten die befragten Betriebe keine vergleich-
bar genauen Werte nennen. Daher wurden auf der Grundlage ihrer Angaben 
zu Erfahrungs- bzw. Schätzwerten12 und in der Literatur verwendeter Werte 
(Lux 2009; Siedentop u.a. 2006) standardisierte Beträge festgesetzt, für die 
größeren Städte mit dichterer Netzstruktur leicht höhere Ansätze als für die 
kleineren Gemeinden mit weitläufigen Netzen. Für Betrieb und Wartung der 
Frischwasserkanäle wird mit Euro 0,80 bzw. Euro 1,00 pro Kanalmeter und 
Jahr gerechnet, für Unterhaltung der Schmutzwasserkanäle mit Euro 1,00 
bzw. Euro 1,20 pro Kanalmeter und Jahr13.  

                                                 
11 Für Liebenau, Polle und Stadthagen handelt es sich um die Ausgaben für jedes der einzelnen 

Baugebiete im letzten kommunalen Haushaltsjahr (2008), in Neustadt um über einige Jahre 
gemittelte Ausgaben für den Typ des Baugebiets.  

12 Einige Betriebe konnten diese Angaben nicht machen, andere setzten sie vergleichsweise 
sehr hoch, andere sehr niedrig an.  

13 Diese Ansätze beinhalten keine Anteile an den Verwaltungskosten und allgemeinen Betriebs-
kosten.  
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Als Konsequenz der unterschiedlichen Zuständigkeiten für Straßen und 
Straßenentwässerung zeigt sich eine sehr weite Spanne in den laufenden 
Kosten pro Wohneinheit für die einzelnen Baugebiete, soweit sie aus den 
kommunalen Haushalten und von den Wasserbetrieben und damit von der 
Gesamtheit der Gebührenzahler zu begleichen sind (Abbildung 7).  

Abbildung 7:  Laufende Folgekosten für kommunalen Haushalt und  
Wasserbetriebe pro geplante Wohneinheit und Jahr   
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Sowohl die niedrigen Werte von etwa 30 Euro pro Wohneinheit und Jahr für 
die Gebiete in Liebenau wie auch die hohen Werte von über 100 Euro für drei 
der vier Baugebiete in Neustadt erklären sich in erster Linie aus den Folge-
kosten für die Straßen.  

 In den beiden Baugebieten in Liebenau entstehen der Gemeinde nur 
Kosten durch die Kontrolle des Straßenzustands. Sämtliche laufenden 
Kosten für Straßen und Entwässerung tragen die Anlieger bzw. für nicht 
verkaufte Bauplätze der Grundeigentümer oder der Entwickler.  

 In Polle trägt die Gemeinde die Kosten für Wartung und Instandhaltung 
von Straßen und Entwässerungsanlagen, Straßenbeleuchtung und den 
Winterdienst. Mit dem Aufwand für Straßenreinigung und Pflege des 
Straßenbegleitgrüns werden die Grundstückseigentümer belastet. Bei den 
genannten Werten handelt es sich um reale aktuelle Ausgaben; Kosten für 
Instandhaltung sind aufgrund des noch guten Zustands von Straßen und 
Entwässerungsanlagen sehr gering.     

 In den drei Baugebieten in Stadthagen entfallen auf die Stadt nur Kosten 
für die Straßenbeleuchtung und das Straßenbegleitgrün14. Für Wartung 
und Instandhaltung der Entwässerungskanäle, für Reinigung und Instand-
haltung der als ‚nicht öffentlich’ deklarierten Straßen und für den Winter-
dienst kommen gemäß Kaufvertrag die Anlieger bzw. für nicht verkaufte 
Bauplätze die Grundeigentümer bzw. Entwickler auf. 

 Dagegen trägt in den Neustädter Baugebieten die Stadt alle Kosten für Be-
trieb, Unterhaltung und Instandhaltung von Straßen und Entwässe-
rungsanlagen (Straßenbeleuchtung, Straßenreinigung, Winterdienst, In-

                                                 
14  Diese Ausgaben lagen zwischen 0,30 und 0,70 Euro pro Straßenmeter und Jahr. 
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standhaltung der Straßen, Pflege des Straßengrüns, Wartung und Instand-
haltung der Entwässerungsanlagen). Der genannte Betrag stellt einen Er-
fahrungswert dar, der sich aus über die letzten Jahre gemittelten Ausga-
ben für Einfamilienhausgebiete ähnlichen Typs und unterschiedlichen Al-
ters ergibt. Der hier verwendete Ansatz enthält damit auch Ausgaben für 
Instandsetzungsmaßnahmen, wenngleich sie in den sehr jungen Bauge-
bieten zum derzeitigen Zeitpunkt tatsächlich noch gar nicht anfallen.  

Die Kosten-Differenzen in Abbildung 7 reflektieren also weniger tatsächliche 
Unterschiede im Aufwand, sondern vor allem Unterschiede in der Zuständig-
keit der Städte und Gemeinden für einzelne Teilaufgaben der Unterhaltung 
von Straßen- und Entwässerungsinfrastrukturen.  

Für die Frischwasserversorgung und Abwasserentsorgung gibt es diese Auf-
teilung von Zuständigkeiten nicht; die laufenden Folgekosten werden grund-
sätzlich immer in voller Höhe von den Versorgern bzw. Entsorgern getragen. 
Hier sind Kosten-Differenzen auf die unterschiedlichen Kanallängen pro 
Wohneinheit zurückzuführen.  

Die Kosteneffekte unterschiedlicher Netzmeter für sowohl Wasserkanäle als 
auch für Straßen zeigt sich beim Vergleich der Baugebiete innerhalb der ein-
zelnen Modellkommunen. So wird in Neustadt für das Baugebiet „Ahnser 
Feld“ mit deutlich geringerem Aufwand pro Wohneinheit gerechnet als für „Alte 
Feldmühle“, in Stadthagen für „Kloppenburg“ mit geringerem Aufwand als für 
das Gebiet „Am Johannishof“.  

Da Neustadt die einzige der Modellkommunen ist, in der sämtliche Folgekos-
ten für Erschließungsinfrastrukturen von den Trägern übernommen werden, 
können die Kostenansätze als Information dafür verwendet werden, in  wel-
cher Größenordnung laufende Folgekosten liegen15. Deutlich wird dabei, dass, 
wie auch bei den Erstinvestitionen, die Unterhaltung der Straßeninfrastruktur 
den größten Posten ausmacht (Tabelle 3).  

Tabelle 3: Laufende jährliche Folgekosten für  
Erschließungsinfrastrukturen in Neustadt  

Infrastruktur Kosten für lfd. Meter 
in Euro 

Straßen1   4,00 
Entwässerung1 0,30 
Schmutzwasser2 1,20 
Frischwasser2 1,00 

1 Erfahrungswert für Einfamilienhausgebiete ähnlichen Typs und jeglichen Alters   
2 Schätzwert aus Nennungen von Wasserbetrieben und Literatur  

In der Summe zeigt sich, dass die laufenden jährlichen Kosten für die Unter-
haltung von Straßen und Anlagen der Entwässerung, Frischwasserversorgung 
und Schmutzwasserentsorgung in den untersuchten Baugebieten vergleichs-

                                                 
15  Im Vergleich mit anderen Untersuchungen sind die Werte für die Unterhaltung von Straßen 

und Entwässerung in Neustadt mit 0,75 Euro pro qm und Jahr relativ niedrig. In zwei Städten 
des Stuttgarter Raums wurden Werte zwischen Euro 0,90 und 1,50 Euro pro qm und Jahr 
ermittelt (Verband Region Stuttgart / Ökonsult GbR o.J.).  
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weise gering sind. Selbst in Neustadt, wo die Stadt vollständig für die Unter-
haltung der Straßen und Entwässerung aufkommt, belaufen sich die Belas-
tungen des kommunalen Haushalts auf nicht mehr als 720 Euro für das 
kleinste Gebiet (Mühlenkamp mit 12 Wohneinheiten) und 2.400 Euro für das 
größte Gebiet (Auenblick Süd mit 34 Wohneinheiten).  

Wenn die Grundstücke bebaut sind, leisten die Anlieger mit der Zahlung von 
Verbrauchsgebühren für Wasser und der Grundsteuer einen Beitrag, der die 
laufenden Folgekosten derzeit vermutlich gut abdeckt. Da diese Kosten aber 
weitgehend unabhängig davon entstehen, ob die Grundstücke bebaut und 
Nutzer angeschlossen sind, haben die Träger Einnahmeausfälle, solange die 
Bauplätze noch nicht verkauft sind. Eine schleppende Vermarktung erschwert 
bzw. verhindert somit nicht nur die Refinanzierung der Erstinvestitionen, son-
dern belastet die Gesamtheit der Gebühren- und Steuerzahler auch mit der 
Unterhaltung der Infrastrukturanlagen in den Baugebieten.  

Periodische Folgekosten für Straßen  

Gemessen an den vergleichsweise geringen, wenngleich laufend anfallenden 
Folgekosten für die Unterhaltung und Pflege der Erschließungsinfrastrukturen 
belaufen sich die periodisch anfallenden Kosten für Instandsetzungs- und Er-
neuerungsmaßnahmen auf erhebliche Summen.  

Um eine Vorstellung von der Dimension dieser Kosten zu erhalten, wurden die 
Erneuerungsinvestitionen für die Straßen in den untersuchten Baugebieten 
geschätzt. Für die Entwässerungsanlagen ebenso wie für die Frisch- und Ab-
wasseranlagen konnte eine derartige Abschätzung nicht vorgenommen wer-
den. Lt. Aussage der zuständigen Experten gibt es keine ‚Vorbilder’, aus de-
nen sich Erfahrungswerte ableiten lassen; zu unterschiedlich sind jeweils die 
gebietsspezifischen technischen Anlagen und zu wenig absehbar die mittel- 
und vor allem längerfristig anfallenden technischen Erneuerungsbedarfe.  

Die Schätzwerte für die Kosten der Straßenerneuerung stammen von den 
Fachleuten in den jeweiligen Städten und Gemeinen. Sie gaben Erfahrungs-
werte zur Periodizität von Erneuerungsmaßnahmen und zur Höhe der Kosten 
pro Straßenmeter in vergleichbaren Baugebieten an.  Da sich die Baugebiete 
vom Typ her recht ähnlich sind, sind die Kostenansätze innerhalb der einzel-
nen Gemeinde identisch und sie unterscheiden sich auch nur wenig zwischen 
den Modellkommunen16.  

Hochgerechnet auf die Länge der Straßen für die innere Erschließung erga-
ben sich für acht der zehn Baugebiete Kostenansätze zwischen 75.000 Euro 
und 150.000 Euro; das billigste wird Mühlenkamp (Neustadt) mit knapp 50.000 
Euro, das teuerste Döhrenkamp (Liebenau) mit 170.000 Euro. Je nach Mo-

                                                 
16 Zwischen den Modellkommunen variiert der Zeitraum, nach dem Instandhaltungs- und Er-

neuerungsmaßnahmen fällig werden, zwischen 25 Jahren in Neustadt und 35 Jahren in 
Liebenau, die Kostenansätze erstrecken sich von € 250 pro Straßenmeter in Polle bis € 350 
pro Straßenmeter für die Baugebiete in Stadthagen. Dadurch, dass kürzere Zeiträume mit 
niedrigeren Kostenansätzen und längere Zeiträume mit höheren Kostenansätzen 
korrespondieren, ergibt sich ein nivellierender Effekt, der auch sachlich berechtigt scheint, da 
die Baugebiete selbst und die Art der Straßenerschließung ähnlich sind.    
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dellkommune wird mit diesen Maßnahmen 25 bis 35 Jahre nach dem Bau der 
Straßen gerechnet.  

Im Sinne einer vorweggenommenen Abschreibung der Investition bzw. eines 
kontinuierlichen Ansparens der Investitionssumme lassen sich diese Erneue-
rungsinvestitionen als jährlicher Betrag darstellen („diskontieren“) und damit 
sowohl untereinander als auch mit den laufenden Folgekosten vergleichen.  

Nach dieser Aufteilung der erwarteten Erneuerungsinvestitionen belaufen sich 
die jährlichen Kosten für die einzelnen Baugebiete zwischen etwa 1.800 Euro 
und 6.200 Euro (Abbildung 8); bezogen auf die Wohneinheiten entspricht das 
einem Betrag zwischen gut 100 und gut 200 Euro. Sie liegen damit deutlich 
höher als die Kosten für ihre laufende Unterhaltung. Die große Varianz zwi-
schen den Baugebieten ist in erster Linie auf die Länge der Straßen für die 
innere Erschließung zurückzuführen. Auenblick Süd (Neustadt) hat mit 550 
Meter (für 34 Wohneinheiten) die längste, Mühlenkamp (Neustadt) mit 165 
Meter (für 12 Wohneinheiten) die kürzeste Straßenstrecke. 

Abbildung 8: Jährliche Kosten für Erneuerung von Straßen  
in Baugebieten pro Jahr (diskontiert) 
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Die geschätzte Höhe der Erneuerungsinvestitionen weist nur eine relativ 
schwache Übereinstimmung mit den Kosten der Erstinvestitionen auf. Die 
Baugebiete in Stadthagen hatten zum Beispiel sehr hohe Erstinvestitionen 
und liegen bei den Erneuerungsinvestitionen im unteren Bereich. Ob die Höhe 
der Erneuerungsinvestitionen nur von der Länge der Straßen bestimmt wird 
oder nicht doch von den Erstinvestitionen, deren Höhe unterschiedliche Profile 
und Gestaltungen der Straßen in den Baugebieten reflektiert, lässt sich nur 
feststellen, wenn der tatsächliche Umfang der Erneuerungsinvestitionen be-
kannt ist.  

Mit den Erneuerungsinvestitionen sind aber noch nicht alle periodischen Fol-
gekosten für die kommunalen Haushalte abgedeckt. Ein weiterer Posten sind 
Instandsetzungsmaßnahmen. Für neue oder erste einige Jahre alte Straßen 
ist der Bedarf dafür noch gering; er wird aber mit den Jahren, d.h. bis zum 
Zeitpunkt der Erneuerung, kontinuierlich ansteigen.  
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Eine weitere Kostengröße für den kommunalen Haushalt ist schließlich der 
Instandsetzungs- und Erneuerungsaufwand für die Entwässerung, der hier 
nicht betrachtet wurde. Er wird deutlich geringer als der für Straßen sein, ist 
aber keinesfalls zu vernachlässigen.  

In der Regel belasten die Kosten für Instandsetzungs- und Erneuerungsmaß-
nahmen, im Gegensatz zu den Erstinvestitionen, die Städte und Gemeinden in 
voller Höhe, weil sie nicht über Umlagen refinanziert werden können. Eine 
Ausnahme unter den Modelkommunen ist hier wiederum Liebenau. Die Ge-
meinde zahlt gemäß ihrer örtlichen Satzung in ihren beiden Baugebieten nur 
25% der Erneuerungsinvestitionen als kommunalen Anliegerbeitrag. Die rest-
lichen 75% müssen die Anlieger bzw. für nicht verkaufte Grundstücke der 
Grundeigentümer tragen.  

Die Zusammenstellung der unterschiedlichen Formen von Folgekosten zeigt, 
dass ihre Kontinuität und ihr allmähliches Wachsen sie längerfristig zu einer 
größeren Belastung für den kommunalen Haushalt macht, als in den ersten 
Jahren eines Baugebiets wahrgenommen wird.  

2.5 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 
Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass den Städten und Gemeinden 
sowie den Trägern der Wasserinfrastruktur durch die Erschließung neuer 
Wohngebiete erhebliche finanzielle Belastungen entstanden sind. Eine Fort-
setzung der Entwicklung von Neubaugebieten in Form der bislang üblichen  
Angebotsplanung wird ihr finanzielles Risiko noch erhöhen.  

Angesichts verringerter Nachfrage birgt die Entwicklung von Bau-
gebieten das Risiko langfristiger finanzieller Belastungen  

In allen Modellkommunen gibt es ein großes Angebot an Bauplätzen, selbst 
wenn schon seit längerer Zeit keine Baugebiete mehr neu erschlossen worden 
sind. Gleichermaßen gilt für alle, dass sich die Bautätigkeit in den letzten 
Jahren deutlich verlangsamt hat; in jüngster Zeit zeigt sich die rückläufige 
Nachfrage auch für die städtischen Standorte.  

Aufgrund der demographischen Perspektive für die Modellkommunen ist 
davon auszugehen, dass sich die Nachfrage nach Baugrundstücken eher 
weiter verringern als wieder zunehmen wird. Je größer die Zahl erschlossener 
Grundstücke in Neubaugebieten, desto größer ist das das Risiko, dass diese 
nicht oder nur schleppend veräußert werden können und für die Städte und 
Gemeinden bzw. ihre Bürger finanzielle Belastungen durch Erschließungs-
investitionen und Folgekosten entstehen.   

Die Entwicklung neuer Baugebiete verstärkt zudem die Tendenz rückläufiger 
Nutzerdichte in Bestandsgebieten und dadurch nachlassender Auslastung und 
sinkender Kosteneffizienz vorhandener Infrastrukturen. Auch diese Ent-
wicklung belastet neben der Wohnqualität die kommunalen Haushalte.  
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Die Höhe der Erschließungsinvestitionen hängt von vielerlei Einzel-
faktoren ab  

Obwohl es sich durchgehend um Einfamilienhausgebiete, die meisten davon 
in Ortsrandlage handelt, unterscheidet sich die Höhe der Erschließungsinves-
titionen pro Wohneinheit ganz erheblich. Die Gründe für die große Varianz 
finden sich zum einen in den unterschiedlichen Längen von Straßen und 
Wasserkanälen. Die wirklich kritischen Einflussgrößen sind aber der 
technische Aufwand für die Abwasser- und Regenwasserentsorgung sowie 
das angestrebte Profil des Gebietes und die Adressatengruppe für die Ver-
marktung.  

Infolgedessen fallen auch die Anteile einzelner Netzinfrastrukturen an den 
gesamten Investitionen von Baugebiet zu Baugebiet sehr unterschiedlich aus. 
Die verallgemeinernde Aussage, dass die Erschließung von Baugebieten auf-
grund von Merkmalen wie Größe, Lage und Dichte der Bebauung mehr oder 
weniger teuer ist, übersieht oft kostenwirksame Bedingungen des Einzelfalls. 
Für die Abschätzung von Erschließungskosten ist es daher wichtig, die be-
sonderen Voraussetzungen und Anforderungen für die einzelnen Netzinfra-
strukturen zu beachten. 

Kosten für die Erschließung von Baugebieten werden in unterschied-
lichem Umfang von Städten und Gemeinden getragen 

Die Modellkommunen unterscheiden sich erheblich darin, welche Verfahren 
und Prinzipien sie für die Übernahme von Erschließungskosten und Folge-
kosten der untersuchten Baugebiete anwenden.  

Nur in den Baugebieten von Neustadt a. Rbge. liegt die volle Zuständigkeit für 
die Straßen bei der Stadt. In den anderen Modellkommunen sind die Anlieger 
bzw. die Entwickler zur Übernahme mehr oder weniger vieler Einzelaufgaben 
der Straßenunterhaltung verpflichtet. Zum Teil sind die Entwickler auch für die 
Erstinvestitionen zuständig oder für die Übernahme der Umlagen, wenn die 
Grundstücke bis zu einem bestimmten Zeitpunkt nicht verkauft sind.  

Diese Möglichkeit, sich gegen längerfristige Investitionsrisiken abzusichern 
und die Refinanzierung im Zweifelsfall vom Entwickler oder auch von der Ge-
meinde zusichern zu lassen, wird auch von einzelnen Wasserbetrieben ge-
nutzt. Die laufende Unterhaltung der Wasserkanäle und technischen Anlagen 
können sie dagegen nicht abgeben, so dass die Folgekosten immer in voller 
Höhe von ihnen bzw. der Gesamtheit der Gebührenzahler zu tragen sind. 

Am konsequentesten wird die Übertragung von Zuständigkeiten und Kosten 
auf Grundstückseigentümer und Entwickler in der Gemeinde Liebenau 
praktiziert.  

Eine langsame Vermarktung und niedrige Umlagensätze verhindern die 
Refinanzierung der Erschließungsinvestitionen und belasten kommunale 
Haushalte und Wasserbetriebe 

Bis auf wenige Fälle verlief bzw. verläuft der Verkauf der Baugrundstücke in 
den untersuchten Neubaugebieten schleppend. Damit wird sowohl für die 
Städte und Gemeinden wie auch für die Wasserbetriebe die Refinanzierung 
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der Erschließungsinvestitionen verzögert. Zu diesen „Außenständen“ kommen 
in der Regel Investitionskosten für die Zwischenfinanzierung hinzu. Damit sind 
die Finanzierungslücken für die Träger der Infrastrukturen insbesondere bei 
einer langen Besiedlungsdauer zu einer Größenordnung angewachsen, die 
durch die Umlagen vermutlich bei weitem nicht mehr zu schließen ist und die 
Refinanzierung der Investitionen verhindert.  

Die zweite Ursache für finanzielle Belastung der Infrastrukturträger sind nicht 
kostengerechte Umlagen für die Erschließungsinfrastrukturen. Da sich für den 
Bau der Straßen und Entwässerungsanlagen die Höhe der Beiträge an den 
tatsächlich entstandenen oder erwarteten Investitionen orientieren sollte, kann 
die Unterdeckung als Subventionierung der Bauherren angesehen werden. 
Diese Fälle, in denen das Kostendeckungsprinzip offensichtlich nicht an-
gewandt wurde, treten in einer Reihe der Baugebiete auf.  

Eine Unterdeckung der Erstinvestitionen für die Frischwasserversorgung und 
die Schmutzwasserentsorgung lässt sich weniger eindeutig interpretieren, da 
die Umlagen für den Anschluss von Neubaugebieten als Pauschalen erhoben 
und damit aufwändig zu erschließende Standorte durch unaufwändig zu er-
schließende Gebiete mit finanziert werden. So gibt es in den untersuchten 
Baugebieten auch eine Reihe von Fällen, in denen die Umlagen deutlich 
höher ausfallen als für den Ausgleich der Investitionen erforderlich. Die 
Gesamtbilanz der Erlöse aus den verschiedenen Umlagen für die einzelnen 
Baugebiete fällt folglich sehr unterschiedlich aus.  

Auffällig ist aber, dass sich Unterdeckungen und Überdeckungen in einzelnen 
Modellkommunen konzentrieren. Der Grund für durchgängige Unter-
deckungen ist oft, dass Umlagen und Beiträge von der Kommunalpolitik mög-
lichst niedrig angesetzt sind, um Anreize für den Erwerb von Grundstücken zu 
schaffen. In der Folge lassen sich Erstinvestitionen selbst dann nicht re-
finanzieren, wenn alle Bauplätze zügig verkauft werden. 

In diesen Fällen stellt sich die Frage, ob das Prinzip der Umlagefinanzierung 
kostengerecht ist oder bewusst als Instrument zur Subventionierung über den 
kommunalen Haushalt angewandt wird.    

Die Folgekosten neuer Baugebiete sind nur auf den ersten Blick gering  
Folgekosten können i.d.R. nicht, wie die Erstinvestitionen, auf die Hauseigen-
tümer oder Entwickler der Gebiete umgelegt werden. Folglich werden sie fast 
immer von der Allgemeinheit getragen.  

Bei den Folgekosten ist zwischen laufenden Kosten und periodisch not-
wendigen kostenrelevanten Maßnahmen zu unterscheiden.  

Die jährlichen Kosten für die laufende Unterhaltung der Straßen und Ent-
wässerungskanäle belaufen sich selbst in Baugebieten, in denen sich die 
Modellkommunen nicht von einem größeren Teil der Unterhaltungs- und 
Pflegemaßnahmen für Straßen und Entwässerung entlastet haben, auf kleine 
Summen, die den kommunalen Haushalt nur in geringem Maße belasten.  

Die längerfristige Perspektive ist aber sehr viel weniger günstig, weil die 
periodisch anfallenden Kosten für Instandsetzungs- und Erneuerungsmaß-
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nahmen die Folgekosten hochtreiben. Allein für die Erneuerung der Straßen, 
auch wenn sie erst in 25 bis 35 Jahren anfallen, ergeben sich für die einzelnen 
Baugebiete jährliche Kosten, die deutlich über den Kosten für ihre laufende 
Unterhaltung liegen. Zwischenzeitlich werden zudem auch Instandsetzungs-
maßnahmen zu Buche schlagen. Die Betrachtung der aktuellen Ausgaben für 
den kommunalen Haushalt unterschlägt also die langfristig wirksamen Be-
lastungen. Auch für die Wasserinfrastruktur ist davon auszugehen, dass 
Folgekosten zum Zeitpunkt ihrer Ersterstellung noch wenig zu Buche 
schlagen, im Laufe der Zeit aber ansteigen.  

Eine zusätzliche Belastung durch Folgekosten entsteht der Allgemeinheit 
durch die zum Teil sehr langfristige Besiedlungsdauer der Baugebiete. 
Solange nicht alle Baugrundstücke verkauft und bebaut sind, verzeichnen 
sowohl die Kommune als auch die Wasserbetriebe Einnahmeausfälle, die von 
der Gesamtheit der Gebühren- und Steuerzahler gedeckt werden müssen.  

Die Folgekosten in den untersuchten Baugebieten führen somit zu einer deut-
lich höheren Belastung für die Infrastrukturträger bzw. die Bürger als die der-
zeit anfallenden Ausgaben nahe legen.  

Merkmale der Baugebiete haben nur geringen Einfluss auf die Höhe von 
Investitions- und Folgekosten 
Im Unterschied zu den Ergebnissen anderer Untersuchungen haben 
Merkmale der Baugebiete wie Lage, Größe und Bautyp in den Modell-
kommunen nur einen geringen Einfluss auf die Höhe der Erschließungs-
investitionen und Folgekosten. Zwar bestätigt sich, dass weniger dicht be-
baute Gebiete höhere Investitionen für Erschließungen nach sich ziehen, aber 
der Zusammenhang ist relativ schwach und gilt vorrangig für den Straßenbau.   

Dieses Ergebnis kann aber die Gültigkeit dieser Zusammenhänge nicht in 
Frage stellen. Zum einen sind zehn Baugebiete ein sehr kleines Sample, so 
dass die jeweiligen Rahmenbedingungen jeweils einen großen Einfluss 
haben. Zum anderen, und wichtiger, repräsentiert das Sample im Wesent-
lichen einen Gebietstypus. 

Die untersuchten Baugebiete sind allerdings durchaus repräsentativ für Ent-
wicklungstendenzen des Wohnungsmarkts und der Siedlungsformen im er-
weiterten Wirtschaftsraum Hannover, so dass die Befunde zu Kosten und 
Folgekosten neuer Baugebiete und ihren Zusammenhang mit dem demo-
graphischen Wandel auf eine Vielzahl anderer Städte und Gemeinden über-
tragbar sind.   

2.6 Optionen  

2.6.1 Städte und Gemeinden  

Mit der nachlassenden Nachfrage nach Bauplätzen durch die demographische 
Entwicklung erhöht sich für die Städte und Gemeinden das Risiko, dass ihnen 
daraus dauerhafte Haushaltsbelastungen entstehen. Es liegt in ihrem 
Interesse, diese Risiken durch Gegenstrategien und Gegenmaßnahmen zu 
begrenzen. 
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Dazu gehört in erster Linie eine Siedlungspolitik, die das Baugebietsangebot 
an den demographischen Entwicklungstendenzen ausrichtet. Die Städte und 
Gemeinden reagieren in der Mehrzahl bereits auf die verringerte Nachfrage 
und schleppende Vermarktung von Wohnbauland, indem sie größere Zurück-
haltung bei neuen Ausweisungen von Baugebieten üben. Diese Haltung ist 
der Situation angemessen und auch zukünftig sollten neue Baugebiete nur 
entwickelt werden, wenn der Bedarf dafür mit belastbaren Bevölkerungs-
prognosen begründet werden kann. 

Bei der Planung neuer Baugebiete sind Kostengesichtspunkte stärker in den 
Vordergrund zu rücken. Baugebiete sollten so entwickelt werden, dass die 
längerfristigen Kosten für die Städte und Gemeinden und für die Infrastruktur-
träger möglichst gering sind. Das erfordert vor allem,    

 neue Baugebiete in Außenlage und in gering verdichteter Bauweise zu 
vermeiden, da sie sich durch besonders hohe Investitionskosten und 
längerfristig höhere Folgekosten auszeichnen; 

 die Siedlungsentwicklung an den vorhandenen Netzinfrastrukturen zu 
orientieren, um hohe Investitionen für neue Infrastrukturen zu vermeiden 
und um Siedlungsbestände langfristig besser auszulasten und kosten-
günstiger betreiben zu können; 

 Baugebiete abschnittweise zu entwickeln und erschließen. 

Gleichzeitig sollten sich die Städte und Gemeinden um größere Kostenwahr-
heit bemühen, indem sie   

 ein Kostenmonitoring für die Erschließung und den Unterhalt von Bau-
gebieten einführen; 

 die Möglichkeiten standardisierter Kostenrechner bei der Abwägung von 
alternativen Baugebieten und Bauflächen nutzen.  

Bei der Entwicklung neuer Baugebiete sollten die Städte und Gemeinden Ver-
trags- und Finanzierungsmodelle nutzen, die für sie und die Allgemeinheit 
Folgekosten verringern, indem   

 die Investitions- und Erschließungskosten für nicht verkaufte Grundstücke 
und Wohnungen von den privaten Grundstückseigentümern oder Ent-
wicklern getragen werden und  

 die Umlagen den realen Kosten entsprechen.   

Sie sollten außerdem prüfen, ob die Endnutzer an den Folgekosten beteiligt 
werden können, indem Straßen und Entwässerungsanlagen in Neubau-
gebieten als Gemeinschaftsraum der Eigentümer gefasst werden und sie 
damit für ihre Unterhaltung verantwortlich sind. 

2.6.2 Regionalplanung  

Die demographische Entwicklung erhöht die Risiken längerfristiger finanzieller 
Belastungen der Städte und Gemeinden durch die Entwicklung neuer Bau-
gebiete. Daher wird die Richtigkeit zentraler regionalplanerischer Grundsätze 
und Ziele der Siedlungsentwicklung bestätigt, nämlich 

 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 
 Durchsetzung und Stärkung des Zentrale-Orte-Prinzips 
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 Ermittlung und Nutzung von Reserven im Bestand 
 Begrenzung der Siedlungsflächen-Ausweisung bei demographischer 

Stagnation und Schrumpfung. 

Um die Durchsetzung dieser Grundsätze und Ziele zu fördern,    

 muss Demographie-Festigkeit zu einem entscheidenden Kriterium der 
Siedlungsentwicklung werden. Demographieberichte der Städte und Ge-
meinden sollten daher zu einer notwendigen Voraussetzung der Be-
gründung von Flächenausweisungen gemacht werden; 

 sollte die Kostenentwicklung von Erschließungsinfrastrukturen als Be-
wertungskriterium bei Stellungnahmen zur Entwicklung neuer Baugebiete 
stärker genutzt werden; 

 sollte die Siedlungsplanung stärker an vorhandenen Infrastrukturnetzen 
orientiert werden; ein mögliches regionalplanerisches Instrument wäre ihre 
Ausweisung als Entwicklungsachsen.   

Darüber hinaus sollte die Regionalplanung in den Städten und Gemeinden 
Promotoren einer zurückhaltenden Baulandpolitik unterstützen und die Ent-
scheidungsträger und die Öffentlichkeit dafür sensibilisieren, dass neue Bau-
gebiete hohe Kosten und Folgekosten nach sich ziehen und eine zurück-
haltende Siedlungsentwicklung Belastungen für die kommunalen Haushalte 
verringert.  
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2.7 Profile Neubaugebiete 

Zum Bult, Liebenau 

  
Stand: 2007 

Art und Lage Ortsrandlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2002 

Nettowohnbauland 18.966 qm 

Geplante Wohneinheiten 23 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 8 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 825 qm 

Länge der inneren Straßen 300 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 207.930 

 
absolut in Euro  

pro geplante 
Wohneinheit  

in Euro   

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  155.500  6.761 74% 

-  davon für Entwässerung    11.500  500 74% 

-  davon für Frischwasser    11.625  505 356% 

-  davon für Schmutzwasser   29.300  1.274 298% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit €  9.040 

Folgekosten für 
kommunalen 
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger  

Gesamt pro Jahr  € 640  

-  davon für Straßen € 100  

-  davon für Entwässerung  ---  

-  davon für Frischwasser € 240  

-  davon für Schmutzwasser € 300  

Besonderheiten Aufwand für Straßen und Regenentwässerung liegt beim Grundeigentümer 
bzw. bei den Anliegern.   

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 
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Döhrenkamp, Liebenau 

  
Stand: 2007 

Art und Lage Außenlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2005 

Nettowohnbauland 30.460 qm 

Geplante Wohneinheiten 37 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 4 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 823 qm 

Länge der inneren Straßen 575 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 511.030 

 
absolut in Euro  

pro geplante 
Wohneinheit  

in Euro   

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  359.000  9.703 61% 

-  davon für Entwässerung  41.000  1.108 61% 

-  davon für Frischwasser  22.500  608 296% 

-  davon für Schmutzwasser  88.528  2.393 159% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit € 13.810 

Folgekosten für 
kommunalen 
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger  

Gesamt pro Jahr  € 1.190  

-  davon für Straßen € 100  

-  davon für Entwässerung ---  

-  davon für Frischwasser € 485  

-  davon für Schmutzwasser € 605  

Besonderheiten Gesamter Aufwand für Straßen und Regenentwässerung liegt beim Ent-
wickler bzw. bei den Anliegern.   

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 
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Mühlenkamp, Neustadt a. Rbge. 

  
Stand: 2006 

Art und Lage Ortsrandlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2008 

Nettowohnbauland 7.915 qm 

Geplante Wohneinheiten 12 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 1 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 660 qm 

Länge der inneren Straßen 165 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 244.900 

 
absolut in Euro 

pro geplante 
Wohneinheit  

in Euro  

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  102.000  8.500 66% 

-  davon für Entwässerung  66.000  5.500 66% 

-  davon für Frischwasser  15.400  1.283 52% 

-  davon für Schmutzwasser  61.500  5.125 142% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit € 20.410 

Folgekosten für 
kommunalen 
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger 

Gesamt pro Jahr  € 1.315  

-  davon für Straßen € 660  

-  davon für Entwässerung €   50  

-  davon für Frischwasser € 275  

-  davon für Schmutzwasser € 330  

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 
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Alte Feldmühle, Neustadt a. Rbge. 

  
Stand: 2006 

Art und Lage Außenlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2008 

Nettowohnbauland 19.990 qm 

Geplante Wohneinheiten 28 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 4 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 714 qm 

Länge der inneren Straßen 525 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 339.990 

 
absolut in Euro  

pro geplante 
Wohneinheit  

in Euro  

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  143.000  5.107 130% 

-  davon für Entwässerung  11.000  393 130% 

-  davon für Frischwasser  22.680  810 83% 

-  davon für Schmutzwasser  163.307  5.832 135% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit € 12.140 

Folgekosten für 
kommunalen 
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger  

Gesamt pro Jahr  € 3.150  

-  davon für Straßen € 2.100  

-  davon für Entwässerung €    160  

-  davon für Frischwasser €    405  

-  davon für Schmutzwasser €    485  

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 
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Ahnser Feld, Neustadt a. Rbge. 

   
Stand: 2006 

Art und Lage Integrierte Lage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2004 

Nettowohnbauland 15.445 qm 

Geplante Wohneinheiten 23 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 21 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 672 qm 

Länge der inneren Straßen 270 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 295.450 

 
absolut in Euro  

pro geplante 
Wohneinheit  

in Euro   

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  182.900  7.952 74% 

-  davon für Entwässerung  36.073  1.568 74% 

-  davon für Frischwasser  12.152  528 127% 

-  davon für Schmutzwasser  64.327  2.797 265% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit € 12.850 

Folgekosten für 
kommunalen  
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger  

Gesamt pro Jahr  € 1.640  

-  davon für Straßen € 1.080  

-  davon für Entwässerung €      80  

-  davon für Frischwasser €    220  

-  davon für Schmutzwasser €   260  

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 
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Auenblick Süd, Neustadt a. Rbge. 

  
Stand: 2006 

Art und Lage Außenlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2008 

Nettowohnbauland 19.326 qm 

Geplante Wohneinheiten 34 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 20 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 568 qm 

Länge der inneren Straßen 550 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 350.300 

 
absolut in Euro  

pro geplante 
Wohneinheit  

in Euro   

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  117.173  3.446 129% 

-  davon für Entwässerung  17.648  519 129% 

-  davon für Frischwasser  27.552  810 83% 

-  davon für Schmutzwasser  187.929  5.527 114% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit € 10.300 

Folgekosten für 
kommunalen  
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger  

Gesamt pro Jahr  € 3.450  

-  davon für Straßen € 2.200  

-  davon für Entwässerung €    165  

-  davon für Frischwasser €    495  

-  davon für Schmutzwasser €    590  

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 
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Ottenstein, Polle 

   

Stand: 2005 

Art und Lage Ortsrandlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 1998 

Nettowohnbauland 9.104 qm 

Geplante Wohneinheiten 33 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 32 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 276 qm 

Länge der inneren Straßen 516 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 419.230 

 
absolut in Euro  

pro geplante 
Wohneinheit 

in Euro  

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  270.779  8.205 76% 

-  davon für Entwässerung  66.000  2.000 76% 

-  davon für Frischwasser  19.561  593 85% 

-  davon für Schmutzwasser  62.888  1.906 157% 

Investitionen pro geplante Wohneinheit € 12.700 

Folgekosten für 
kommunale  
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger   

Gesamt pro Jahr  € 1.980  

-  davon für Straßen € 840  

-  davon für Entwässerung ---   

-  davon für Frischwasser € 520  

-  davon für Schmutzwasser € 620  

Besonderheiten Aufwand für Pflege des Straßenbegleitgrüns und für Regenentwässerung 
wird von Anliegern übernommen    

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 
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Am Johannishof, Stadthagen 

  
Stand: 2005 

Art und Lage Ortsrandlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2007 

Nettowohnbauland 30.320 qm 

Geplante Wohneinheiten 31 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 13 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 978 qm 

Länge der inneren Straßen 430 m 

Investitionen 
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 701.550 

 
absolut in Euro 

pro geplante 
Wohneinheit 

in Euro  

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  315.000  10.161 104% 

-  davon für Entwässerung  210.000  6.774 104% 

-  davon für Frischwasser  20.550  663 76% 

-  davon für Schmutzwasser  156.000  5.032 24% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit € 22.630 

Folgekosten für 
kommunalen 
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger  

Gesamt pro Jahr  € 2.120  

-  davon für Straßen € 1.110  

-  davon für Entwässerung ---   

-  davon für Frischwasser €    480  

-  davon für Schmutzwasser €    530  

Besonderheiten Vertrag mit Eigentümer der Liegenschaft:  Erschließungsinvestitionen für 
nicht verkaufte Bauplätze werden nach 4 Jahren vom Eigentümer ge-
tragen. 

Anlieger  übernehmen Teilaufgaben der Straßenunterhaltung. 

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 
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Kloppenburg, Stadthagen 

 

Stand: 2005 

Art und Lage Außenlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2006 

Nettowohnbauland 13.139 qm 

Geplante Wohneinheiten 15 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 2 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 876 qm 

Länge der inneren Straßen 240 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 346.130 

 
absolut in Euro  

pro geplante 
Wohneinheit  

in Euro   

Deckung durch 
Umlagen* 

-  davon für Straßen  201.000  13.400 80% 

-  davon für Entwässerung  55.000  3.667 80% 

-  davon für Frischwasser  15.131  1.009 50% 

-  davon für Schmutzwasser  75.000  5.000 22% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit € 23.080 

Folgekosten für 
kommunalen 
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger    

Gesamt pro Jahr  € 910  

-  davon für Straßen € 285  

-  davon für Entwässerung ---  

-  davon für Frischwasser € 285  

-  davon für Schmutzwasser € 340  

Besonderheiten Anlieger  übernehmen Teilaufgaben der Straßenunterhaltung.  

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 

 



 

 

 

48 

 

Helsengrundbach, Stadthagen 

    

Stand: 2005 

Art und Lage Außenlage 

Wohngebiet, überwiegend Einfamilienhäuser 

Größe Jahr der Erschließung 2007 

Nettowohnbauland 19.704 qm 

Geplante Wohneinheiten 15 

Verkaufte Wohneinheiten (2009) 1 

Durchschnittliche Grundstücksgröße 1.314 qm 

Länge der inneren Straßen 220 m 

Investitionen  
für Erschließungs-
infrastrukturen  

Gesamt  € 352.310 

 
absolut in Euro  

pro geplante 
Wohneinheit 

in Euro  

Deckung durch 
Umlagen*  

-  davon für Straßen  235.000  15.667 107% 

-  davon für Entwässerung  61.000  4.067 107% 

-  davon für Frischwasser  25.314  1.688 30% 

-  davon für Schmutzwasser  31.000  2.067 79% 

Investitionskosten pro geplante Wohneinheit € 23.490 

Folgekosten für 
kommunalen 
Haushalt, Wasser-
versorger und 
Wasserentsorger  

Gesamt pro Jahr  € 900 

-  davon für Straßen € 330  

-  davon für Entwässerung ---  

-  davon für Frischwasser € 380  

-  davon für Schmutzwasser € 190  

Besonderheiten Anlieger  übernehmen Teilaufgaben der Straßenunterhaltung. 

* unter der Annahme, dass alle Grundstücke verkauft sind 

 

 



 

 

 

49 

 

3. Frischwasserversorgung und Abwasserent-
sorgung  

3.1 Einführung  
Im Zuge des demographischen Wandels wird die Sicherung einer nachfrage-
gerechten und wirtschaftlich tragfähigen Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung zunehmend ein Problem. In schrumpfenden Regionen kommt es 
immer häufiger zur Unterauslastung von Netzsystemen und technischen An-
lagen; damit steigen spezifische Kosten und häufig auch die Belastungen der 
Verbraucher.  

Technische Infrastrukturen können auf rückläufige Kundenzahlen nur schwer 
mit einer Reduktion des Angebots reagieren, weil die Wasserversorgung auch 
bei Unterauslastung der Netze und Anlagen gewährleistet werden muss. 
Zudem führt die Unteilbarkeit der Anlagen (z.B. Kläranlagen) und die Lang-
lebigkeit der Verteilungsnetze dazu, dass die Kapazitäten nicht kurz- oder 
mittelfristig an eine sinkende Nachfrage angepasst werden können.  

Für sinkende Kapazitätsauslastungen und steigende Kosten ist aber nicht in 
erster Linie der Bevölkerungsrückgang verantwortlich. Auch die sinkende Be-
völkerungsdichte in den Siedlungsgebieten trägt dazu bei, dass die Durch-
laufmengen in den Netzen immer weiter ausdünnen. Insbesondere in länd-
lichen Regionen mit verzweigten und extensiv genutzten Netzen kann dieser 
Entdichtungsprozess die Wirtschaftlichkeit der Systeme in hohem Maße ge-
fährden.  

Den deutlich massivsten Einfluss auf die Auslastung von Kanalisation und An-
lagen hat bislang aber das veränderte Verbraucherverhalten gehabt. In den 
letzten 25 Jahren ist der Pro-Kopf-Verbrauch von Frischwasser in Deutsch-
land um etwa 15% zurückgegangen (Lux 2009:168). Diese Entwicklung wurde 
überhaupt nicht antizipiert; statt für sinkende wurde für steigende Ver-
brauchswerte geplant17 und vielerorts wurden Überkapazitäten18 geschaffen.  

An dieser Stelle sei der Vollständigkeit halber angemerkt, dass es bei diesen 
Verbrauchswerten nur um den individuellen Verbrauch in den Privathaus-
halten geht. Der sog. tägliche Wasser-Abdruck pro Person in Deutschland, der 
den weltweiten Wasserverbrauch für die Herstellung von Lebensmitteln und 
Industriegütern beinhaltet, liegt nach einer Presseveröffentlichung des World 
Wildlife Fund von 2008 bei nahezu 5.300 Litern.   

                                                 
17  Von Mitte der 1970er bis Mitte der 1980er Jahre stieg der Verbrauch pro Kopf und Tag im 

früheren Bundesgebiet von 124 auf 147 Liter (Lux 2009:168). Anfang der 1980er Jahre be-
liefen sich Verbrauchsschätzungen für das Jahr 2000 auf nahezu 220 Liter pro Person und 
Tag (Lux 2009: 218) - das sind fast 100 Liter mehr als der derzeitige Pro-Kopf-Verbrauch von 
125 Litern.  

18  Z.B. haben viele Rohrsysteme von vornherein zu große Durchmesser. 
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Abbildung 9: Weltweiter Wasserabdruck  
pro Person in Deutschland  

 
Quelle: www.wwf.de, Zugriff 27.08.2009  

In einer Situation, die infolge verringerten Verbrauchs und 
siedlungsstruktureller Entdichtung bereits durch Unternutzung vieler Wasser-
netze gekennzeichnet ist, können weitere Bevölkerungsrückgänge die Ent-
wicklung verstärken und beschleunigen und die Systeme zusätzlich 
schwächen. Das zentrale Problem für die Versorger ergibt sich dabei durch 
die Kostenremanenz. Die Einsparmöglichkeiten in der Frischwasserver-
sorgung und Schmutzwasserentsorgung sind minimal, vielmehr muss der 
hohe Anteil der Fixkosten auf weniger Nutzer umgelegt werden, so dass die 
Pro-Kopf-Belastung steigt.  

Die Kosten für Wasserversorgung und -entsorgung werden über Gebühren 
und Beiträge direkt mit den Nutzern abgerechnet, sie belasten also - dem 
Prinzip nach19 - nicht unmittelbar die kommunalen Haushalte. Da die 
Leistungen zudem i.d.R. nicht von den Kommunen selbst sondern von 
öffentlichen oder privaten Betrieben erbracht werden, ist die Funktion der 
meisten Städten und Gemeinden bei der Wasserversorgung und Abwasser-
entsorgung auf die politische Kontrolle reduziert und kein vorrangiges 
kommunalpolitisches Thema. Das könnte sich allerdings dann ändern, wenn 
Qualität und Kosten der Wasserinfrastruktur im interkommunalen bzw. 
regionalen Wettbewerb als Standortfaktor an Bedeutung gewinnen, weil z.B. 
die Gebühren in bestimmten Versorgungsgebieten unverhältnismäßig steigen, 

                                                 
19  Hierbei wird davon abgesehen, dass Defizite bzw. Überschüsse von Eigenbetrieben häufig 

dennoch haushaltrelevant werden.  

http://www.wwf.de/�
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die Versorgungsqualität sinkt oder die Anlagen technologisch veraltet sind. 
Umgekehrt könnten Wasserinfrastrukturen durch umfassende technische und 
umweltrelevante Neuerungen einen wichtigen Beitrag zur Aufwertung des 
kommunalen Profils leisten. In jedem Fall werden sich die Städte und Ge-
meinden aufgrund struktureller Veränderungen zukünftig mehr mit dem 
Thema Wasser beschäftigen müssen.  

Vor diesem Hintergrund richtet sich die Untersuchung auf die Fragen:  

 welche Auswirkungen die Bevölkerungsentwicklung in den Modell-
kommunen auf Kapazitätsauslastungen und Kostenentwicklung in der 
Wasser-Infrastruktur haben;    

 wie die Wasserversorgungs- und Wasserentsorgungsunternehmen auf 
den demographischen Wandel reagieren;  

 welche Handlungsspielräume und Steuerungsmöglichkeiten es für die 
Städte und Gemeinden gibt, um absehbare Probleme mit der Auslastung 
und Kostenentwicklung abzuschwächen.  

Damit lagen die Schwerpunkte der Erhebung auf den Informationen zu  

 Entwicklung der Netze für Frischwasserversorgung und Schmutzwasser-
entsorgung  

 Nutzungsdichte und Auslastung der Kanalsysteme  
 Kostenumfang und Ausgabenstruktur für die Frischwasserversorgung und 

Schmutzwasserentsorgung   
 Kosten- und Gebührenentwicklung.  

3.2 Methodisches Vorgehen  
Grundlage der Untersuchungsergebnisse sind Gespräche mit Vertretern der 
Modellkommunen, eine Online-Befragung der Wasserbetriebe sowie zahl-
reiche nachträglich geführte Telefongespräche mit den zuständigen Vertretern 
der Unternehmen.  

Alle Betriebe haben sich an der Befragung beteiligt, aber nicht alle waren 
bereit, Daten zu ihren Ausgaben weiterzugeben. Diese Informationen fehlen 
für Neustadt a. Rbge. (Frischwasserversorgung und Schmutzwasserent-
sorgung) und für Winsen (Frischwasserversorgung). Das Fehlen der 
Informationen für Neustadt a. Rbge. ist besonders bedauerlich, weil dadurch 
nur noch eine größere Modellkommune mit verdichteter Siedlungsstruktur, 
nämlich Stadthagen, im Sample vertreten ist.  

Andererseits führt die Tatsache, dass die Frischwasserversorgung in Neustadt 
von zwei verschiedenen Anbietern abgedeckt wird dazu, dass die 
Informationen zu Kapazitäten und Versorgungsdichten teilräumlich vorliegen. 
Damit kann Neustadt in ein städtisch geprägtes Versorgungsgebiet (Kernstadt 
und die zwei angrenzenden Stadtteile Poggenhagen und Suttorf) und ein länd-
lich geprägtes Versorgungsgebiet (die übrigen 31 Stadtteile) unterschieden 
werden. Für die anderen Modellkommunen war eine teilräumlich differenzierte 
Betrachtung nicht möglich, weil Daten unterhalb der Gemeindeebene fehlen. 
Selbst die gemeindeweiten Werte zu den Kosten sind meist das Ergebnis von 
Schätzungen seitens der Wasserbetriebe; deren Betrachtungsebene ist i.d.R. 
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das gesamte Versorgungsgebiet, nicht aber die einzelne Gemeinde oder ein 
sonstiger Teilraum.  

Die Untersuchung richtet sich auf die Versorgung und Entsorgung von Privat-
haushalten, daher wurden die Daten zum Wasseraufkommen und den spezi-
fischen Kosten, soweit es ging, um gewerbliche und andere nicht private 
Nutzer bereinigt. Große gewerbliche und andere nicht private Nutzer wurden 
von vornherein ausgeschlossen; für kleineres Gewerbe, Freiberufler, Arzt- und 
Anwaltspraxen etc. wurden von den Wasserbetrieben Abschläge geschätzt.  

Außerdem ist die Regenwasserentsorgung als Teil der Abwasserentsorgung 
nicht einbezogen; die Darstellung behandelt also nur die Schmutzwasserent-
sorgung. Da Schmutz- und Regenwasser in keiner Modellkommune durch-
gängig getrennt und nicht alle Kosten eindeutig zuzuordnen sind, wurden von 
den Experten in den Wasserbetrieben Abschläge geschätzt; in den Kosten für 
die Kläranlagen sind aber fast immer auch Regenwasseranteile enthalten.  

Kenngröße für das Frisch- und das Schmutzwasseraufkommen war der 
Frischwasserverbrauch, wie er den Privatkunden in Rechnung gestellt wird20. 
Kenngröße für die Kosten waren die Ausgaben ohne den Mehrwertsteuer-
zuschlag. Der Anteil, der auf Privathaushalte fällt, wurde auf der Grundlage 
ihres Anteils am gesamten Wasserverbrauch berechnet.  

Die Angaben zu den Verbrauchsmengen und den Kosten sind über einen Zeit-
raum von vier Jahren (2005 bis 2008) gemittelt. Damit wurden Ausschläge 
geglättet, die sich beim Verbrauch durch die jeweiligen Sommertemperaturen 
und bei den Ausgaben z.B. durch zyklisches Investitionsverhalten ergeben. 

Die Zahl der Nutzer bezieht sich nur auf die Einwohner innerhalb der Ver-
sorgungsgebiete. In den Kommunen, in denen für Teile des Gemeinde-
gebietes andere als die Hauptversorger bzw. der Hauptentsorger zuständig 
sind, wurde die Zahl der Nutzer um die Zahl der Einwohner in den ent-
sprechenden Teilgebieten verringert.    

Der Abschätzung der Entwicklung von Kapazitätsauslastungen und spezi-
fischen Kosten wurden die Bevölkerungsprognosen für 2025 zugrunde gelegt. 
Dabei geht es nicht um eine Prognose der Kosten für das Jahr 2025; vielmehr 
werden die derzeitigen Kapazitäten und Kostenstrukturen als gegeben gesetzt 
und aufgezeigt, wie sie sich für die 2025 erwartete Nutzerzahl darstellen 
würden.  

Im Zusammenhang mit der Datenerfassung ergab sich, neben der Erkenntnis, 
dass den Ver- und Entsorgungsbetrieben eine teilräumliche Perspektive fehlt,  
ein weiteres wichtiges Ergebnis: viele Daten und Informationen, z.B. zum Be-
stand an Leitungswegen unterschiedlicher Hierarchie (innere Gebiets-
erschließung und äußere Erschließung), Netzlängen und Netzerweiterungen, 
Instandhaltungsaufwand und Folgekosten bei Neuinvestitionen, waren häufig 
gar nicht vorhanden oder ließen sich erst mit einem erheblichen Aufwand er-
mitteln. Diese Informationen werden offenbar nicht systematisch erfasst, d.h., 

                                                 
20 Für das Schmutzwasseraufkommen wurde der Verbrauch durch sog. Gartenzähler (kein 

Rückfluss in die Kanalisation) abgezogen.  
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sie werden weder für den internen Gebrauch benötigt noch von den Städten 
und Gemeinden nachgefragt.      

3.3 Organisation der Wasserversorgung und Schmutz-
wasserentsorgung in den Modellkommunen 

Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsunternehmen sind mehrheit-
lich als kommunale Regie- und Eigenbetriebe organisiert; rein private Unter-
nehmen bilden trotz eines eindeutigen Trends in Richtung auf privatrechtliche 
Organisationsformen die Ausnahme. Allerdings ist die Zahl der selbständigen 
Versorgungsunternehmen in den letzten Jahren fusionsbedingt stark zurück-
gegangen, d.h. dass Städte und Gemeinden ihre eigenständigen Betriebe aus 
Gründen der Wirtschaftlichkeit zugunsten von Zweckverbänden aufgelöst 
haben (Kluge und Scheele 2008:149). Die Fusionsprozesse haben aber selten 
dazu geführt, dass die institutionelle Trennung von Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung aufgehoben wurde.  

Auch in den Modellkommunen spiegeln sich diese Entwicklungen wider, 
allerdings in unterschiedlicher Ausprägung (vergl. dazu im Einzelnen die 
Profile der Versorgungsstrukturen in Kapitel 3.8 und Entsorgungsstrukturen in 
Kapitel 3.9). In keiner der fünf Modellkommunen wird die gesamt Wasserver- 
und Wasserentsorgung in Eigenregie geleistet. Stadtwerke oder stadteigene 
Betriebe gibt es nur in den Städten Neustadt am Rbge. und Stadthagen. Die 
drei kleineren Gemeinden haben die Ver- und Entsorgung vollständig an 
Privatunternehmen übertragen (Winsen) oder sie haben sie größeren Ver-
bänden übergeben, in denen die Frischwasserversorgung und die Abwasser-
entsorgung in einer Hand liegt (Samtgemeinde Liebenau und Samtgemeinde 
Polle). In den anderen drei Modellkommunen sind diese Leistungen weiterhin 
getrennt.  

Zudem decken die Betriebe sehr unterschiedlich große Gebiete mit ent-
sprechend unterschiedlicher Kundenzahl ab. Aufgrund historischer 
Orientierungen verlaufen die Grenzen der Einzugsbereiche dabei nicht immer 
entlang politischer Grenzen; in der Samtgemeinde Polle und in Stadthagen 
werden kleinere Gemeindegebiete von Versorgern angrenzender Kommunen 
mitbedient.  

3.4 Kapazitäten und Auslastung  

Aktuelle Situation 
Die Frischwasserversorgung und die Abwasserentsorgung in den Modell-
kommunen bedient maßgeblich die Privathaushalte; der Anteil gewerblicher 
Nutzer liegt in Liebenau und Winsen bei max. 5%; in Neustadt21, Stadthagen 
und Polle zwischen 10% und knapp 20%.  

                                                 
21  Durch die unterschiedlichen Zuständigkeiten der Versorgungsbetriebe in Neustadt ist eine 

teilräumliche Differenzierung möglich. Es zeigt sich, dass der Wasserverbrauch im ländlichen 
Raum zu nahezu 100%, im städtischen Teilraum aber nur zu 70% auf Privathaushalte fällt.  
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In allen fünf Modellkommunen liegt der Anschlussgrad der privaten Haushalte 
an die zentrale Frischwasserversorgung (nahezu 100%) und die zentrale Ab-
wasserentsorgung (96% bis 99%) sehr hoch22. Dieser hohe Zentralisierungs-
grad wird in den gering verdichteten Gebieten nur erreicht, weil auch verein-
zelt und peripher liegende Siedlungen an die zentrale Ver- und Entsorgung 
angeschlossen sind; folglich ist die Nutzerdichte z.T. sehr gering. In den länd-
lich geprägten Gemeinden bzw. Stadtgebieten sind pro Kilometer Frisch- und 
Abwasserkanal durchschnittlich nur 55 bis 90 Einwohner angeschlossen (vgl. 
Abbildung 10). In Teilräumen werden diese Durchschnittswerte noch einmal 
weit unterschritten, so dass 10 bis 15 Anschlüsse bzw. 20 bis 30 an-
geschlossenen Personen pro Netz-Kilometer keine Seltenheit sind. 

In Stadthagen und in der Kernstadt von Neustadt ist die Nutzerdichte zwei bis 
dreimal so hoch. Im Vergleich mit dem hochverdichteten Gebiet der Landes-
hauptstadt Hannover und ihrer Umlandgemeinden, wo mehr als 300 Personen 
pro Netzkilometer angeschlossen sind (Enercity 2009:5-6), relativiert sich aber 
auch dieser Wert. Die Nutzungsdichte von Stadthagen und der Kernstadt von 
Neustadt entspricht etwa dem Bundesdurchschnitt von sechs Meter pro Ein-
wohner bzw. 170 Einwohner pro Netzkilometer. In Liebenau liegt die 
Nutzungsdichte bei einem Drittel, in Polle und Winsen bei der Hälfte dieses 
Wertes (Schmidt und Marschke 2007:79).   

Abbildung 10: Nutzungsdichte – Einwohner pro Netzkilometer 2008 
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Neustadt städtisch: Kernstadt, Poggenhagen, Suttorf 
Neustadt ländlich: übrige 31 Stadtteile 

Aus der Zahl der angeschlossenen Einwohner pro Netzkilometer ergibt sich 
unmittelbar die Durchflussmenge als Indikator für die Auslastung der Kanal-
systeme. Während in Stadthagen der Durchfluss für Frischwasser pro Netz-
kilometer und Jahr etwa 8.500 Kubikmeter beträgt; sind es in Liebenau und 
Winsen unter 3.000 Kubikmeter. 

Entwicklung  
In allen fünf Modellkommunen ist die Nutzungsdichte der Kanalsysteme in den 
letzten Jahren gesunken. Darauf hatte die Einwohnerentwicklung allerdings 
recht unterschiedlichen Einfluss.  

                                                 
22  Die Werte entsprechen in etwa dem westdeutschen Durchschnitt; 97% der privaten Haus-

halte sind an zentrale Kläranlagen angeschlossen, nahezu 100% an die zentrale Trink-
wasserversorgung (Lux 2009: 167; Reidenbach u.a. 2008: 140).  
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Abbildung 11: Vergleich der Nutzungsdichte 2000 und 2008 
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Neustadt städtisch: Kernstadt, Poggenhagen, Suttorf 
Neustadt ländlich: übrige 31 Stadtteile 

In Polle hat die stark abnehmende Einwohnerzahl zur weiteren Entdichtung 
des bestehenden Netzes geführt, ohne dass dies erweitert wurde. In Liebenau 
und Stadthagen wurden die Netze bei sinkender Zahl der angeschlossenen 
Einwohner weiter ausgebaut, während in Neustadt und Winsen das Kanalnetz 
stärker wuchs als die Zahl der Nutzer.  

Abbildung 12: Entwicklung von Nutzerzahlen und Wassernetzen 
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Netzerweiterungen fanden fast ausschließlich durch die Erschließung neuer 
Wohngebiete und nur vereinzelt durch den Anschluss von außenliegenden 
Siedlungen an das zentrale Ver- und Entsorgungsnetz statt. Neuanschlüsse 
von Gewerbegebieten gab es in diesem Zeitraum gar nicht.  

Die Ver- und Entsorger messen dieser Entwicklung einer 
Nutzungsentdichtung bislang wenig Bedeutung bei. Kritischer sehen sie das 
Verbraucherverhalten und erwarten, dass der individuelle Wasserverbrauch 
auch weiterhin sinken wird23.  

Perspektive  
Alle Zeichen deuten darauf hin, dass die Nutzungsdichte der Kanalsysteme 
und damit die Durchflussmengen an Frisch- und Schmutzwasser auch zu-
künftig abnehmen werden. In vier der fünf Modellkommunen wird der Ein-
wohnerrückgang dazu beitragen; darüber hinaus sind die weitere Entdichtung 
der Siedlungsgebiete, das Sparverhalten der Verbraucher und die Um-
wandlung von Misch- in Trennsysteme im Abwasserbereich für diese Ent-
wicklung verantwortlich.  

Um allein die Effekte der demographischen Entwicklung auf die Nutzerdichte 
der Wasserkanäle abschätzen zu können, wurden die Prognosedaten für die 
Einwohnerentwicklung und die Netzlängen in Beziehung gesetzt. Im ersten 
Schritt wurde die für 2025 prognostizierte Zahl an Nutzern auf die derzeitige 
Länge der Wasserkanäle umgelegt. Im zweiten Schritt wurde zusätzlich von 
einer Netzerweiterung ausgegangen, die die Entwicklung seit 2000 bis ins 
Jahr 2025 fortschreibt. 

Abbildung 13:  Entwicklung der Nutzungsdichte – Einwohner pro Netzkilometer 
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION    

Die Ergebnisse in Abbildung 13 decken einen Zeitraum von 25 Jahren ab. 
Unter der Prämisse, dass es ab sofort keine Netzverlängerungen mehr gibt, 
wird sich die Nutzerdichte am Schmutzwassernetz in diesem Zeitraum in Polle 
und Stadthagen um 30%, in Liebenau und Neustadt um 20%, in Winsen um 
6% verringert haben. Setzen sich die Netzerweiterungen wie in der Ver-
gangenheit fort, fällt die Nutzerdichte zwischen 2000 und 2025 in Stadthagen 

                                                 
23  Davon geht auch die Wissenschaft aus; siehe u.a. Lux 2009, Kluge und Scheele 2008.  
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und Neustadt um 40%, in Liebenau um 30% und in Winsen um 25%. Das 
Ausmaß der tatsächlichen Entdichtung bis 2025 wird wahrscheinlich da-
zwischen liegen.  

Mit dem Rückgang der Nutzerdichte verringert sich das Wasseraufkommen 
und die Fließgeschwindigkeit in den Kanälen. Eine Abschätzung der mög-
lichen Entwicklung für den Frischwasser-Durchfluss ist in Abbildung 14 dar-
gestellt. Ihr liegen die Annahmen zugrunde, dass sich die Bevölkerung wie 
prognostiziert entwickelt, der Pro-Kopf-Wasserverbrauch bis 2025 um 10% 
abnimmt24 und (a) kein weiterer Netzausbau stattfindet bzw. (b) der Netz-
ausbau im Ausmaß der letzen acht Jahre weitergeführt wird.  

Die Ergebnisse sind alarmierend: innerhalb der nächsten 12 Jahre wird der 
Durchfluss pro Netz-Kilometer um bis zu einem Drittel abnehmen. Dies gilt 
gleichermaßen für die Schmutzwasserkanäle; durch die enge Kopplung von 
Frischwasser und Abwasser führt der Rückgang im Wasserverbrauch zu 
reduzierten Abwassermengen in ähnlicher Größenordnung.  

Abbildung 14: Entwicklung der Frischwasser-Durchflussmenge  
je Netz-Kilometer 
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Annahmen für 2025: Zahl der angeschlossenen Personen lt. Bevölkerungsprognosen NIW,  
Region Hannover und STADTREGION; Rückgang des Pro-Kopf-Verbrauchs um 10% 

Die Ergebnisse dieser Abschätzungen (Abbildung 13 und Abbildung 14) 
demonstrieren, dass Probleme mit Überkapazitäten in allen fünf Modell-
kommunen virulent werden, zumal die Durchschnittswerte räumliche 
Differenzierungen innerhalb der Städte und Gemeinden nivellieren; jede 
Modellkommune hat Teilräume, in denen der Durchfluss viel stärker zurück-
gehen wird als hier dargestellt.  

Die Folgen dieser Entwicklung hängen von der Elastizität der Systeme ab, 
rückläufige Durchlaufmenge ohne erhöhten Aufwand zu verkraften, oder, 
anders ausgedrückt, von den Schwellenwerten, deren Unterschreiten kosten-
trächtige Maßnahmen zur Qualitätssicherung und Schadensbegrenzung er-

                                                 
24  Nach Lux (2009) und Reidenbach u.a. (2008:131) ein moderater Wert. 
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fordert. Derartige Schwellenwerte sind nicht fix, sondern von vielerlei Faktoren 
abhängig, wie Rohrdurchmesser, Gefälle der Leitungen, Art der Netzstruktur 
und Pumpsysteme.    

Vermutlich ist die Elastizität der Systeme in ländlichen Gemeinden wie Polle 
und Liebenau besonders schwach ausgeprägt, weil sie von vornherein mit 
sehr geringen Dichtewerten und Durchlaufmengen konfrontiert sind.  

In Liebenau haben die rückläufigen Durchlaufmengen in Gebieten geringer 
Dichte bereits zu Problemen durch stehendes Wasser geführt, so dass dort 
häufiger gespült wird und Stoffe zur Neutralisierung der Gerüche zugeführt 
werden.   

Aber die Abschätzung in Abbildung 14 lässt durchaus den Schluss zu, dass 
auch Stadthagen und Neustadt den Vorteil der relativ großen Robustheit ihrer 
dichten Netze verlieren, wenn sich die siedlungsstrukturelle Entdichtung und 
Ausweitung der Netze ungebrochen fortsetzt. 

3.5 Kosten  

Aktuelle Situation 
Die Abwasserentsorgung ist grundsätzlich kostenaufwändiger als die Frisch-
wasserversorgung. Besonders große Posten entfallen auf den Betrieb der 
Kläranlagen und das Ausbringen des Klärschlamms; auch der Betrieb des 
Netzsystems ist aufgrund größerer Rohrdurchmesser und einer höheren Zahl 
an Pumpwerken kostenaufwändiger als der des Trinkwassernetzes.  

In den drei Modellkommunen Liebenau, Polle und Stadthagen, in denen auf-
grund der vollständigen Angaben25 ein Vergleich möglich ist, belaufen sich die 
Ausgaben für die Schmutzwasserentsorgung in etwa auf das dreifache der 
Frischwasserversorgung. Abbildung 15 zeigt auch, dass sich die Anteile der 
Betriebskosten bzw. der Investitionen an den Gesamtausgaben zwischen den 
Kommunen ganz erheblich unterscheiden. 

Abbildung 15: Jährlichen Ausgaben für Frischwasserversorgung und  
Schmutzwasserentsorgung in Tausend Euro  

 Schmutzwasser Frischwasser 
 insgesamt Betriebs- 

kosten  
Investitio-

nen 
insgesamt Betriebs- 

kosten  
Investitio- 

nen 
Liebenau 1.400 700  700  450  320  130  
Polle 1.100 780  320  430  340  90  
Stadthagen 3.020 1.240 1.780 1.290 1.020 270  
Winsen 1.240 650 590 k.A. k.A. k.A. 
Ausgaben sind Mittelwerte der Jahre 2005 bis 2008 

Nach Auskunft der Vertreter der Wasserbetriebe spiegeln die gemittelten Aus-
gaben der Jahre 2005 bis 2008 ein durchaus gültiges Muster. Zwar lassen 
sich die Diskontinuitäten in den Investitionsausgaben auch über einen Zeit-

                                                 
25  Daten zu Ausgaben und Kosten liegen für Neustadt a. Rbge. und dem Frischwasserbereich 

in Winsen (Aller) nicht vor; siehe oben Kapitel 3.2. 
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raum von vier Jahren nicht völlig einebnen. So erreichten die Investitionen für 
die Schmutzwasserentsorgung in Winsen in den vier Basisjahren nicht das 
Niveau der Vorjahre, während sie im gleichen Zeitraum für die Frischwasser-
versorgung in Stadthagen gegenüber den Vorjahren vergleichsweise hoch 
lagen. Dennoch repräsentieren die Werte in Abbildung 15 auch für Stadthagen 
und Winsen angemessen das längerfristige Ausgabenniveau.  

Bei der Übersetzung der absoluten Werte in Anteile wird deutlich, dass die 
Schmutzwasserentsorgung nicht nur sehr viel kostenaufwändiger, sondern 
auch sehr viel investitionsintensiver ist als die Frischwasserversorgung (vergl.  
Abbildung 16). In Stadthagen beliefen sich die Investitionen auf 60%, in 
Liebenau und Winsen auf nahezu 50% der Gesamtausgaben. Dabei gehörte 
zu den größten Posten jeweils die Sanierung und Erneuerung von Klär-
anlagen, Pumpwerken und Kanalnetzen. Allerdings schlugen insbesondere in 
Winsen und Stadthagen auch Erweiterungsinvestitionen deutlich zu Buche.   

Abbildung 16: Anteil der Betriebskosten und Investitionskosten  
an Gesamtausgaben 
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Ausgaben als gemittelter Wert der Jahre 2005 bis 2008 

Während in den drei ländlichen Modellkommunen die Gesamtausgaben ähn-
lich hoch sind, unterschieden sich die Ausgaben pro Nutzer sehr deutlich. In 
Polle werden die Gesamtausgaben auf weniger als 5.000 Köpfe aufgeteilt, in 
Liebenau auf gut 6.000 und in Winsen auf fast 13.000. Damit ergeben sich  für 
die Schmutzwasserentsorgung in Polle und Liebenau jährliche Pro-Kopf-
Ausgaben von 200 Euro und mehr; dieser Wert liegt etwa doppelt so hoch wie 
in Stadthagen und Winsen. Bei der Frischwasserversorgung sind die Unter-
schiede zwischen den Modellkommunen geringer. 

Zum Teil entspricht das Ergebnis denen anderer Studien, die einen stabilen 
Zusammenhang zwischen hoher Bevölkerungsdichte und Kostenvorteilen bei 
der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung konstatieren (Siedentop 
u.a. 2006: 8; Dittrich-Wesbuer u.a. 2008; Osterhage 2008). Andererseits 
passen die geringen spezifischen Ausgaben für die Schmutzwasserent-
sorgung in dem wenig verdichteten Winsen nicht in dieses Muster. Eine Er-
klärung für diese vergleichsweise sehr geringen Kosten ist vermutlich der 
große Einzugsbereich des Versorgers. Mit 72.000 angeschlossen Personen 
entstehen Möglichkeiten für Skaleneffekte, die die Entsorger in Liebenau 
(etwa 15.000 Personen), Polle (knapp 40.000 Personen) und Stadthagen 
(knapp 23.000 Personen) nicht haben.  
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Abbildung 17: Jährliche Ausgaben pro angeschlossener Person 
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Ausgaben als gemittelter Wert der Jahre 2005 bis 2008  
Werte beziehen sich nur auf Ausgaben für Privathaushalte   

Gebühren  
Die Kosten der Versorgung mit Frischwasser und der Entsorgung des 
Schmutzwassers werden auf die angeschlossenen Nutzer umgelegt (gesetz-
liche Verpflichtung zur Kostendeckung). Defizite sollten also nicht durch 
kommunale Haushaltsmittel ausgeglichen werden26.  

Der Betrieb der Leitungsnetze wird von den Nutzern über Gebühren und 
Tarife finanziert, die Herstellungskosten neuer Leitungsnetze von den an-
geschlossenen Grundstücksnutzern über einmalig zu leistende pauschale 
Kanalbaubeiträge bzw. Baukostenzuschüsse27. In der Realität wird diese 
Trennung meist nicht eingehalten, dort überwiegt die Mischkalkulation 
(Siedentop u.a. 2006: 61ff; Dittrich-Wesbuer u.a. 2008: 26).  

In den Modellkommunen werden, wie allgemein üblich, überwiegend Tarif-
modelle mit einem geringen Grundpreis und einem relativ hohen Arbeitspreis 
angewandt28, so dass die Erlöse der Wasserbetriebe in hohem Maß vom 
Wasserverbrauch abhängig sind. In Versorgungsgebieten mit abnehmender 
Einwohnerzahl geraten die Betrieb somit in die prekäre Situation, dass ihnen 
Einnahmen wegbrechen, sie die Kosten aber nicht entsprechend reduzieren 
können. Deshalb fordern Experten eine grundlegende Tarifstrukturreform, in 
der der Grundpreis deutlich ansteigt, um einen größeren Teil der Fixkosten zu 
decken. 

                                                 
26 Abweichungen vom Kostendeckungsprinzip sind in der kommunalen Praxis aber nicht un-

gewöhnlich (Libbe und Scheele 2008: 110). 
27 Die Kosten für den Hausanschluss werden den Privateigentümern i.d.R. eins zu eins in 

Rechnung gestellt und hier nicht weiter berücksichtigt.  
28 Für Frischwasser liegen die Grundgebühren zwischen knapp 50 Euro und gut 60 Euro (Stand 

Ende 2009). Für Schmutzwasser gibt es nur in Polle die Kombination von Grundgebühr und 
Arbeitspreis; in Winsen und Stadthagen werden keine Grundgebühren, sondern nur Ver-
brauchsgebühren erhoben, in Liebenau nur Pauschalen, d.h. eine Grundgebühr pro Grund-
stück und eine Grundgebühr pro Person. 
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Um herauszufinden, in welchem Umfang die Ausgaben durch die Verbrauchs-
gebühren gedeckt sind, wurden die Ausgaben für die Frischwasserversorgung 
und die Schmutzwasserentsorgung den jeweiligen Einnahmen aus den Ver-
brauchsgebühren in einer überschlägigen Kalkulation gegenübergestellt.  

Abbildung 18: Gegenüberstellung von Ausgaben und Verbrauchsgebühren 
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Gebühren pro Kopf nach den geltenden Tarifen errechnet  
Werte beziehen sich nur auf den Anteil der Ausgaben für Privathaushalte 

Bei der Trinkwasserversorgung liegen Ausgaben und Einnahmen aus Ge-
bühren nahe beieinander. Dagegen zeigt sich bei der Schmutzwasserent-
sorgung für drei der vier Modellkommunen eine erhebliche Deckungslücke. 

In Polle und Liebenau ist die Deckungslücke vor allem auf die hohen spezi-
fischen Ausgaben zurückzuführen, die auch durch vergleichsweise hohe Ge-
bühren nicht gedeckt werden. In Stadthagen entsteht sie vor allem durch die 
niedrigen Verbrauchsgebühren29. In Winsen dagegen, der Gemeinde mit den 
geringsten spezifischen Kosten, erzielt der Entsorgungsbetrieb trotz der ver-
gleichsweise moderaten Verbrauchsgebühren offenbar Überschüsse30.  

Diese überschlägige Gegenüberstellung von Ausgaben und Einnahmen aus 
Verbrauchsgebühren bedeutet nicht, dass in Liebenau, Polle und Stadthagen 
die Kosten für die Schmutzwasserentsorgung nicht gedeckt sind. Für eine Ab-
schätzung der Kostendeckung müssten zumindest auch die Einnahmen durch 
Kanalbaubeiträge und die Rücklagen einbezogen, sowie längerfristige 
Finanzierungspläne und ggf. die Quersubventionierung innerhalb der Ver-
sorgungsgebiete berücksichtigt werden. Dennoch legt der Vergleich den 
Schluss nahe, dass zur Kostendeckung zukünftig wahrscheinlich erheblich 
höhere Verbrauchsgebühren erhoben werden müssen.  

Am Beispiel der Samtgemeinde Polle lassen sich die Probleme am besten 
zeigen. Dort werden schon seit Jahren keine Neubaugebiete mehr er-
schlossen und folglich auch keine Kanalbaubeiträge erhoben. Rücklagen 
werden kontinuierlich abgebaut. Da der zuständige Verband gemeindespezi-
fische Haushaltspläne erstellt, gibt es keine Möglichkeiten der Quersub-
ventionierung durch Überschüsse andernorts. Zur Gegenfinanzierung der 

                                                 
29 Im November 2009 wurde von der Stadt eine vorzeitige Gebührenerhöhung zum Januar 2010 

beschlossen.  
30 Der Gemeinde Winsen fließen jährlich Einnahmen aus der Gewinnbeteiligung der Wasserver- 

und Wasserentsorgung zu.   
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Ausgaben stehen also nur die Verbrauchsgebühren oder aber Ausgleichs-
zahlungen aus dem Kommunalhaushalt zur Verfügung. Durch den Be-
völkerungsrückgang nimmt die Zahl der Gebührenzahler ab, die Belastungen 
pro Kopf werden also zwangsläufig weiter steigen. 

Da aufgrund rückläufiger Bautätigkeit und zum Teil schleppender Baugebiets-
vermarktung auch in den anderen Modellkommunen die Einnahmen aus Er-
schließungsbeiträgen sinken (vergl. Kapitel 2.4.1), werden auch dort die Aus-
gaben in immer höherem Maße über die Verbrauchsgebühren abgedeckt 
werden müssen.  

Perspektive  
Die Kosten für die Versorgung mit Frischwasser und die Entsorgung von 
Schmutzwasser sind in den vergangen Jahrzehnten sowohl absolut wie auch 
pro Nutzer erheblich gestiegen und sie werden voraussichtlich auch weiterhin 
steigen. Die Ursachen sind vielfältig; für die absoluten Kosten sind vor allem 
der hohe Sanierungs- und Erhaltungsaufwand sowie steigende technische 
und bauliche Anforderungen aufgrund von Umweltschutzauflagen verantwort-
lich, für die gestiegenen spezifischen Kosten darüber hinaus sinkende Nutzer-
zahlen und ein rückläufiger Verbrauch.   

Um eine grobe Vorstellung darüber zu gewinnen, in welchem Ausmaß sich die 
Bevölkerungsentwicklung auf die spezifischen Kosten auswirkt, wurden die 
aktuellen Ausgaben für die Schmutzwasserentsorgung auf ein Wasserauf-
kommen umgelegt, das den Bevölkerungsprognosen für 2025 entspricht.  

Abbildung 19: Kosten für Schmutzwasserentsorgung pro 100 cbm  
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Werte beziehen sich nur auf Anteil der Ausgaben für Privathaushalte  
Annahmen für 2025: Zahl der angeschlossenen Personen lt. Bevölkerungsprognose NIW  
und STADTREGION,  Rückgang des Pro-Kopf-Verbrauchs um 10%, Fixkostenanteil 80%  

Dabei wurde ein moderater Rückgang des Pro-Kopf-Verbrauchs31 von 10% 
und ein Fixkostenanteil bei der Schmutzwasserentsorgung von 80% an-

                                                 
31  Nach Lux (2009) und Reidenbach u.a. (2008) ein moderater Wert.  
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genommen32. Damit sind zugleich verbrauchsabhängige Kostenver-
änderungen berücksichtigt, also geringere Kosten bei Bevölkerungsrückgang 
bzw. höhere Kosten bei Bevölkerungswachstum. 

Unter diesen Annahmen spiegelt das Ergebnis in erster Linie den Einfluss der 
Bevölkerungsprognose wider, d.h. dass sich die Kosten in der leicht 
wachsenden Gemeinde Winsen kaum erhöhen, während Polle als Modell-
kommune mit den höchsten prognostizierten Bevölkerungsverlusten auch die 
höchste Steigerung bei den spezifischen Kosten (etwa 40%) zu erwarten hat. 
Aber auch in den beiden anderen schrumpfenden Modellkommunen Liebenau 
und Stadthagen ist das geschätzte Ausmaß der Kostensteigerung (jeweils 
etwa 25%) alarmierend hoch. 

Die Abschätzung der Kostenentwicklung für die Frischwasserversorgung 
kommt zu ähnlich hohen Steigerungsraten, die absoluten Werte liegen aber 
nur bei etwa einem Drittel der Abwasserentsorgung (vergl. Abbildung 17). 

Für die obige Kostenabschätzung wurde von weitgehend konstanten Aus-
gaben ausgegangen. Nicht berücksichtigt wurde, dass die Unterauslastung 
der Systeme zu höheren Betriebskosten und ggf. zu zusätzlichen Investitionen 
führt33, und dass auch die Entdichtung von Versorgungsgebieten durch die 
Erschließung neuer Wohngebiete Auslastungsrückgänge und entsprechende 
Folgekosten nach sich zieht.  

Neue Kostenschübe für die Wasserver- und Wasserentsorgung sind aber 
nicht nur durch Veränderungen auf der Verbraucherseite zu erwarten. Der In-
vestitionsbedarf für substanzerhaltende Sanierungen, für niveauerhaltende 
Erneuerungen sowie die Anpassung an technologische und umweltrelevante 
Neuerungen zur Umstellung auf ökologische und kostensparende Systeme 
wird nach übereinstimmenden Meinungen von  Experten zukünftig deutlich 
über dem Niveau der vergangenen zwei Jahrzehnte liegen (Kluge und 
Scheele 2008; Libbe und Scheele 2008; Lux 2009; Reidenbach u.a. 2008).  

In den Modellkommunen verläuft die geforderte Umstellung auf umwelt-
schonende Systeme unterschiedlich. Bisher wird nur in Liebenau und Winsen 
die EU-Auflage erfüllt, Mischwassersysteme durch Trennsysteme zu ersetzen 
und Regenwasser nicht länger in Kläranlagen zu leiten. Diese Umstellung er-
fordert nicht nur hohe Investitionen, sondern führt auch zu Mehrausgaben für 
den laufenden Betrieb, weil Spülvorgänge der Kanalnetze und die Ver-
dünnung der Schadstoffkonzentrationen im Schmutzwasser entfallen. Die 
auch durch EU-Auflagen geforderte Sanierung der Kanäle, durch die der der-
zeit sehr hohe Eintrag von Schmutzwasser in den Boden minimiert und das 
Eindringen von Grundwasser in die Schmutzwasserkanäle und seine Be-

                                                 
32  Die befragten Experten haben den in der Literatur genanten Fixkostenanteil von etwa 80% 

(Lux 2009, Libbe und Scheele 2008; Siedentop u.a. 2006) für die Modellkommunen bestätigt. 
33 Nach Schätzungen für ostdeutsche Regionen kommt es bei einem Einwohnerrückgang von 

10% zu Betriebskostensteigerungen von 4% (Siedentop u.a. 2006: 61). Bauliche Maß-
nahmen stehen erst bei deutlich höherer Unterauslastung an (Lux 2009: 190).  
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handlung in den Kläranlagen verhindert werden soll34, steckt in allen Modell-
kommunen noch in der Anfängen.  

Es ist also absehbar, dass die Kumulation von Kosteneffekten durch demo-
graphische und siedlungsstrukturelle Veränderungen sowie umweltpolitische 
und technologische Anforderungen die Kosten für die Frischwasserversorgung 
und die Schmutzwasserentsorgung mittelfristig ansteigen lassen. Die 
höchsten Steigerungsraten sind in den stark schrumpfenden Regionen zu er-
warten, denen damit zusätzliche Standortnachteile drohen.  

Wieweit die steigenden Kosten über Preise und Gebühren umgelegt werden, 
ist nicht zuletzt eine politische Frage. In der Samtgemeinde Polle haben, wie 
auch in anderen Orten Deutschlands, Preissteigerungen im Jahr 2009 erheb-
lichen Unmut in der Bevölkerung ausgelöst. Im Frühjahr 2010 waren Wasser- 
und Abwassergebühren zum Wahlkampfthema der Bürgermeisterwahl in der 
Samtgemeinde Bodenwerder-Polle geworden35. Da die Gebührenhöhe in den 
Kommunalparlamenten entschieden wird, können Kostenbelastungen und 
Kostenerhöhungen durch öffentliche Finanzhilfen abgefedert werden. Im 
Prinzip kann das aber nur eine Übergangslösung sein.  

Die Erhöhung der Gebühren ist aber nicht nur politisch unpopulär. Sie führt 
auch dazu, dass die Verbraucher versuchen, Kosten durch Änderung ihres 
Verhaltens zu senken. In den Modellkommunen sind z.B. in jüngster Zeit ver-
mehrt Gartenzähler angemeldet worden, weil für das darüber gezapfte 
Wasser keine Entsorgungsgebühren fällig werden. Dadurch sind die Ab-
wassermengen und die Entsorgungsgebühren spürbar gesunken. Durch der-
artige Reaktionen wird ein Prozess in Gang setzen, der letztlich zu weiteren 
Preissteigerungen führt.   

In Abbildung 20 ist dieser Wirkungskreis dargestellt. Er basiert auf der Aus-
gangssituation, dass die Einnahmen der Betriebe in hohem Maße von der ab-
gesetzten Wassermenge abhängen, während die Ausgaben durch den hohen 
Fixkostenanteil weitgehend unabhängig von der Wassermenge entstehen. 
Rückläufige Bevölkerungszahlen und die Erweiterung der Siedlungsfläche 
setzen eine Kostenspirale in Gang, die durch die klassischen auf Wachstum 
ausgelegten Kosten- und Gebührenmodelle nicht aufzuhalten ist.  

Bei kontinuierlichem Wachstum gewährleistet der Mix aus alten und jungen  
Versorgungsbereichen die Finanzierung des Gesamtnetzes. Neu an-
geschlossene Gebiete erfordern geringen Instandhaltungsaufwand; sie 
generieren über Umlagen und Verbrauchsgebühren Überschüsse, mit denen 
die aufwändige Instandhaltung alter Versorgungsbereiche finanziert wird. Bei 
anhaltender Netzverlängerung und abnehmendem Verbrauch durch weniger 
oder konstante Nutzerzahlen kommt das System aber ins Stolpern. Wege, die 
aus der Kostenfalle herausführen, können dann nur noch in grundsätzlichen 
Systemveränderungen bestehen, zum Beispiel dezentraleren Ver- und Ent-
sorgungsstrukturen oder Tarifmodellen, die Kostenwahrheit fördern.   

                                                 
34 Nach Schätzungen von Experten ist ein Viertel bis ein Drittel der Abwasserkanäle in Deutsch-

land marode und müsste saniert werden (Reidenbach u.a. 2008; siehe auch Libbe und 
Scheele 2008; Lux 2009; Winkel 2008). 

35  Online-Dienst der Deister- und Weser Zeitung vom 14. März 2010, www.dewezet.de.    
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Abbildung 20: Fixkostenfalle  
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Siedlungsgebiet (+)
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Anforderungen
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eigene Darstellung in Anlehnung an Lux 2009: 203 

 

3.6 Zusammenfassung und Ausblick  
Die Untersuchungsergebnisse in den fünf Modellkommunen verweisen trotz 
unterschiedlicher Ausprägungen auf einheitliche Entwicklungstrends und auf 
deutliche Zusammenhänge zwischen demographischen und 
siedlungsstrukturellen Entwicklungen einerseits und Kosten und Gebühren-
entwicklungen andererseits.  

Durch Netzerweiterungen und Bevölkerungsrückgang hat sich die Aus-
lastung von Kanalnetzen und technischen Anlagen verringert 

Die Auslastung der Frisch- und Schmutzwasserkanäle hat in wenigen Jahren 
erheblich abgenommen. Die Ursache dafür waren in erster Linie Netz-
erweiterungen für den Anschluss neuer Wohngebiete; in den schrumpfenden 
Modellkommunen auch abnehmende Nutzerzahlen.  

Nach den Modellrechnungen wird die gemeindeweite Auslastung der Wasser-
kanäle in den Modellkommunen unter Status-Quo-Bedingungen (Trendfort-
schreibung) bis 2025 um ein Viertel bis ein Drittel zurückgehen. In Teilräumen 
werden diese Durchschnittswerte deutlich überschritten. Damit wären zu-
mindest im Schmutzwasserbereich höhere Betriebskosten unvermeidbar.  

In den verdichteteren Gebieten kann die kompaktere und damit relativ robuste 
Netzstruktur Schwankungen bzw. das Absinken von Durchlaufmengen ver-
mutlich flexibler aufnehmen als die weitmaschige Netzstruktur in ländlichen 
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Regionen. Doch auch in den verdichteteren Räumen wird durch fortgesetzte 
Netzerweiterungen bei rückläufigen Nutzerzahlen die Robustheit der Netze 
sowie die Kosten und Gebühren stabilisierende Nutzungsdichte aufs Spiel 
gesetzt.  

Durch den Bevölkerungsrückgang erhöhen sich sowohl spezifische  wie 
absolute Kosten der Wasserversorgung und Wasserentsorgung  

Betrieb und Unterhaltung der Wassergewinnungsanlagen, Kanalnetze, Klär-
anlagen und weiterer technischer Anlagen zeichnen sich durch hohe Fix-
kosten aus. Schwankungen in der Nachfragemenge verändern daher nur 
wenig die Höhe der Kosten, sinkender Verbrauch reduziert die Gesamtkosten 
der Leistungserbringung nur geringfügig. 

Das zentrale Problem des Bevölkerungsrückgangs ergibt sich damit für die 
Versorgungsbetriebe durch die Kostenremanenz. Die Einsparmöglichkeiten in 
der Frischwasserversorgung und Schmutzwasserentsorgung sind minimal. 
Vielmehr muss der hohe Anteil der Fixkosten auf weniger Nutzer umgelegt 
werden, so dass die Pro-Kopf-Belastung steigt. Das gilt für Betriebskosten und 
mehr noch für langfristige Kapitalkosten, denn die Finanzierung von In-
vestitionen und deren Folgekosten tragen die zukünftigen Nutzer; schrumpft 
ihre Zahl, wird der einzelne entsprechend höher belastet.  

Die Effekte einer rückläufigen Bevölkerungszahl beschränken sich aber nicht 
auf ein Ansteigen der Kosten pro Nutzer; es können auch zusätzliche absolute 
Kosten generiert werden. Das ist dann der Fall, wenn Maßnahmen ergriffen 
werden müssen, weil z.B. aufgrund verringerter Fließgeschwindigkeit die Ver-
weildauer des Wassers im Netz steigt und die Qualität des Frischwassers 
durch verstärkte Keimbildung gefährdet wird oder weil es durch Ablagerungen 
zu verstärkten Korrosionsprozessen im Schmutzwassernetz kommt.  

Zusätzliche Spülungen oder der zusätzliche Einsatz von Chemikalien36, ggf. 
auch Druckstufenänderungen sind die weniger kostenaufwändigen Gegen-
maßnahmen. Ein sehr starker Rückgang des Wasserdurchflusses kann aber 
auch den Einbau zusätzlicher Pumpen und die Sanierung der angegriffenen 
Rohre und Anlagen notwendig machen. Noch teurer wird die Re-
dimensionierung von Rohrsystemen. Spätestens an diesem Punkt sollten 
systemische Veränderungen wie Rückbau und ein Übergang auf dezentrale 
Systeme im Abwasserbereich erwogen werden.  

Der demographische Wandel wird in den meisten Wasserbetrieben nicht 
als besondere Herausforderung wahrgenommen   

Der demographische Wandel und die Siedlungsflächenentwicklung gehören 
nicht zu den Themen, die die Wasserbetriebe derzeit vorrangig beschäftigen. 
Viel weiter vorn auf der Prioritätenliste finden sich der Instandhaltungs- und 
Sanierungsaufwand für den langfristigen Substanzerhalt und die 
Modernisierung der Netzinfrastruktur und technischen Anlagen, die Umwelt-
auflagen und die Positionierung der Unternehmen im Kampf um Marktanteile. 
Und mit dem Stichwort ‚sinkender Wasserverbrauch’ wird sehr viel häufiger 
das Sparverhalten der privaten Nutzer als der Rückgang ihrer Zahl verbunden.  

                                                 
36  Beim Frischwasser führt dieses Mittel allerdings leicht zu Qualitätseinbußen.  
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Damit wird in den meisten Ver- und Entsorgungsbetrieben auch die Er-
weiterung der Netzinfrastruktur bei schrumpfender oder weniger dynamisch 
wachsender Bevölkerung nicht als Problem wahrgenommen. Zudem wird 
mittel- bis längerfristig keine Unterauslastung der Kanäle und Anlagen er-
wartet. In dieser Sicht spiegelt sich einerseits großes Vertrauen in die Robust-
heit und Flexibilität der Systeme wider; sie reflektiert aber auch, dass für die 
Betriebe das Gesamtnetz und damit der Gesamtabsatz an Frischwasser bzw. 
das Gesamtaufkommen an Schmutzwasser im Mittelpunkt der Betrachtung 
steht. Eine räumliche Differenzierung in kostenaufwändige und kosten-
effiziente Teilabschnitte findet nicht statt und ist infolge des Finanzierungs-
modells, das Betriebskosten auf die Gesamtheit der angeschlossenen Netz-
nutzer umlegt, auch nicht erforderlich. Teilstrecken oder Teilräume, die unter-
ausgelastet sind und in denen sich kostenintensive Entwicklungen 
konzentrieren, werden daher nicht systematisch erfasst.  

Durch Bevölkerungsrückgang und Netzerweiterungen werden höhere 
Verbrauchsgebühren notwendig  

Da die Kosten der Versorgung und Entsorgung über Beiträge und Gebühren 
auf die Nutzer umgelegt werden, gilt, etwas vereinfacht, die Regel: „Sinkt die 
Zahl der Nutzer (Bürger), steigen die Verbrauchsgebühren“. 

Dahinter stehen zwei sich verstärkende Prozesse. Zum einen müssen 
steigende Betriebskosten auf weniger Nutzer umgelegt werden (vgl. oben Fix-
kostenfalle Abbildung 20). Zum zweiten müssen die Verbrauchsgebühren 
einen immer größeren Anteil der Kosten abdecken, weil die Investitions-
umlagen (einmalig zu zahlende Kanalbaubeiträge, Baukostenzuschüsse) 
immer spärlicher fließen. Mit dem Abbau von Rücklagen und den weiterhin 
hohen Sanierungs- und Modernisierungskosten wird sich die Preisspirale 
daher immer schneller drehen.  

Grundlegende Innovationen in der Wasserversorgung und -entsorgung 
sind vor allem in ländlichen und stark schrumpfenden Regionen nötig  

Sinkende Bevölkerungszahlen führen vor allem in den ländlichen Regionen zu 
Problemen in der Qualitätssicherung und der Kostenentwicklung der Wasser-
versorgung  und Wasserentsorgung, weil weit verzweigte Netze i. d. R. 
weniger flexibel und robust sind als kompakte, dichte Netzsysteme.   

Nicht überraschend liegen die Kosten pro Kopf für die Frischwasserver-
sorgung und die Abwasserentsorgung in den beiden ländlichen und 
schrumpfenden Modellkommunen am höchsten und ihre Einwohner zahlen 
die höchsten Verbrauchsgebühren. Es ist absehbar, dass sich die Kosten- und 
die Preisspirale mit weiterem Rückgang der Einwohnerzahl schneller drehen 
wird.  

Dadurch ist in ländlichen und stark schrumpfenden Regionen der Druck am 
größten, die Wasserversorgung und Schmutzwasserentsorgung grundlegend 
zu verändern und alternative Ver- und Entsorgungssysteme zu prüfen. Das 
bedeutet, auch grundsätzliche Transformationen der bisherigen Systeme in 
Erwägung zu ziehen, wie kleinere Kreisläufe im Zusammenhang mit der 
Wiedernutzung von Brauchwasser oder Möglichkeiten der Dezentralisierung 
der Abwasserentsorgung.  
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3.7 Optionen    

3.7.1 Städte und Gemeinden  

In Anbetracht sinkender Auslastungen und steigender Kosten müssen sich die  
Städte und Gemeinden mit der Frage auseinandersetzen, wie sie diesen 
Kreislauf unterbrechen können. Da sie die Trägerschaft weitgehend an selb-
ständig wirtschaftende Verbände und Betriebe abgegeben haben, liegen ihre 
wichtigsten Steuerungsmöglichkeiten im Bereich der räumlichen Planung. 
Dazu gehören u.a.  

 die Ausdehnung der Siedlungsfläche stoppen bzw. stark begrenzen 
 neue Bauvorhaben an der vorhandenen Netzinfrastruktur orientieren und 

die Kapazitäten der Netze besser nutzen (Verdichtung)  
 Absichten zur Flächenentwicklung bereits im Vorfeld der Bauleitplanung 

mit Betrieben der Ver- und Entsorgung abstimmen.  

Darüber hinaus sollten die Gemeinden in Zusammenarbeit mit den Ver- und 
Entsorgungsbetrieben ein Monitorringssystem einrichten, das über teilräum-
liche Kapazitäten und Auslastungen der Netzsysteme informiert. Es würde da-
zu dienen, 

 die kleinräumige Auslastungssituation und deren Auswirkungen auf die 
laufenden Kosten zu erfassen 

 Maßnahmeplanungen bei der Unterauslastung von Kanälen und Anlagen 
zu entwickeln und abzustimmen  

 anstehende Herausforderungen besser zu erkennen und Strategien für 
zukunftsfähige Strukturen zu entwickeln. 

Insbesondere Städte und Gemeinden mit hohem Bevölkerungsverlust sind ge-
fordert, die Risiken, die mit der zentralen Versorgung verbunden sind, 
öffentlich zum Thema zu machen und gemeinsam mit den Ver- und Ent-
sorgungsbetrieben Konzepte für den Rückbau zu entwickeln und Möglich-
keiten dezentraler oder semizentraler Schmutzwasserentsorgung zu prüfen. 
Die Wassersysteme der meisten dieser Städte und Gemeinden werden nicht 
nur den Bevölkerungsverlust verkraften müssen, vermutlich ist auch ihr 
Sanierungsbedarf relativ hoch. Sie können diese Rahmenbedingungen als 
„windows of opportunity“ nutzen, um einen grundsätzlichen Systemwechsel 
einzuläuten.   

3.7.2 Regionalplanung  

Die Einzugsbereiche der Versorger und Entsorger werden aus Wirtschaftlich-
keitsgründen immer größer und reichen meist weit über die Grenzen einzelner 
Städte und Gemeinden hinaus; ihre Handlungsebene ist also nicht lokal 
sondern regional. Daher ist es sinnvoll, dass die Regionalplanung sich des 
Themas der Infrastrukturen für Wasserversorgung und Wasserentsorgung 
stärker annimmt, auch wenn sie fast keine bzw. nur sehr schwache 
Instrumente zu ihrer Steuerung hat.  

Ihre Aktivitäten sollten sich auf zwei Bereiche richten; zum einen auf die  
räumliche Planung bzw. Siedlungsflächenentwicklung durch die Verknüpfung 
oberirdischer und unterirdischer Planungen. Hierbei geht es darum, in der 
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Durchsetzung regionalplanerischer Ziele und Grundsätze der Siedlungsent-
wicklung die Netzinfrastruktur ‚Wasser’ aufzuwerten und  

 vorhandene Netze der Wasser-Infrastrukturen in Regionalplänen stärker 
zu berücksichtigen 

 Wasser-Infrastrukturnetze  - ähnlich wie Verkehrstrassen - als Ent-
wicklungsachsen zu betrachten 

 gegenüber den Gemeinden diese Ziele deutlich zu artikulieren, z.B. in 
Raumordnungskonferenzen.   

Ein zusätzliches Aktionsfeld liegt in der Förderung von Diskussionen um die 
Zukunftsfähigkeit der Wasser-Infrastrukturen. Auf diesem Gebiet fehlen bis-
lang regionale Akteure, die Diskussionsprozesse anregen und Impulse für die 
Entwicklung und Umsetzung innovativer Strategien geben, die über die be-
triebswirtschaftliche Perspektive der Versorgungsbetriebe hinausreichen.  

In dieser Funktion würde die Regionalplanung  

 die Gemeinden für die anstehenden und absehbaren Herausforderungen 
sensibilisieren 

 die Diskussion um Umbau- und Rückbauoptionen in stark schrumpfenden 
Räumen befördern  

 Diskussion anregen zu technischen Innovationsmöglichkeiten, wie   
▬  flexible und weniger pfadabhängige Anlagen 
▬  kleine Kreisläufe mit Wiedernutzung von Brauch- und Regenwasser  
▬  Energiegewinnung aus Abwasserbehandlung   
▬  Dezentralisierung der Abwasserentsorgung in ländlichen Regionen 

geringer Besiedlungsdichte    
 wichtige Akteure der Siedlungsflächenentwicklung und der Wasserwirt-

schaft zusammenbringen, um die notwendige Integration unterschiedlicher 
Fachdisziplinen für die Steuerung von Schrumpfungsprozessen zu fördern.   

Die Regionalplanung kann mangels eigener Zuständigkeit keinen direkten Ein-
fluss auf die Entwicklung von Strategien, Maßnahmekonzepten und deren 
Umsetzung nehmen; sie kann aber die politische Diskussion um Möglichkeiten 
technischer Innovationen anregen, moderieren und mit Grundlagen-
informationen um wirtschaftliche und technische Aspekte anreichern.  
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3.8 Profile Frischwasserversorgung in den Modell-
kommunen 

Frischwasserversorgung Samtgemeinde Liebenau 
Versorger Wasserverband „Am Sandkamp“ (im Kreisverband für Wasserwirtschaft 

Nienburg) 
Versorgungsgebiet: SG Marklohe, SG Liebenau 
Größe: ca. 180 qkm 
angeschlossene Einwohner: ca. 14.600 

Versorgung  
in SG Liebenau 

Versorgung des gesamten Gemeindegebiets 

Anschlussgrad der Privathaushalte 99% 

Zahl der Anschlüsse 2.010 

angeschlossene Einwohner 6.150 

Wasser und  
bauliche Anlagen 

 

ausschließlich Fremdbezug, keine Eigenförderung 

Rohrnetzlänge 112.225 m 

technischer Zustand gut 

Vorsorgung Anteil des Privatverbrauchs am Gesamtverbrauch 95% 

Verbrauch 
pro Jahr 

insgesamt in cbm 305.230 

pro Person / Tag in Liter 135 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 55 

Netzmeter pro qkm 1.559 

Auslastung der Netze in Teilräumen 80-90% 

Ausgaben  
2005-2008 

Gesamtausgaben 
pro Jahr 

insgesamt   € 428.280 

pro Einwohner  € 69 

pro Netzkilometer € 4.017 

Betriebskosten* 
pro Jahr 

insgesamt     € 303.650  

pro Einwohner   € 49  

pro Netzkilometer  € 2.848 

-  Anteil Wasserkauf 51% 

-  Anteil externe Dienstleistungen 20% 

-  Anteil Instandhaltung 27% 

-  Anteil sonstige Kosten   2% 

Investitionen 
pro Jahr 

insgesamt € 124.630 

pro Einwohner  € 20 

pro Netzkilometer € 1.169 

Anteil an Gesamtausgaben 29% 

größte  
Investitionsposten 

Rohrnetzsanierung, Rohrnetzerweiterungen,  
Druckerhöhungsstation, Hausanschlüsse 

Ausgaben- 
vergleich 

Verhältnis Frischwasserkosten pro Kopf zu Schmutz-
wasserkosten pro Kopf 

1 : 3,2 

* Betriebskosten beinhalten alle Posten außer Investitions- und Kapitalkosten 
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Tarife / Gebühren Wasserverbrauchspreis pro cbm € 0,86 

jährliche Grundgebühr pro Anschluss € 48 

Baukostenzuschuss einmalig € 1.800 

letzte Erhöhung Verbrauchsgebühren: 2008 um 10 % 

 

Vergleich 2008 / 2025 

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 2.720 1.913 minus 30% 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei unveränderter Netzlänge 2.720 2.048 minus 25% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008
 55 43 minus 21% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei unveränderter Netzlänge 55 46 minus 16% 

Ausgaben pro Einwohner1,2,3,4 69 79 plus 14% 

Investitionen ge-
plant 

Optimierung Rohrnetz in 2010: € 50.000 
Sanierung Hausanschlüsse 2010-2015: € 150.000 

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10%, 3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Fixkostenanteil 80%, 
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Frischwasserversorgung Stadt Neustadt a. Rbge. (ländlich) 
Versorger Wasserverband Garbsen-Neustadt am Rübenberge 

Versorgungsgebiet: 7 Städte und Gemeinden im Nordwesten und Westen 
der Region Hannover, 2 Städte und (Samt-)Gemeinden im Landkreis Nien-
burg und Soltau-Fallingbostel 
Größe: ca. 620 qkm 
angeschlossene Einwohner: ca. 120.000 

Versorgung  
in Neustadt  
(ländlich) 

Versorgung von Neustadt außer Kernstadt, Poggenhagen und Suttorf 

Anschlussgrad der Privathaushalte             100% 

Zahl der Anschlüsse 7.500 

angeschlossene Einwohner 23.650 

Wasser und  
bauliche Anlagen 

Rohrnetzlänge 310.245 m 

technischer Zustand gut 

Vorsorgung Verbrauch 
pro Jahr 

insgesamt in cbm 1.094.390 

pro Person / Tag in Liter 126 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 76 

Netzmeter pro qkm 1.010 

Tarife / Gebühren Wasserverbrauchspreis pro cbm € 0,90  

jährliche Grundgebühr pro Anschluss € 66  

Baukostenzuschuss einmalig € 399 plus € 12 je Frontmeter 
(mind. 15 m, max. 30 m) 

€ 579-759 

Vergleich 2008 / 2025  

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 3.528 2.582 minus 27% 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei unveränderter Netzlänge 3.528 2.893 minus 18% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008
 76 62 minus 18% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei unveränderter Netzlänge 76 70 minus 8% 

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10% 
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Frischwasserversorgung Stadt Neustadt a. Rbge. (städtisch) 
Versorger Stadtwerke Neustadt 

Versorgungsgebiet: Neustadt Kernstadt, Poggenhagen, Suttorf 
Größe: ca. 50 qkm  
angeschlossene Einwohner: ca. 22.150 

Versorgung  
in Neustadt  
(städtisch) 

Versorgung von Neustadt Kernstadt, Poggenhagen, Suttorf 

Anschlussgrad der Privathaushalte 100% 

Zahl der Anschlüsse 5.540 

angeschlossene Einwohner 22.150 

Wasser und  
bauliche Anlagen 

Rohrnetzlänge 125.000 m 

technischer Zustand gut 

Vorsorgung Anteil des Privatverbrauchs am Gesamtverbrauch 72 % 

Verbrauch 
pro Jahr 

insgesamt in cbm 781.600 

pro Person / Tag in Liter 96 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 177 

Netzmeter pro qkm 2.413 

Tarife / Gebühren Wasserverbrauchspreis pro cbm € 1,05  

jährliche Grundgebühr pro Anschluss € 45  

Baukostenzuschuss einmalig (EFH) € 644  

Vergleich 2008 / 2025  

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 6.253 4.761 minus 24% 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei unveränderter Netzlänge 6.253 5.495 minus 12% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008
 177 140 minus 21% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei unveränderter Netzlänge 177 162 minus 9% 

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10% 
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Frischwasserversorgung Samtgemeinde Polle 
Versorger Wasserverband Ithbörde/ Weserbergland (WVIW) 

Versorgungsgebiet: SG Bodenwerder, SG Boffzen, SG Eschershausen, 
SG Polle im Landkreis Holzminden 
Größe: ca. 310 qkm 
angeschlossene Einwohner: ca. 30.000 

Versorgung  
in SG Polle 

Versorgung des Gemeindegebiets ohne Vahlbruch 

Anschlussgrad der Privathaushalte 99% 

Zahl der Anschlüsse 1.470 

angeschlossene Einwohner 4.015 

Wasser und  
bauliche Anlagen 

 

Eigenförderung und geringer Zukauf 

Rohrnetzlänge 57.600 m 

technischer Zustand durchschnittlich 

Vorsorgung Anteil des Privatverbrauchs am Gesamtverbrauch 77% 

Verbrauch 
pro Jahr 

insgesamt in cbm 200.000 

pro Person / Tag in Liter 134 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 70 

Netzmeter pro qkm 668 

Auslastung der Netze im Gesamtgebiet 90% 

Ausgaben  
2005-2008 

Gesamtausgaben 
pro Jahr 

insgesamt   € 327.860 

pro Einwohner  € 80 

pro Netzkilometer € 7.457 

Betriebskosten* 
pro Jahr 

insgesamt     € 260.490  

pro Einwohner  € 64  

pro Netzkilometer  € 5.922 

-  Anteil Personal 26% 

-  Anteil Sachmittel 41% 

-  Anteil Wasserkauf 12% 

-  Anteil sonstige Kosten 16% 

-  Anteil Instandhaltung   5% 

Investitionen 
pro Jahr 

insgesamt € 67.365 

pro Einwohner  € 16 

pro Netzkilometer € 1.536 

Anteil an Gesamtausgaben 21% 

größte  
Investitionsposten 

Rohrnetze, Wasserspeicherung,  
gemeinsame Anlagen, Wassergewinnung 

Ausgaben- 
vergleich 

Verhältnis Frischwasserkosten pro Kopf zu Schmutz-
wasserkosten pro Kopf 

1 : 2,5 

* Betriebskosten beinhalten alle Posten außer Investitions- und Kapitalkosten 
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Tarife / Gebühren  Wasserverbrauchspreis pro cbm € 1,25 

jährliche Grundgebühr pro Anschluss € 60 

Baukostenzuschuss je qm Grundstücksfläche einmalig € 0,77 

letzte Erhöhung Verbrauchsgebühren: 2009 um 22 % 

 

Vergleich 2008 / 2025  

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 
Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2,3 3.472 2.560 minus 26% 

Einwohner pro Netz-km1,3 70 60 minus 14% 

Ausgaben pro Einwohner1,2,4,5 80 95 plus 18% 

Investitionen ge-
plant Sanierung Gesamtnetz: € 40.000 

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10%, 3konstante Netzlängen, 4Ausgabenstruktur wie 2008, 5Fixkostenanteil 80% 
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Frischwasserversorgung Stadt Stadthagen 
Versorger Stadtwerke Schaumburg Lippe GmbH 

Versorgungsgebiet: Stadthagen, Obernkirchen, Bückeburg, SG Niedern-
wöhren, Bad Eilsen im Landkreis Schaumburg 
Größe: ca. 200 qkm  
angeschlossene Einwohner: ca. 60.200 

Versorgung  
in Stadthagen 

Kernstadt sowie Enzen-Hobbensen, Probsthagen, Brandenburg 

Anschlussgrad der Privathaushalte 100% 

Zahl der Anschlüsse 4.420 

angeschlossene Einwohner 19.070 

Wasser und  
bauliche Anlagen 

 

fast ausschließlich Eigenförderung 

Rohrnetzlänge 111.100 m 

technischer Zustand gut 

Vorsorgung Anteil des Privatverbrauchs am Gesamtverbrauch 89% 

Verbrauch 
pro Jahr 

insgesamt in cbm 938.420 

pro Person / Tag in Liter 133 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 172 

Netzmeter pro qkm 3.192 

Anschlusskapazitäten für zusätzliche Haushalte 3.500 

Ausgaben  
2005-2008 

Gesamtausgaben 
pro Jahr 

insgesamt   € 1.170.600  

pro Einwohner  € 61  

pro Netzkilometer € 11.613  

Betriebskosten* 
pro Jahr 

insgesamt  € 928.770  

pro Einwohner   € 48  

pro Netzkilometer  €  9.210  

-  Anteil Personalkosten  50% 

-  Anteil externe Dienstleistungen 15% 

-  Anteil Instandhaltung   5% 

-  Anteil sonstige Kosten 29% 

Investitionen 
pro Jahr 

insgesamt € 241.830  

pro Einwohner  € 13  

pro Netzkilometer € 2.404  

Anteil an Gesamtausgaben 21% 

größte  
Investitionsposten 

Rohrnetze, Hausanschlüsse, Zähler/ Messgeräte 

Ausgaben- 
vergleich 

Verhältnis Frischwasserkosten pro Kopf zu Schmutz-
wasserkosten pro Kopf 

1 : 2,0 

* Betriebskosten beinhalten alle Posten außer Investitions- und Kapitalkosten 
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Tarife / Gebühren Wasserverbrauchspreis pro cbm € 1,31*  

jährliche Grundgebühr pro Anschluss €  61  

Baukostenzuschuss je Frontmeter (mind. 10 m) einmalig € 23  
* in einigen Ortsteilen um 2 Cent günstiger 

 

Vergleich 2008 / 2025  

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 8.447 5.657 minus 33% 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei unveränderter Netzlänge 8.447 6.283 minus 26% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008
 172 128 minus 26% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei unveränderter Netzlänge 172 142 minus 17% 

Ausgaben pro Einwohner1,2,3,4 61 70 plus 15% 

Investitionen 
kurzfristig ge-
plant 

Wassergewinnung: € 12.000 
Wasserrohrnetz: € 160.000 
Zähler/ Messgeräte: € 1.500 

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10%, 3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Fixkostenanteil 80%  

* Der Kostenberechnung pro Einwohner wurde der Frischwasserverbrauch zugrunde gelegt. 
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Frischwasserversorgung Gemeinde Winsen (Aller)  
Versorger SVO Energie GmbH 

Versorgungsgebiet: Landkreis Celle außer Bergen und Landkreis Uelzen 
außer Kernstadt Uelzen 
Größe: ca. 2.700 qkm, angeschlossene Einwohner: ca. 227.600 

Versorgung  
in Winsen 

Versorgung des gesamten Gemeindegebiets 

Anschlussgrad der Privathaushalte 99% 

Zahl der Anschlüsse 4.990 

angeschlossene Einwohner 12.780 

Wasser und  
bauliche Anlagen 

Rohrnetzlänge 193.171 m 

technischer Zustand gut 

Vorsorgung Anteil des Privatverbrauchs am Gesamtverbrauch 97 % 

Verbrauch 
pro Jahr 

insgesamt in cbm 570.260 

pro Person / Tag in Liter 122 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 66 

Netzmeter pro qkm 1.243 

Auslastung der Netze in Teilräumen 60% 

Tarife / Gebühren Wasserverbrauchspreis pro cbm  € 1,15  

jährliche Grundgebühr pro Anschluss € 59  

Baukostenzuschuss einmalig € 660  

letzte Erhöhung Verbrauchsgebühren: 2008 um 10%  

Vergleich 2008 / 2025  
 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 2.952 2.486 minus 16% 

Verbrauch in cbm pro Netz-km1,2 

bei unveränderter Netzlänge 2.952 2.748 minus 7% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008
 66 62 minus 6% 

Einwohner pro Netz-km1 

bei unveränderter Netzlänge 66 68 plus 3% 

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10%  
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3.9 Profile Schmutzwasserentsorgung in den Modell-
kommunen   

Schmutzwasserentsorgung Stadt Neustadt a. Rbge. 
Entsorger Abwasserbehandlungsbetrieb  Neustadt am Rübenberge 

Versorgungsgebiet: Neustadt am Rübenberge 
Größe: ca. 360 qkm  
angeschlossene Einwohner: ca. 46.000 

Entsorgung  
in Neustadt 

Entsorgung im gesamten Gemeindegebiet 

Anschlussgrad der Privathaushalte 99% 

angeschlossene Einwohner 45.800 

bauliche Anlagen Rohrnetzlänge 400.900 m 

technischer Zustand gut 

Entsorgung Anteil des Privataufkommens am Gesamtaufkommen 93% 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 114 

Netzmeter pro qkm 1.123 

Tarife / Gebühren Gebühr für Wasserentsorgung pro cbm € 2,50  

Kanalbaubeitrag je qm Grundstücksfläche einmalig € 11,05  

letzte Erhöhung Entsorgungsgebühren: 2006 um 4% 

 

Vergleich 2008 / 2025 

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Einwohner pro Netz-km1  
bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 114 82 minus 28% 

Einwohner pro Netz-km1  
bei unveränderter Netzlänge 114 104 minus 9% 

1Annahme für 2025: Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025 
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Schmutzwasserentsorgung Samtgemeinde Liebenau 
Entsorger Wasserverband „Am Sandkamp“ (im Kreisverband für Wasserwirtschaft 

Nienburg) 
Versorgungsgebiet: SG Marklohe, SG Liebenau 
Größe: ca. 180 qkm  
angeschlossene Einwohner: ca. 14.600 

Entsorgung  
in SG Liebenau 

Entsorgung im gesamten Gemeindegebiet 

Anschlussgrad der Privathaushalte 96% 

angeschlossene Einwohner 5.970 

bauliche Anlagen Rohrnetzlänge 98.175 m 

technischer Zustand gut 

Entsorgung Anteil des Privataufkommens am Gesamtaufkommen 95% 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 61 

Netzmeter pro qkm 1.364 

Auslastung der Netze in Teilräumen 60-70 % 

Ausgaben  
2005-2008 

Gesamtausgaben 
pro Jahr 

insgesamt  1.331.470 €  

pro Einwohner  222 €  

pro Netzkilometer 14.280 €  

Betriebskosten* 
pro Jahr 

insgesamt    659.350 €  

pro Einwohner  110 €  

pro Netzkilometer  7.070 €  

-  Anteil Reinigung 38 % 

-  Anteil Instandhaltung 31 % 

-  Anteil externe Dienstleistungen 24 % 

-  Anteil sonstige Kosten   7 % 

Investitionen 
pro Jahr 

insgesamt 672.120 €  

pro Einwohner  112 €  

pro Netzkilometer 7.206 €  

Anteil an Gesamtausgaben 50% 

größte  
Investitionsposten 

Kläranlage, Pumpwerke, Druckleitung,  
Hausanschlüsse 

Ausgaben- 
vergleich 

Verhältnis Schmutzwasserkosten pro Kopf zu Frisch-
wasserkosten pro Kopf  

1 : 0,3 

* Betriebskosten beinhalten alle Posten außer Investitions- und Kapitalkosten 
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Tarife / Gebühren Gebühr für Wasserentsorgung pro Person im Jahr 108 €  

jährliche Grundgebühr pro Grundstück 48 €  

Kanalbaubeitrag einmalig 3.800 €  

letzte Erhöhung Entsorgungsgebühren: 2003 um 11% 

 

Vergleich 2008 / 2025  

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Einwohner pro Netz-km1  
bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 61 46 minus 26% 

Einwohner pro Netz-km1  
bei unveränderter Netzlänge 61 51 minus 16% 

Ausgaben* pro Einwohner1,2,3,4 222 252 plus 14% 

Investitionen ge-
plant bis 2013 

Erneuerung Pumpwerke: 250.000 € 
Kanalnetz: 75.000 €  
Hausanschlüsse: 75.000 € 

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10%, 3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Fixkostenanteil 80% 

* Der Kostenberechnung pro Einwohner wurde der Frischwasserverbrauch zugrunde gelegt. 
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Schmutzwasserentsorgung Samtgemeinde Polle 
Entsorger Wasserverband Ithbörde/ Weserbergland (WVIW) 

Versorgungsgebiet: SG Bodenwerder, SG Boffzen, SG Eschershausen, 
SG Polle, SG Stadtoldendorf im Landkreis Holzminden 
Größe: ca. 385 qkm  
angeschlossene Einwohner: 39.900 

Entsorgung  
in SG Polle 

Entsorgung im gesamten Gemeindegebiet 

Anschlussgrad der Privathaushalte 98% 

angeschlossene Einwohner 4.460 

bauliche Anlagen Rohrnetzlänge 53.400 m 

technischer Zustand durchschnittlich 

Entsorgung Anteil des Privataufkommens am Gesamtaufkommen 82% 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 84 

Netzmeter pro qkm 534 

Auslastung der Netze in Teilräumen 95 % 

Ausgaben  
2005-2008 

Gesamtausgaben 
pro Jahr 

insgesamt  904.990  €  

pro Einwohner  200 €  

pro Netzkilometer 20.675 €  

Betriebskosten* 
pro Jahr 

insgesamt    638.300  €  

pro Einwohner  141  €  

pro Netzkilometer  14.601 €  

-  Anteil Sachkosten 58 % 

-  Anteil Personalkosten  13 % 

-  Anteil Instandhaltung 10 % 

-  Anteil Reinigung    6 % 

-  Anteil sonstige Kosten 13 % 

Investitionen 
pro Jahr 

insgesamt 266.690 €  

pro Einwohner  59 €  

pro Netzkilometer 6.074 €  

Anteil an Gesamtausgaben 29 % 

größte  
Investitionsposten 

Kläranlage  

Ausgaben- 
vergleich 

Verhältnis Schmutzwasserkosten pro Kopf zu Frisch-
wasserkosten pro Kopf 

1 : 0,4 

* Betriebskosten beinhalten alle Posten außer Investitions- und Kapitalkosten 
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Tarife / Gebühren Gebühr für Wasserentsorgung pro cbm € 2,65  

jährliche Grundgebühr pro Anschluss € 144  

Kanalbaubeitrag einmalig je qm Grundstücksfläche € 5,47  

letzte Erhöhung Entsorgungsgebühren: 2009 um 12% 

 

Vergleich 2008 / 2025  

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung Einwohner pro Netz-km1,2 84 62 minus 26% 

Ausgaben* pro Einwohner1,3,4,5 200 255 plus 28% 

Investitionen ge-
plant 

Sanierung Gesamtnetz: € 390.000 

Annahmen für 2025: 1 Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2konstante Netz-
längen, 3Wasserverbrauch pro Kopf minus 10%, 4Ausgabenstruktur wie 2008, 5Fixkostenanteil 
80%, 

* Der Kostenberechnung pro Einwohner wurde der Frischwasserverbrauch zugrunde gelegt. 
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Schmutzwasserentsorgung Stadt Stadthagen 
Entsorger Stadt Stadthagen 

Versorgungsgebiet: Stadthagen 
Größe: ca. 60 qkm  
angeschlossene Einwohner: ca. 22.600 

Entsorgung  
in Stadthagen 

Entsorgung im gesamten Gemeindegebiet 

Anschlussgrad der Privathaushalte 100% 

angeschlossene Einwohner 19.980 

bauliche Anlagen 

 

Rohrnetzlänge 120.295 m 

technischer Zustand durchschnittlich 

Entsorgung Anteil des Privataufkommens am Gesamtaufkommen 80% 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer 166 

Netzmeter pro qkm 2.566 

Ausgaben  
2005-2008 

Gesamtausgaben 
pro Jahr 

insgesamt   € 2.418.035  

pro Einwohner  € 119  

pro Netzkilometer € 25.126  

Betriebskosten* 
pro Jahr 

insgesamt  € 991.170  

pro Einwohner  € 49  

pro Netzkilometer € 10.299  

-  Anteil Personalkosten 33 % 

-  Anteil Reinigung 19 % 

-  Anteil Instandhaltung 18 % 

-  Anteil externe Dienstleistungen 10 % 

-  Anteil sonstige Kosten 20 % 

Investitionen 
pro Jahr 

insgesamt € 1.426.860  

pro Einwohner € 71  

pro Netzkilometer € 14.827  

Anteil an Gesamtausgaben 59% 

Ausgaben- 
vergleich 

Verhältnis Schmutzwasserkosten pro Kopf zu Frisch-
wasserkosten pro Kopf 

1 : 0,6 

* Betriebskosten beinhalten alle Posten außer Investitions- und Kapitalkosten 
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Tarife / Gebühren Gebühr für Wasserentsorgung pro cbm € 2,49  

Kanalbaubeitrag je qm Grundstücksfläche einmalig € 1, 25  

letzte Erhöhung der Entsorgungsgebühren zum 01.01.2008 
nächste Erhöhung zum 01.01.2010 um 3% auf € 2,56 je cbm  

 

Vergleich 2008 / 2025  

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Einwohner pro Netz-km1  
bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 166 114 minus 31% 

Einwohner pro Netz-km1  
bei unveränderter Netzlänge 166 138 minus 17% 

Ausgaben* pro Einwohner1,2,3,4 119 139 plus 16% 

Investitionen 
kurzfristig ge-
plant 

Erneuerung der Rechenanlage: € 110.000 
Sanierung Gartenstraße: € 220.000 
Sanierung Angerstraße: € 65.000   

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10%, 3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Fixkostenanteil 80%,  

* Der Kostenberechnung pro Einwohner wurde der Frischwasserverbrauch zugrunde gelegt. 
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Schmutzwasserentsorgung Gemeinde Winsen (Aller) 
Entsorger Abwasserverband Matheide 

Versorgungsgebiet: SG Eschede, Faßberg, SG Flotwedel, Hambühren, SG 
Lachendorf, Unterlüß, Wietze, Winsen im Landkreis Celle 
Größe: ca. 930 qkm  
angeschlossene Einwohner: ca. 72.200 

Entsorgung  
in Winsen 

Entsorgung im gesamten Gemeindegebiet 

Anschlussgrad der Privathaushalte 99% 

angeschlossene Einwohner 12.780 

bauliche Anlagen 

 

Rohrnetzlänge 141.000 m 

technischer Zustand überwiegend gut 

Entsorgung Anteil des Privataufkommens am Gesamtaufkommen 95% 

Kapazitäten und 
Auslastung 

Einwohner pro Netzkilometer  91 

Netzmeter pro qkm 907 

Auslastung der Netze in Teilräumen 60-85 % 

Ausgaben  
2005-2008 

Gesamtausgaben 
pro Jahr 

insgesamt   € 1.167.280  

pro Einwohner  € 92  

pro Netzkilometer € 8.759  

Betriebskosten* 
pro Jahr 

insgesamt     € 609.990  

pro Einwohner   € 48  

pro Netzkilometer € 4.578  

-  Anteil Personalkosten  40 % 

-  Anteil Instandhaltung 32 % 

-  Anteil Reinigung  22 % 

-  Anteil Sachkosten    4 % 

-  Anteil sonstige Kosten   2 % 

Investitionen 
pro Jahr 

insgesamt € 557.300  

pro Einwohner  € 44  

pro Netzkilometer € 4.181  

Anteil an Gesamtausgaben 48% 

* Betriebskosten beinhalten alle Posten außer Investitions- und Kapitalkosten 
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Tarife / Gebühren Gebühr für Wasserentsorgung pro cbm € 2,50  

Kanalbaubeitrag je qm Grundstücksfläche einmalig € 3,53  

letzte Erhöhung Entsorgungsgebühren: 2003 um 4% 

 

Vergleich 2008 / 2025  

 2008 2025 Veränderung   

Netzauslastung 

Einwohner pro Netz-km1 
bei Trendfortschreibung Netzverlängerung 2000-2008 91 74 minus 19% 

Einwohner pro Netz-km1  
bei unveränderter Netzlänge 91 94 plus 3% 

Ausgaben* pro Einwohner1,2,3,4 92 87 minus 5% 

Investitionen ge-
plant bis 2010 

Erweiterung Kläranlage Winsen  € 800.000 
Erschließung Zentrum West  € 50.000 
Kanalsanierung  € 50.000 

Annahmen für 2025: 1Einwohnerzahl gemäß Bevölkerungsprognose 2025, 2Wasserverbrauch 
pro Kopf minus 10%, 3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Fixkostenanteil 80% 

* Der Kostenberechnung pro Einwohner wurde der Frischwasserverbrauch zugrunde gelegt. 
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4. Grundschulen  

4.1 Einführung  
Eine maßgebliche Ausprägung des demographischen Wandels sind sinkende 
Geburtenzahlen und immer schwächer besetzte nachwachsende Generatio-
nen. Diese Entwicklung drückt sich unmittelbar in der Zahl der Kinder aus. Sie 
schrumpft deutlich stärker als die der Bevölkerung insgesamt, so dass auch 
wachsende und stabile Städte und Gemeinden mit sinkenden Schülerzahlen 
konfrontiert sind. Am unmittelbarsten schlägt sich der demographische Wan-
del auf die Grundschulen nieder. Die Kinder der ersten vier Schuljahre besu-
chen fast geschlossen die örtlichen Grundschulen; erst ab der Sekundarstufe I  
werden die Eintrittszahlen in einzelne Schulen durch Prozesse überlagert, die 
auf die Mehrgliedrigkeit des Schulsystems zurückzuführen sind.  

Die Altersjahrgänge der Kinder im Grundschulalter sind landesweit bereits seit 
Ende der 1990er Jahre immer schwächer besetzt, die Schulen somit zuneh-
mend weniger ausgelastet. Erweiterung oder Neubau von Grundschulen findet 
fast nur noch im Rahmen von Neu- oder Umstrukturierungen der Schulange-
bote statt, nicht mehr zur Erweiterung der Kapazitäten oder zur Erschließung 
neuer Standorte. Stattdessen hat als Reaktion auf Unterauslastungen die Auf-
gabe von Grundschulstandorten in den letzten Jahren zugenommen.  

Abbildung 21: Grundschulen in Neustadt a. Rbge.  

   
Stockhausenstraße          Eilvese  

Die Frage, ob bei rückläufigen Schülerzahlen die Schließung von Grundschu-
len eine angemessene Reaktion und somit eine Option zur Kostenreduzierung 
sein kann oder ob aus sozialer Verantwortung nicht vielmehr alles getan wer-
den muss, um ihren Erhalt mithilfe angepasster organisatorischer (z.B. Filial-
schulen, Schulverbünde) und pädagogisch innovativer Konzepte zu sichern, 
wird vielerorts politisch diskutiert (vergl. u.a. Forum zur Stadt- und Regional-
planung 2007; Gürtler 2004, Gutsche u.a. 2008; Winkel 2008). In ländlichen 
Räumen ist diese Frage besonders virulent, weil die Grundschule am Ort häu-
fig die einzige soziale und kulturelle Repräsentanz darstellt, die mit der 
Schließung der Schule verloren geht und als Verlust von Standortqualität 
empfunden wird.  
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Die Entscheidung über die Zukunft unterausgelasteter Grundschulen liegt in 
Niedersachsen fast immer bei den Städten und Gemeinden, da das Land in 
sehr breitem Umfang Ausnahmeregelungen gewährt, so dass der Schulbe-
trieb auch dann fortgeführt werden kann, wenn die offizielle Mindestschüler-
zahl weit unterschritten wird.  

Abbildung 22: Grundschulen in Stadthagen  

     
Am Stadtturm         Am Sonnenbrink    

Für die Städte und Gemeinden ist die Frage, welche Konsequenzen sie aus 
der rückläufigen Schülerpopulation ziehen, von grundlegender kommunal-
politischer Bedeutung. Bei Entscheidungen sind neben der Qualität der 
Grundschulversorgung und der Zumutbarkeit von Wegelängen für Grund-
schüler ebenso die soziale und kulturelle Bedeutung eines Schulstandorts und 
die Finanzierbarkeit zu berücksichtigen.   

Grundschulen können, wie andere soziale Infrastrukturen auch, relativ flexibel 
an abnehmende Nutzerzahlen angepasst werden. Gegenüber technischen 
Infrastrukturen ist ihr Fixkostenanteil deutlich geringer, weil ihr größter Aus-
gabenposten, die Personalmittel für Lehrer, an die Zahl der Schüler angepasst 
werden kann. Allerdings liegen die Potenziale für eine Ausgabenreduzierung 
bei sinkenden Schülerzahlen nicht bei den Kommunen sondern beim Land. 
Bei den Städten und Gemeinden verbleiben dagegen die Fixkosten für die 
Schulinfrastruktur, die sich in erster Linie durch den Unterhalt der Gebäude, 
die Betriebskosten und den Verwaltungsüberbau ergeben.  

Um abschätzen zu können, wie sich die Kosten für die Grundschulversorgung 
in den Modellkommunen entwickeln und welche Möglichkeiten sich für eine 
Anpassung der Kosten an die Entwicklung der Schülerzahlen bieten, lagen die 
Schwerpunkte der Erhebung auf Informationen zur  

 Entwicklung der Schülerzahlen  
 Kapazitäten und Auslastung der Grundschulen 
 Kostenumfang und Ausgabenstruktur der Grundschulen  
 Kostenkontrolle und absehbaren Auswirkungen von geplanten Schul-

schließungen. 

4.2 Methodisches Vorgehen    
Sämtliche öffentlich geführten Grundschulen in den Modellkommunen sind in 
die Untersuchung aufgenommen. Grundlage der Untersuchungsergebnisse 
sind eine Online-Befragung der Schulverwaltung in den fünf Modellkommu-
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nen, die im Frühjahr 2009 durchgeführt wurde, sowie vertiefende nachträglich 
geführte Telefongespräche mit den zuständigen Experten. Die Daten bezie-
hen sich somit auf das Schuljahr 2008/2009.  

Die Abfrage der Ausgaben bezog sich nur auf die 

 Kosten, für die die Städte und Gemeinden zuständig sind  
 Posten, die unmittelbar in den einzelnen Schulen anfallen.  

Somit wurden weder Personalkosten für Lehrer und Schulleitung, für die das 
Land aufkommt, noch Beförderungskosten der Landkreise bzw. der Region 
Hannover und Kosten für die Schulverwaltung in den Städten und Gemeinden 
einbezogen. 

Abbildung 23: Grundschule St. Laurentius, Liebenau  

  

Die Ergebnisse werden für jede Schule einzeln dargestellt. Um zu verhindern, 
dass außergewöhnliche Situationen und Kostenausschläge die Ergebnisse 
bestimmen, wurde für die Ausgaben und Einnahmen nicht ein einziges Jahr 
verwendet, sondern der Mittelwert aus den Jahren 2005 bis 2008. Mit diesem 
Verfahren werden insbesondere die von Jahr zu Jahr stark schwankenden 
Investitions-, aber auch die Instandhaltungsausgaben geglättet.  

Die Angaben zu den Ausgaben basieren in allen fünf Modellkommunen auf 
der kameralistischen Haushaltsführung. Allerdings hatte zum Zeitpunkt der 
Befragung (2008) die Gemeinde Winsen bereits die Doppik eingeführt. Da die 
Haushaltszahlen 2008 nicht mehr mit denen der Vorjahre zu vergleichen wa-
ren, wurden zur Darstellung der Ausgaben nur die drei Basisjahre 2005 bis 
2007 herangezogen.   

In einigen der untersuchten Grundschulen befinden sich Schulkindergärten, 
deren Anteile an den jeweiligen Kosten für Bewirtschaftung und Unterhaltung 
der Gebäude und Grundstücke nicht zu isolieren waren. Daher schließen die 
Angaben zu spezifischen Kosten und Ausgaben grundsätzlich auch die Kin-
dergarten-Kinder ein. Die Angaben zu den Kapazitätsauslastungen beziehen 
sich dagegen nur auf die Grundschüler.  

Die Abschätzung der Entwicklung der Schülerzahlen bis 2025 beruht auf der 
altersgruppenspezifischen Prognose für die Modellkommunen (vergl. Kapitel 
1.2.4). Dafür wurden die jeweiligen Prognosewerte für die 6-9Jährigen 
gleichermaßen auf alle örtlichen Grundschulen umgelegt. Es erfolgte also 
keine weitere Differenzierung nach Schuleinzugsbereichen. Damit wird 
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einigen Schulen vermutlich ein größeres, anderen ein geringeres Potenzial an 
zukünftigen Schülern zugeschrieben, als sie tatsächlich haben; allerdings 
sollten die Abweichungen gering sein.   

Abbildung 24: Grundschulen in Winsen (Aller)   

    
Am Gildesweg          Am Amtshof 

Für die Abschätzung der Schülerzahlen im Jahr 2025 wurde der Status Quo 
fortgeschrieben; jede Schule behält den gleichen Anteil an Schülern und ggf. 
Schulkindergarten-Kinder wie im Jahr 2008, nur jeweils angepasst an die 
stadt- bzw. gemeindeweite Veränderungsrate dieser Altersgruppen. Damit 
wurden auch die leichten Abweichungen zwischen der Zahl der Grundschüler 
(Klasse 1 bis 4) und der Zahl der 6-9Jährigen fortgeschrieben37.  

Die geschätzte Zahl der Schüler im Jahr 2025 ist die Grundlage für Aussagen 
zur weiteren Entwicklung der Kapazitätsauslastung und der spezifischen 
Kosten. Dabei geht es keineswegs um eine Prognose der Kosten für 2025. 
Vielmehr werden mit dem Verfahren die derzeitigen Kapazitäten und Kosten-
strukturen der einzelnen Schulen verlängert und aufgezeigt, wie sie sich mit 
der 2025 erheblich verringerten Schülerzahl darstellen würden.     

4.3 Grundschulen in den Modellkommunen  

4.3.1 Ausgangssituation 

Alle fünf Modellkommunen sind schon seit Jahren mit sinkenden Zahlen an 
Grundschülern konfrontiert. Selbst in der wachsenden Gemeinde Winsen 
(Aller) ist die Zahl der 6- bis 10Jährigen rückläufig. Bis 2025 wird sich die Zahl 
der Grundschüler voraussichtlich um weitere 25% (Liebenau) bis 40% (Polle) 
gegenüber dem derzeitigen Stand verringert haben. Die stärksten Einbrüche 
sind schon für die nächsten fünf bis zehn Jahre zu erwarten. Angesichts 
dieser Perspektive wird in keiner der Modellkommunen an die Ausweisung 
neuer Schulstandorte oder den Bau neuer Grundschulen gedacht. 
Stattdessen stellt die rückläufige Auslastung der bestehenden Grundschulen 
die meisten Modellkommunen schon jetzt vor große Probleme. 

                                                 
37 Diese Abweichungen sind vor allem darauf zurückzuführen, dass das Einschulungsalter leicht 

differiert; so befinden sich auch 5Jährige und 10Jährige unter den Grundschülern. 
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Abbildung 25: Entwicklung der Gesamtbevölkerung und der Grundschüler  
1998 bis 2025 in den Modellkommunen 
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION    

Der Besatz mit Grundschulen ist in den fünf Modellkommunen sehr unter-
schiedlich. In Winsen sind alle Grundschüler in zwei relativ großen Schulen im 
Hauptort konzentriert; auch in Stadthagen ist der Konzentrationsgrad sehr 
hoch. Anders in Neustadt; dort gibt es neben vier relativ großen Schulen am 
Hauptort weitere zehn, überwiegend kleine Schulen, die dispers in der Fläche 
verteilt sind (Abbildung 28).  

Tabelle 4: Besatz an Grundschulen in den Modellkommunen  
 Schüler 

Klasse 1-4 Schulen Kinder pro 
Schule 

Lage im Hauptort 
 Schulen Schüler 

Liebenau 240 2 120 1 75% 
Neustadt 1.944 14 140 4 45% 
Polle 176 3 59 1 45% 
Stadthagen* 921 3 307 2 83% 
Winsen 550 2 275 2 100% 
* Stadthagen: eine Grundschule mit zwei Standorten; beide nicht im Hauptort     
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Zwei Drittel der insgesamt 24 Schulen wurden in den 1950er und 1960er Jah-
ren erbaut; vier Schulgebäude sind älter als 80 Jahre. Da nur einzelne 
zwischenzeitlich saniert und modernisiert wurden, ist der Sanierungsstau groß 
und die energetische Qualität, gemessen an heutigen Standards, meist un-
zureichend. Einen baulich, energetisch und sanitärtechnisch guten Zustand 
weisen neben den modernisierten Altbauten auch die vier neueren, d.h. nach 
1989 erbauten Schulen auf (vergl. auch die Profile der Grundschulen in 
Kapitel 4.6).  

Abbildung 26: Einzugsbereiche der Grundschulstandorte in Liebenau  

 

Abbildung 27: Einzugsbereiche der Grundschulstandorte in Polle    
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Abbildung 28: Einzugsbereiche der Grundschulstandorte in Neustadt a. Rbge.  
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Abbildung 29: Einzugsbereiche der Grundschulstandorte in Stadthagen   

 
 

4.3.2 Kapazitäten und Auslastungen der Grundschulen  

Situation  
Die 24 Grundschulen in den Modellkommunen sind sehr unterschiedlich groß; 
die zwei kleinsten werden von weniger als 60 Kindern, die drei größten 
werden von mehr als 360 Kindern besucht. Die meisten haben zwischen 60 
und 180 Schüler und Schülerinnen.  

Fast alle Grundschulen sind eigenständige Einheiten. Ausnahmen sind die St. 
Laurentius Grundschule in Liebenau, sie nutzt den Schulkomplex gemeinsam 
mit der örtlichen Hauptschule; vier weitere Schulen beherbergen einen Schul-
kindergarten und in der „Michael Ende Schule“ in Neustadt gibt es zudem je 
Grundschul-Jahrgang eine Sprachheilklasse, die auch von Kindern benach-
barter Städte und Gemeinden besucht wird. Die Schule „An der Bergkette“ in 
Stadthagen hat mit Obernwöhren und Wendthagen zwei Standorte. 

Mehr als ein Drittel der Grundschulen ist überwiegend einzügig38, ein weiteres 
Drittel zweizügig. Die drei größten Schulen mit durchgehend vier Zügen finden 
sich in zentraler Lage in Stadthagen, Neustadt und Winsen. In der Grund-
schule Heinsen (Samtgemeinde Polle) wird aufgrund der geringen Schülerzahl 
jahrgangsübergreifender Unterricht in sog. Kombiklassen durchgeführt. Keine 

                                                 
38 In sieben Schulen sind alle vier Jahrgänge einzügig; in  zwei Schulen drei der vier Jahrgänge 

einzügig.  



 

 

 

97 

 

der einzügig geführten Schulen erreicht die nach der aktuellen Schulgesetzge-
bung des Landes Niedersachsen zu erreichende Mindestzahl von 24 Schülern 
pro Jahrgang und somit nehmen alle eine Ausnahmeregelung zu ihrer Unter-
schreitung in Anspruch.  

Abbildung 30: Kinder pro Schule 2008 
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Bei den Klassenstärken gibt es zwar eine natürlich Streuung, die zentrale 
Tendenz deutet aber auf kleine Klassen. In zwei Drittel der Schulen liegt die 
durchschnittliche Klassenstärke zwischen 18 und 22 Schüler, in fünf Schulen 
sogar darunter (vergl. Tabelle 10 im Anhang). Die meisten Schulen sind auf 
eine größere Schülerzahl ausgelegt und die Hälfte von ihnen hat derzeit 
bereits ein Überangebot an Klassenräumen. 

In zwei der fünf Modellkommunen (Neustadt und Polle) ist vorgesehen, je ei-
nen Schulstandort in den nächsten Jahren zu schließen, in Stadthagen einen 
Außenstandort aufzugeben. Das führt dazu, dass benachbarte Schulen 
besser ausgelastet werden. 
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Perspektive  
Mit den Prognosewerten für das Jahr 2025 wurde abgeschätzt, welche Ent-
wicklung die Schulen hinsichtlich Schülerzahl, Klassenstärke und Auslastung 
der Raumkapazitäten nehmen. 

Abbildung 31:  Vergleich der Zahl der Schüler pro Schule 2008 und 2025 
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION    
Grundschulen „Am Goetheplatz“ (Neustadt) und Heinsen (Polle) sind bis 2025 geschlossen  

Die Grundschulen müssen sich auf stark rückläufige Schülerzahlen einstellen. 
Ausnahmen von dieser Entwicklung gibt es aller Voraussicht nach nur dann, 
wenn Schulstandorte geschlossen werden und sich dadurch die Einzugs-
bereiche der verbleibenden Schulen vergrößern. Für die „Hans Böckler 
Schule“ in Neustadt ist dieser Effekt in Abbildung 31 deutlich zu erkennen.   

Diese Entwicklung wird dazu führen, dass es in fast allen Schulen zu weiteren 
Überkapazitäten kommt. Zur Anschaulichkeit wurde die Zahl der Grund-
schüler, wie sie für 2025 prognostiziert ist, auf die aktuelle Zahl der Klassen 
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verteilt39. In den meisten Schulen würde demnach der durchschnittliche 
Klassenbesatz auf unter 15 Schüler absinken.  

In Schulen mit zwei oder mehr Klassen pro Jahrgang wird zu entscheiden 
sein, ob Züge geschlossen werden; diese Entscheidung wird letztlich beim 
Land Niedersachsen liegen. In den derzeit schon einzügig geführten Schulen 
gibt es weniger Alternativen. Für sie stellt sich die Frage, ob sie mit jahr-
gangsübergreifendem Unterricht (Kombiklassen) weitergeführt oder aber ge-
schlossen werden. Diese Entscheidung würde bis 2025 für ein Viertel der 
Schulen anstehen40 (Abbildung 32).  

Abbildung 32: Durchschnittliche Klassenstärke 2008 und 2025  
bei konstanter Zahl der Klassen  
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION    
Grundschulen „Am Goetheplatz“ (Neustadt) und Heinsen (Polle) sind bis 2025 geschlossen    

Wenn in den Grundschulen weniger Jahrgangszüge eingerichtet werden, geht 
die Auslastung der Schulräume zurück. Schon derzeit verfügt die Hälfte der 

                                                 
39  Dabei wurden die geplanten Schließungen der Grundschulen Heinsen (Polle), „Am 

Goetheplatz“ (Neustadt) und des Zweitstandorts der Grundschule „An der Bergkette“ (Stadt-
hagen) berücksichtigt.  

40  Für die Grundschule Mainsche in Liebenau ist die Einführung jahrgangsübergreifenden 
Unterrichts für Kinder des ersten und zweiten Schuljahrgangs bereits ab 2012 geplant.   
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Schulen über mehr Klassenräume als sie benötigen41. Bis 2025 werden mit 
Ausnahme der kleinen Schulen mit nur vier Klassenräumen nahezu alle 
Schulen Überkapazitäten haben. Das Ausmaß hängt natürlich von der 
Klassenstärke ab. Setzt man beispielhaft eine durchschnittliche Klassenstärke 
von 20 Kindern an, würden die meisten Schulen im Jahr 2025 mehr als ein 
Viertel ihre Räume nicht mehr benötigen (Abbildung 33). Bei einem geringeren 
Schülerbesatz pro Klasse wäre der Leerstand entsprechend geringer, bei 
einer durchschnittlichen Klassenstärke von 25 Kindern würde die Leerstands-
quote in etlichen Schulen 50% erreichen. Und selbst in etlichen der kleinen 
Schulen mit nur vier Klassenräumen können sich Überkapazitäten ergeben, 
denn bei der Einführung eines jahrgangsübergreifende Unterrichts werden 
nicht mehr vier Klassenräume besetzt sein42.  

Abbildung 33: Auslastung der Raumkapazitäten 2008 und 2025 
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION    
Annahme für 2025: durchschnittliche Klassenstärke von 20 Schülern  

                                                 
41 Dabei handelt es sich nur um Klassenräume; Fachräume sind nicht einbezogen.  
42 Für Mainsche (Liebenau) wurde die Einführung von Kombiklassen bereits berücksichtigt. 
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Eine größere Auslastung der Raumkapazitäten ist in den Schulen „Hans-
Böckler“ in Neustadt und „An der Bergkette“ in Stadthagen zu erwarten; 
erstere wird die Zahl ihrer Schüler durch die Aufgabe der Schule „Am 
Goetheplatz“ aufstocken (Abbildung 31), letztere ihre Raumkapazitäten durch 
die Aufgabe des Zweitstandorts um vier Klassenzimmer abbauen.  

In der folgenden Abbildung wird anhand der in der Eingangsstufe zu erwar-
tenden Schülerzahlen modellhaft dargestellt, wie sich die Zahl der Klassen-
züge und der benötigten Klassenräume entwickelt. 

In der Grundschule „An der Bergkette“ sind im Schuljahr 2008/2009 bei insge-
samt 31 Schülern zwei erste Klassen eingerichtet worden; auch im zweiten 
und dritten Jahrgang gab es jeweils zwei, für den vierten Jahrgang bei insge-
samt 51 Schülern sogar drei Klassen. Für die kommenden Jahre ist ange-
sichts der sinkenden Einschulungen auf unter 30 absehbar, dass die Schule 
einzügig geführt werden muss.     

Abbildung 34: Abschätzung der Erstklässler bis 2025 in den Grundschulen 
  „An der Bergkette“ in Stadthagen           Bordenau in Neustadt  
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION    

Auch die zweizügige Grundschule Bordenau (Neustadt), in der im Schuljahr 
2008/2009 für 29 eingeschulte Kinder zwei erste Klassen eingerichtet wurden, 
wird wahrscheinlich zur Einzügigkeit wechseln müssen und mittelfristig die 
Hälfte der acht vorhandenen Klassenräume nicht mehr benötigen.  

4.3.3 Kosten  

Ausgaben-Situation 
Die Kosten für die Bewirtschaftung der Grundschulen variieren allein aufgrund 
der sehr unterschiedlichen Größe der Schulen ganz erheblich43.  Aussage-
kräftiger als absolute Zahlen sind die spezifischen Kosten als Werte pro 
Schüler. In vier der fünf Modellkommunen betragen die Ausgaben pro Schüler 
zwischen Euro 750 und Euro 1.000 pro Jahr. In der Samtgemeinde Polle be-
liefen sie sich aufgrund umfassender Modernisierungen in zwei ihrer drei 
Schulen und entsprechend hohen Investitionen in den letzten Jahren auf 
nahezu 1.500 Euro. Der Schwerpunkt der Ausgaben für die Grundschulver-
sorgung liegt auf den laufenden Betriebskosten. Für die Hälfte der Schulen 

                                                 
43  Auf die geringste Summe kommt Mainsche in der Samtgemeinde Liebenau mit Euro 38.000 

pro Jahr, auf die höchste „Am Sonnenbrink“ in Stadthagen mit Euro 460.000 pro Jahr.  
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machten sie mehr als 90% und nur in Ausnahmefällen weniger als 80% aus. 
Zu diesen Ausnahmen gehört neben den zwei Schulen in Polle die ebenfalls 
umfassend modernisierte Schule „Am Sonnenbrink“ in Stadthagen. 

Abbildung 35: Anteile laufender Betriebskosten und Investitionen  
an Gesamtausgaben 2005-2008  
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Bauliche Investitionen werden nicht kontinuierlich sondern zyklisch getätigt. 
Daher erhöhen sich Ausgaben in Jahren größerer Baumaßnahmen leicht um 
ein Vielfaches gegenüber vorhergehenden und nachfolgenden Jahren44. Zwar 
verringert sich die Fluktuation durch Verwendung des Mittelwertes für die 
Ausgaben von 2005 bis 2008 (vergl. Kapitel 4.2); extreme Spitzenwerte auf-
grund sehr umfangreicher Investitionen treiben aber angesichts der wenigen 
Beobachtungspunkte von vier Jahren den Mittelwert stark nach oben.  

Bei den Investitionen in die Schulausstattung sind die Unterschiede zwischen 
den Schulen weniger groß. Durch das viel geringere Kostenniveau weisen sie 
eine viel größere Konstanz auf als bauliche Investitionen. In den Schulen mit 
relativ hohen Investitionen stand häufig die Ausstattung von Medienräumen 

                                                 
44 Dies gilt für die kameralistische Haushaltsführung. Mit Einführung der Doppik erscheint im 

Haushalt nicht die Investitionssumme sondern die Höhe der jährlichen Abschreibung.  
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(EDV-Ausstattung) und Turnhallen (Geräte) im Vordergrund. Investitionen in 
die Schulausstattung lagen im Schnitt bei Euro 28 pro Schüler und Jahr. 
Dabei kamen die Schulen in den größeren Städten Stadthagen und Neustadt 
auf deutlich höhere Summen als die in den drei kleineren Gemeinden.  

Abbildung 36: Abweichung von den durchschnittlichen Investitionen  
 für Schulausstattung pro Schüler und Jahr  

-100 -50 0 50 100 150

Am Gildesweg

Am Amtshof

An der Bergkette

Am Sonnenbrink

Am Stadtturm

Heinsen

Ritterhofschule

Ottenstein

Bordenau

Schneeren

Poggenhagen

Otternhagen

Mariensee

Mardorf

Mandelsloh

Helstorf

Hagen

Eilvese

Michael Ende

Stockhausenstraße

Am Goetheplatz

Hans Böckler

Mainsche

St.-Laurentius

in %
Durchschnitt = 28 €

Neustadt Hans Böckler

Am Goetheplatz

Stockhausenstraße

Michael Ende

Eilvese

Hagen

Helstorf

Mandelsloh

Mardorf

Mariensee

Otternhagen

Poggenhagen

Schneeren

Bordenau

Stadthagen Am Stadtturm

Am Sonnenbrink

An der Bergkette

Polle Ottenstein

Ritterhofschule

Heinsen

Liebenau St.-Laurentius

Mainsche

Winsen Am Amtshof

Am Gildesweg

 
Werte als Durchschnitt aus den Jahren 2005 bis 2008 

Wie stark dagegen die baulichen Investitionen variierten, zeigt Abbildung 37. 
In etlichen Schulen erfolgten nur geringfügige oder gar keine Erneuerungs- 
Maßnahmen, andere dagegen wurden umfassend modernisiert. Umgelegt auf 
die Zahl der Schüler beliefen sich die Ausgaben für die Hälfte der Schulen auf 
unter 50 Euro pro Jahr, in einigen Fällen aber auf mehr als das Zehnfache.  

Die Schulen mit den höchsten Investitionsausgaben im Erhebungszeitraum 
lagen damit auch bei den Gesamtausgaben an vorderster Stelle. In den kom-
menden Jahren werden ihre Ausgaben wahrscheinlich wieder deutlich gerin-
ger ausfallen. Aufgrund dieser periodischen Ausschläge bei den Investitions-
kosten sind die Gesamtausgaben nur bedingt für einen Vergleich zwischen 
den Schulen und für die Abschätzung der Kostenentwicklung geeignet. An-
gemessener, weil weniger von periodischen Schwankungen abhängig, sind 
die laufenden Ausgaben für die Aufrechterhaltung des Schulbetriebs.  
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Abbildung 37: Investitionen in Grundstück und Gebäude pro Schüler und Jahr  

0 50 100 150 200 250

Am Gildesweg

Am Amtshof

An der Bergkette

Am Sonnenbrink

Am Stadtturm

Heinsen

Ritterhofschule

Ottenstein

Bordenau

Schneeren

Poggenhagen

Otternhagen

Mariensee

Mardorf

Mandelsloh

Helstorf

Hagen

Eilvese

Michael Ende

Stockhausenstraße

Am Goetheplatz

Hans Böckler

Mainsche

St.-Laurentius

Euro

Neustadt Hans Böckler

Am Goetheplatz

Stockhausenstraße

Michael Ende

Eilvese

Hagen

Helstorf

Mandelsloh

Mardorf

Mariensee

Otternhagen

Poggenhagen

Schneeren

Bordenau

Stadthagen Am Stadtturm

Am Sonnenbrink

An der Bergkette

Polle Ottenstein

Ritterhofschule

Heinsen

Liebenau St.-Laurentius

Mainsche

Winsen Am Amtshof

Am Gildesweg

705

964

418

 
Werte als Durchschnitt aus den Jahren 2005 bis 2008 

Die laufenden Ausgaben betrugen in den meisten Schulen zwischen 700 und 
1.000 Euro pro Schüler und Jahr. Dabei hängen die Unterschiede offenbar 
weder mit der Größe der Schulen noch mit der Größe der Modellkommunen 
zusammen.  

Die beiden größten Ausgabeposten sind fast überall die Personalkosten 
(Hausmeister, Schulsekretärin, Reinigungskräfte) und die Bewirtschaftung von 
Gebäude und Grundstück (Energie, Wasser, Reinigung, Pflege der Außen-
flächen etc.). In etlichen Schulen wurden aber auch hohe Ausgaben für die In-
standhaltung getätigt45. Auffällig sind die hohen Personalausgaben in den drei 
kleineren Gemeinden46, vermutlich ist dort eine Personal sparende Arbeits-
organisation schwieriger als in den größeren Städten.  

                                                 
45  In Stadthagen sind die hohen Instandhaltungskosten zumindest zum Teil schon auf die Um-

stellung von der kameralistischen Haushaltsführung auf die Doppik zurückzuführen. Dort 
wurden Maßnahmen wie neue Heizungsanlage, Schulhofumgestaltung und neue Regenent-
wässerung den Instandhaltungsmaßnahmen zugerechnet; in anderen Modellkommunen ge-
hörten diese Posten zu den Investitionen. Zukünftig werden bauliche Maßnahmen und 
Schulausstattungen wahrscheinlich überall in höherem Maße über den Verwaltungshaushalt 
finanziert, so dass Instandhaltungskosten tendenziell steigen, Investitionskosten ent-
sprechend sinken werden 

46 Mit Ausnahme von Mainsche; dort sind die Aufgaben an Dienstleister vergeben.  
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Abbildung 38: Struktur der Laufenden Ausgaben pro Schüler und Jahr 
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Werte als Durchschnitt aus den Jahren 2005 bis 2008 

Einnahme-Situation  
Die Belastungen der kommunalen Haushalte für die Grundschulversorgung 
ergeben sich ganz überwiegend durch die Ausgaben; ihnen stehen nur 
geringe Einnahmen gegenüber.  

Die Hälfte aller Grundschulen hat gar keine oder sehr geringe Einnahmen. Für 
ein Drittel belaufen sie sich im Jahr auf 20 bis 100 Euro pro Schüler; sie de-
cken damit zwischen 3% und 6% der Ausgaben. Die Einnahmen rühren in den 
meisten Fällen aus der Vermietung von Turnhallen und Schulräumen sowie 
aus Spenden von Eltern und Sponsoren.  

Relevant sind die Einnahmen nur in zwei Fällen; dabei handelt es sich um 
Mieteinnahmen für Wohnungen in der Grundschule Heinsen (Polle) und um 
Zuschüsse aus der Regionsumlage für die Sprachheilklassen in der Michael 
Ende Schule (Neustadt). In diesen Fällen leisten sie einen hohen Beitrag zur 
Finanzierung des Schulbetriebs.   
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Abbildung 39: Einnahmen der Grundschulen pro Schüler und Jahr 
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Werte als Durchschnitt aus den Jahren 2005 bis 2008 

Perspektive 
Der größte Teil der kommunalen Ausgaben für die Grundschulversorgung sind 
Fixkosten, die weitgehend unabhängig von der Zahl der Schüler anfallen (ho-
her Remanenzkosten-Effekt). Bei sinkenden Schülerzahlen wachsen also die 
spezifischen Kosten pro Schüler weiter an.  

Um eine grobe Vorstellung davon zu bekommen, in welchem Umfang die spe-
zifischen Kosten für die Städte und Gemeinden steigen, wurden die aktuellen 
Ausgaben der Grundschulen auf die für 2025 prognostizierte Zahl der Schüler 
umgelegt.   

Dafür wurden die geplanten Schulschließungen und die Zuweisung der Schü-
ler auf bestehende Schulen berücksichtigt. Für die Abschätzung der spezifi-
schen Ausgaben 2025 wurden die Ausgaben-Kategorien  

 „Bewirtschaftung“, „Personal“, „Instandhaltung“ und “Investitionen in Ge-
bäude und Grundstück“ konstant gehalten;   

 „Sachkosten“47 und „Investitionen in Schulausstattung“ an die veränderte 
Schülerzahl in den einzelnen Schulen angepasst; 

 „Investitionen in Grundstück und Gebäude“ und „Investitionen in Schulaus-
stattung“ standardisiert, um die aktuellen Ausschläge nicht fortzuschrei-
ben. Für die Schulausstattung wurde der aktuelle Mittelwert aller Schulen 
von Euro 28, für Grundstück und Gebäude der aktuelle Mittelwert von Euro 
160 pro Schüler für 2025 übernommen.  

Bei der für 2025 prognostizierten Schülerzahl würden die spezifischen Kosten 
für den Schulbetrieb in den meisten Grundschulen um 30% bis 40% über den 

                                                 
47  Die Anpassung bei „Sachkosten“ und die Konstantsetzung bei „Bewirtschaftung“ berück-

sichtigt nicht, dass Sachkosten auch Personen unabhängige Posten (z.B. Unterrichts-
material, Telekommunikationskosten) und Bewirtschaftungskosten Personen abhängige 
Posten (z.B. Wasserverbrauch) beinhalten. Da es sich dabei aber um jeweils geringe 
Summen handelt, sie sich z.T. sogar ausgleichen, hat diese Vereinfachung wenig Einfluss 
auf das Ergebnis.  
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derzeitigen Werten liegen. Ein Ausreißer ist die Grundschule Ottenstein 
(Polle); dort erhöhen sich die Kosten durch den absehbaren extremen Rück-
gang der Schülerzahl (bis 2025 um fast die Hälfte) um mehr als 70%.  

Abbildung 40: Gesamtausgaben pro Schüler  
- Vergleich bei Schülerzahlen im Jahr 2008 und 2025   
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION    
Annahme für 2025:  Ausgabenstruktur wie 2008    

Die im Vergleich zur derzeitigen Situation größere Nähe zwischen den 
Schulen bei den Pro-Kopf-Ausgaben für 2025 ist in erster Linie auf die 
standardisierten Werte für Investitionen zurückzuführen. Durch sie sind die 
hohen investitionsbedingten Ausschläge in den aktuellen Gesamtausgaben 
einzelner Schulen abgeflacht (vergl. Abbildung 37).  

So fallen für Grundschulen mit hohen Investitionsausgaben in den Basisjahren 
und damit einem relativ hohen Ausgangsbetrag die Steigerungsraten für zu-
künftige Investitionen sehr viel geringer aus als für Schulen, in denen in den 
letzten Jahren sehr wenig investiert wurde. Für die Schule „Am Sonnenbrink“ 
in Stadthagen und die „Ritterhofschule“ in Polle ergeben sich sogar geringere 
Ausgaben pro Schüler. In der Ritterhofschule trägt zudem die Übernahme der 
Schüler aus der Grundschule Heinsen zur Kostensenkung bei. Die Kosten-
wirksamkeit von Standortschließungen zeigt sich auch in den Schulen „Hans 
Böckler“ in Neustadt und „An der Bergkette“ in Stadthagen.  
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Die demographische Entwicklung führt also in allen fünf Modellkommunen zu 
erheblichen Steigerungen der spezifischen Kosten für die Grundschulversor-
gung. Bei der für 2025 prognostizierten Schülerzahl würden ihre Ausgaben 
pro Schüler und Jahr zwischen 1.100 und 1.500 Euro liegen und damit - mit 
Ausnahme von Polle48- um 200 bis 400 Euro höher als derzeit.  

Abbildung 41: Gesamtausgaben in Modellkommunen pro Grundschüler 
- Vergleich bei Schülerzahlen im Jahr 2008 und 2025   
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION       
Ausgaben aktuell sind gemittelte Werte aus den Jahren 2005  bis 2008  

Die Ergebnisse in Abbildung 40 und Abbildung 41 zeigen auf, mit welchen 
Steigerungen der spezifischen Kosten durch den Rückgang der Schülerzahlen 
zu rechnen ist. Es handelt sich dabei nicht um Schätzungen der Ausgaben im 
Jahr 2025. Die tatsächliche Kostenbelastung wird für die Kommunen eher un-
günstiger ausfallen, weil   

 aufgrund ihres Baualters (überwiegend aus den 1950er und 1960er Jah-
ren) in etlichen Schulen ein erheblicher Investitionsstau49 besteht; 
energetische Sanierungen erfolgten bisher nur in wenigen Schulgebäuden;  

 die Umstellung auf Ganztagsschulen Investitionen in Gebäude und Schul-
ausstattung erfordert und mit steigenden Kosten für die Bewirtschaftung 
verbunden ist; 

 wachsende Anforderungen an die Schulausstattung gestellt und damit 
neben den Investitions- häufig auch die Betriebskosten steigen werden 
(z.B. für EDV-Ausstattung und ihre Wartung);  

 die Bewirtschaftungskosten durch steigende Personalkosten, Energie- und 
Wasserpreise höher ausfallen werden.  

4.3.4 Maßnahmen zur Kostenkontrolle  

In den Modellkommunen wurden bereits Maßnahmen durchgeführt, um die 
Kosten für die Grundschulversorgung zu senken oder zu stabilisieren.  

                                                 
48 Zurückzuführen auf konzentrierte umfassende Investitionen 2005 bis 2008.   
49 Allerdings sind in einer Reihe von Schulen bereits kurz- bis mittelfristig umfangreiche In-

vestitionen geplant; häufig angestoßen durch das Konjunkturförderungsprogramm der 
Bundesregierung. In der Mehrzahl der Schulen übersteigen die geplanten Investitionen die in 
den vergangenen Jahren getätigten erheblich; siehe Schulprofile in Kapitel 4.6.   
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Die größten Einsparpotenziale wurden bei den Personalkosten realisiert. 
Schon lange gibt es nicht mehr in jeder Schule einen Hausmeister und eine 
Schulsekretärin. In der Regel ist dieses Personal mittlerweile für mehrere 
Schulen zuständig. Mit Reinigungsaufgaben sind häufig Dienstleister beauf-
tragt (out-sourcing).  

Eine andere Möglichkeit zur Kostenreduzierung sind Einnahmen. In einigen 
Schulen beteiligen sich externe Nutzer an den Betriebskosten. So zahlen in 
Liebenau, Polle, Stadthagen und Winsen Sportvereine für die Nutzung der 
Turnhallen und einzelne Gruppen für die gelegentliche Nutzung von Schul-
räumen einen meist allerdings geringfügigen Beitrag. In Neustadt wurde 
dieses Verfahren 2008 aufgegeben; dort wird die kostenfreie Überlassung von 
Schulräumen und Turnhallen als sozialpolitische Aufgabe gesehen, so dass 
diese Einnahmen nicht mehr fließen. 

Eine vor allem in Neustadt übliche Einnahmequelle sind Spenden durch 
Sponsoren. Sie belaufen sich einigen Schulen auf 4% bis 6% der Ausgaben 
und leisten damit einen kleinen Finanzierungsbeitrag. In den anderen Modell-
kommunen gibt es diese ‚Kultur’ offenbar kaum.  

4.3.5 Kapazitäts- und Kosten-Effekte von Schulschließungen 

Der konsequenteste Weg der Kostenreduktion ist die Zusammenlegung und 
Schließung von Schulen. Bisher ist es noch in keiner der Modellkommunen 
dazu gekommen, aber in den nächsten Jahren stehen drei Standortschließun-
gen an. Dabei handelt es sich um  

 die Grundschule „Am Goetheplatz“ in Neustadt mit 129 Grundschülern und 
13 Kindern im Schulkindergarten, die 2011 geschlossen wird. Die 
Gesamtausgaben der Stadt für diesen Schulstandort belaufen sich auf ca. 
124 Tausend Euro, die laufenden Kosten auf 117 Tausend Euro pro Jahr. 
Das Gros der Schüler wird von der „Hans-Böckler-Schule“ mit derzeit 
knapp 200 Schülern aufgenommen. Beide Schulen liegen in der Kernstadt, 
in kurzer Distanz voneinander.  

 die Grundschule Heinsen in der Samtgemeinde Polle mit derzeit 35 Schü-
lern, die 2013 geschlossen wird. Die Gesamtausgaben der Gemeinde für 
diesen Schulstandort betrugen in den letzten Jahren aufgrund sehr hoher 
Investitionskosten ca. 60 Tausend Euro pro Jahr. Die laufenden Ausgaben 
ohne Investitionen beliefen sich auf 26 Tausend Euro pro Jahr. Die 
Schüler werden von der Grundschule „Ritterhof“ in der Gemeinde Polle 
aufgenommen. Die Schulen liegen jede in einer anderen Mitglieds-
gemeinde, ihre Distanz beträgt etwa 2 km.  

 den Zweitstandort „Wendthagen“ der Grundschule „An der Bergkette“ in 
Stadthagen mit 25 Schülern, der 2013 geschlossen wird. Die Ausgaben 
der Stadt für die Bewirtschaftung und Instandhaltung des Gebäudes be-
laufen sich auf ca. 30 Tausend Euro pro Jahr. Investitionen wurden in den 
letzten Jahren nicht getätigt. Der Standort „Obernwöhren“ mit etwa 120 
Schülern bleibt erhalten. Die Standorte Wendthagen und Obernwöhren 
liegen etwa 2 km voneinander entfernt.  
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Abbildung 42: Grundschule Obernwöhren 
  in Stadthagen  

 

Um eine Vorstellung über Einsparpotenziale bei Schulschließungen zu be-
kommen, wurden die Abschätzungen zur Kapazitätsauslastung und zu den 
spezifischen Kosten für zwei Optionen durchgeführt. In der einen wird davon 
ausgegangen, dass die Standortaufgabe wie geplant stattfindet; in der ande-
ren bleiben die Standorte erhalten. 

Kapazitäts- und Kosteneffekte für die Städte und Gemeinden   
Ein Effekt der beabsichtigten Schließung der drei Schulstandorte ist die Stär-
kung anderer Standorte. Für die Ritterhofschule in Polle und den Standort 
Obernwöhren in Stadthagen wird die Ausweitung ihrer Einzugsbereiche die 
absehbaren Verluste an Grundschülern erheblich abschwächen; in Polle 
würde bei Weiterführung des kleinen Standorts Heinsen die Ritterhofschule 
zum Kandidaten für jahrgangsübergreifenden Unterricht werden.  

Abbildung 43: Vergleich der Schülerzahlen pro Schule 2008 und 2025 
bei a) Schulschließung und (b) Weiterführung des Schulbetriebs  
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Datengrundlage: Bevölkerungsprognosen NIW, Region Hannover, STADTREGION     

In Neustadt wird durch die Schließung der relativ großen Schule „Am 
Goetheplatz“ die aufnehmende „Hans Böckler-Schule“ stärker ausgelastet und 
damit langfristig stabilisiert. Wird die Schule „Am Goetheplatz“ nicht ge-
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schlossen, werden in beiden Grundschulen die Überkapazitäten von zur Zeit 
sechs bzw. vier Klassenräumen erheblich zunehmen.    

Der Kostenvergleich zeigt das Ausmaß der Einsparmöglichkeiten durch die 
Schulschließungen. Aus dem Vergleich der Gesamtausgaben in Abbildung 44 
ist der doppelte Einspareffekt der geplanten Standortschließungen abzulesen; 
dieser bezieht sich nicht nur auf die aufzugebenden Standorte, sondern auch 
auf die Schulen, deren Einzugsbereiche vergrößert und deren Schülerzahlen 
damit aufgestockt werden.  

Abbildung 44: Vergleich der Gesamtausgaben pro Schüler und Jahr  
bei Schülerzahlen im Jahr 2008 und 2025 für die Optionen  
(a) Standortschließung und  
(b) Weiterführung des Schulbetriebs 
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Besonders eindrucksvoll ist dieser Effekt in der „Hans-Böckler-Schule“ in Neu-
stadt; unter Status-Quo-Bedingungen wird mit einer Steigerung der Ausgaben 
pro Schüler um mehr als Euro 500/Jahr gerechnet; durch die Übernahme der 
Schüler aus der Goetheschule werden die spezifischen Kosten dagegen um 
etwa Euro 300 pro Jahr gesenkt. Und in der Grundschule „An der Bergkette“ 
in Stadthagen kann durch die Schließung des Zweitstandorts eine Ausgaben-
steigerung zwar nicht verhindert, aber um etwa Euro 200 pro Jahr gedrückt 
werden.  

Die Werte in Abbildung 44 sind nur Annäherungen. Sie basieren auf der An-
nahme, dass die aufnehmenden Schulen die zusätzlichen Schüler ohne 
weitere Belastungen in den Schulbetrieb integrieren können. Darüber hinaus 
ist die Nachnutzung des freiwerdenden Schulgebäudes nicht berücksichtigt. 
Wenn sich die Einsparpotenziale in voller Höhe auf den kommunalen Haushalt 
auswirken sollen, müssen die Gebäude also entweder veräußert, kosten-
deckend vermietet oder für öffentliche Zwecke genutzt werden, die an anderer 
Stelle Bewirtschaftungskosten hervorrufen würden.  

In Neustadt, Polle und Stadthagen wird davon ausgegangen, dass die Verla-
gerung zwar nicht völlig kostenneutral verlaufen wird, der Aufwand in den  
aufnehmenden Schulen, die derzeit bereits unterausgelastet sind und über 
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ausreichende Kapazitäten verfügen, aber nur gering sein wird50. Für die drei 
aufzugebenden Standorte ist die Nachnutzung noch nicht geklärt. Im Ge-
spräch sind Umnutzungen zum Bürgerhaus, Hort oder Kindertagesstätte. Das 
Schulgebäude in Heinsen wird der Gemeinde Heinsen, der es ursprünglich 
gehörte, zurückgegeben und befindet sich dann nicht mehr in der Zuständig-
keit der Samtgemeinde.  

Kosteneffekte für Landkreise bzw. Region Hannover   
Es gibt einen weiteren Kostenfaktor im Zusammenhang mit der Standort-
schließung, der zwar nicht die Städte und Gemeinden, wohl aber den Land-
kreis bzw. die Region trifft: die Schülerbeförderung.  

Für alle drei beabsichtigten Standortschließungen gibt es bisher keine offi-
ziellen Abschätzungen zu den Auswirkungen auf die Schülerbeförderung. 
Allerdings gehen die Experten in den Landkreisen Holzminden und Schaum-
burg sowie in den Modellkommunen Neustadt, Polle und Stadthagen davon 
aus, dass die betroffenen Kinder ohne weiteres und weitgehend kostenneutral 
in das bestehende System der Schülerbeförderung aufgenommen werden 
können. Durch die geringe Distanz zwischen den Standorten der 
schließenden und der aufnehmenden Schulen, so die Annahme, wird die Zahl 
der zur Schülerbeförderung berechtigten Kinder nur geringfügig ansteigen. 
Zudem werden die Strecken für Schüler der Sekundarstufe I sowieso bedient 
und das Beförderungssystem verfügt jeweils über ausreichend freie Kapazi-
täten. 

Die Tatsache, dass in diesen drei Fällen den Landkreisen bzw. der Region 
Hannover voraussichtlich kaum zusätzliche Kosten für die Schülerbeförderung 
entstehen werden, kann natürlich nicht verallgemeinert werden. Insbesondere 
im ländlichen Raum kann die Schließung von Grundschulstandorten zu einem 
erheblich größeren Beförderungsaufwand der betroffenen Kinder führen. 
Besonders kostenaufwändig wird es, wenn ein zusätzliches Beförderungs-
system neu eingerichtet werden muss.  

Lt. Auskunft der für die Schülerbeförderung zuständigen Experten in den 
Landkreisen ist das allerdings selten nötig. Zwar steigen die Kosten für die 
Schülerbeförderung seit Jahren ganz erheblich, aber die Grundschulen spie-
len dabei eine sehr nachgeordnete Rolle. Viel schwerwiegender ist die Auflö-
sung fester Beförderungszeiten durch die Einführung von Kurssystemen und 
Ganztagsschulen sowie insgesamt die Flexibilisierung in den Schulangeboten; 
durch diese Veränderungen im Schulsystem müssen Strecken immer häufiger 
bedient werden. Der zweite maßgebliche Grund für die Kostensteigerung ist in 
der Tat die Zentralisierung von Schulstandorten; sie ist aber weniger eine 
Folge von Schulschließungen, sondern ergibt sich aus der sinkenden Akzep-
tanz von Hauptschulen und der steigenden Attraktivität von Gesamtschulen 
und Gymnasien; da diese Schulen in ländlichen Regionen immer sehr große 
Einzugsbereiche haben, steigt die Zahl der beförderten Schüler.  

                                                 
50  In Stadthagen werden z.B. die Räume für Schulleiter und Schulsekretariat umgebaut werden 

müssen.  
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Die Zunahme von Schülerbeförderungskosten findet somit fast nur im Bereich 
der Sekundarstufe I statt. Nach Meinung der Experten werden sich die Kosten 
auch zukünftig auf diesen Bereich konzentrieren.  

Die Erwartung, dass Einsparungen durch Schulschließung größtenteils durch 
Mehrkosten bei der Schülerbeförderung aufgezehrt werden51, trifft demnach 
für Grundschulen nur sehr selten zu. 

4.4 Zusammenfassung und Herausforderungen  
Die Untersuchungsergebnisse weisen für alle Modellkommunen auf ähnliche 
Entwicklungen bei der Kapazitätsauslastung von Grundschulen und den 
Kostenbelastungen für die kommunalen Haushalte hin.  

In keiner der Modellkommunen sind Neubau oder Erweiterung von Grund-
schulen eine Option, stattdessen sind überall Strategien zur Steuerung von 
Auslastung und Kosten zu entwickeln. 

Alle Schulstandorte müssen mit stark rückläufigen Schülerzahlen und 
abnehmender Kapazitätsauslastung rechnen  

Nicht nur die schrumpfenden Gemeinden Liebenau und Polle sowie Stadtha-
gen haben große Einbrüche bei den Schülerzahlen zu erwarten, sondern auch 
die wachsende Gemeinde Winsen (Aller) sowie Neustadt a. Rbge, wo mit ei-
ner weitgehend stabilen Bevölkerungsentwicklung gerechnet wird. Allerdings 
starten die beiden letzteren von einem höheren Ausgangsniveau. Polle, Lie-
benau und auch Stadthagen haben in den vergangenen zehn Jahren bereits 
starke Rückgänge hinnehmen müssen, während Winsen gar keine und Neu-
stadt geringe Verluste hatte.  

Trotz durchweg geringer Klassenstärken werden in der Hälfte der 24 unter-
suchten Grundschulen bereits heute nicht mehr alle Klassenräume benötigt. 
Nach der aktuellen Prognose liegt die Zahl der Grundschüler im Jahr 2025 um 
25% (Liebenau) bis 40% (Polle) unter der gegenwärtigen; damit wird es zu 
weiteren Unterauslastungen der Kapazitäten an nahezu allen Standorten 
kommen.  

In zahlreichen einzügig geführten Schulen werden die Mindestgrößen für 
Klassenstärken mittelfristig nicht mehr erreicht   

In den mehrzügigen Grundschulen wird auf den Rückgang der Schülerzahlen 
wahrscheinlich mit einer Reduzierung der Klassen pro Jahrgang reagiert. In 
den einzügigen Schulen gibt es diese Option nicht.  

Da schon mittelfristig fast alle einzügigen Schulen von weniger als 15 Kindern 
pro Jahrgang besucht werden, ist insbesondere für diese Standorte der Ent-
scheidungsbedarf über die Fortführung des Schulbetriebs besonders dringlich. 

                                                 
51  So u.a. ARL 2008:5; Gürtler 2004:32; Winkel 2008:122. Sehr viel differenzierter sind da-

gegen Fahrenkrug u.a. (2010:35): „In dünn besiedelten ländlichen Regionen Ostdeutsch-
lands kann z.B. aufgrund der Vielzahl bereits vorgenommener Schulstandortschließungen 
inzwischen die Situation auftreten, dass die Einsparungen durch Schließung weiterer Stand-
orte durch die Mehrkosten für den Schülertransport aufgezehrt werden.“   
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In den meisten dieser Grundschulen wird es um die Grundsatzfrage gehen, ob 
der jahrgangsübergreifende Unterricht eingeführt oder die Schule geschlossen 
wird. Diese Entscheidung ist jeweils einzelfallbezogen und innerhalb des lo-
kalspezifischen Kontextes zu treffen. Dabei werden die Lage der nächsten 
Grundschule, damit die Art und Länge des Schulweges sowie die Bedeutung 
einzelner Grundschulen für das soziale Gefüge und die Identifikation der Bür-
ger mit ihrem Wohnort wichtige Aspekte innerhalb des Diskussions- und Ent-
scheidungsprozesses sein müssen.  

Allerdings wurde von den meisten befragten Experten und Vertretern aus den 
Städten und Gemeinden die Position vertreten, dass in sehr kleinen Schulen 
bzw. durch jahrgangsübergreifenden Unterricht auf Dauer die Qualität der 
Bildung leidet. Zum einen sind diese Schulen meist unzureichend ausgestattet 
(u.a. EDV-Ausstattung, Turngeräte), zum anderen ist auf Dauer nur schwer 
engagiertes Lehrerpersonal zu halten52. Dagegen ergeben sich in größeren 
Grundschulen bzw. in räumlich gebündelten Schulangeboten bessere Voraus-
setzungen für eine Schulspeisung, zur Etablierung von Ganztagsbetreuungs-
angeboten und bessere Möglichkeiten zur Optimierung der Ausstattungsquali-
tät (siehe auch NIW 2009: 323/24).  

Andere Vertreter aus den Kommunen beriefen sich darauf, dass jahrgangs-
übergreifende Klassen an sich keine Bildungsnachteile mit sich bringen und 
zusätzlich die soziale Kompetenz der Kinder verbessern. Allerdings bedarf die 
Fortführung sehr kleiner Schulen dann auch innovativer Konzepte der Fi-
nanzierung und Rekrutierung von Personal (siehe auch Winkel 2008).  

An den meisten Schulstandorten werden die spezifischen Kosten be-
trächtlich steigen  

Aufgrund des hohen Fixkostenanteils für die Bereitstellung des Schulangebots 
werden die Ausgaben pro Schüler für die Städte und Gemeinden kontinuier-
lich ansteigen.  

Darüber hinaus muss davon ausgegangen werden, dass in den meisten 
Schulen auch die absoluten Kosten steigen. An etlichen Standorten stehen 
hohe bauliche Investitionen an. Zudem werden die Städte und Gemeinden für 
die wachsenden Anforderungen an die Schulausstattung, dabei insbesondere 
die EDV-Ausstattung, und für die Einführung von Ganztagsschulen zusätz-
liche Mittel bereitstellen müssen.  

Das größte Einsparpotenzial wird durch Schulschließungen realisiert  

Möglichkeiten der Kostenreduzierung sind in den Modellkommunen schon 
weitgehend ausgeschöpft. Zwar lassen sich die Ausgaben für Energie wahr-
scheinlich noch beträchtlich senken; dafür müssten aber erst hohe bauliche 
und bautechnische Investitionen getätigt werden. Somit lassen sich größere 
Einsparungen nur durch die Aufgabe von Schulstandorten erreichen.  

In drei der fünf Modellkommunen wird in den nächsten Jahren je ein Schul-
standort geschlossen. Neben der unmittelbaren Kosteneinsparung durch die 

                                                 
52  Z.B. in Mainsche (Liebenau), wo der jahrgangsübergreifende Unterricht von Vertretungs-

lehrern abgedeckt werden wird.  
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Standortaufgabe wird es in den benachbarten Schulen zur besseren Auslas-
tung der Kapazitäten und zur Reduzierung der spezifischen Kosten bzw. zur 
Reduzierung ihrer Steigerungsraten kommen.  

In keiner der drei Modellkommunen wird die Schließung der Grundschul-
standorte zu erheblichen Mehraufwendungen bei der Schülerbeförderung füh-
ren. In allen drei Fällen liegen die aufnehmenden Schulen in relativ geringer 
Distanz und können die betroffenen Schüler in das bestehende Beförderungs-
system aufgenommen werden. Die häufig gegen Schulschließungen vorge-
brachte Befürchtung, dass die Einsparungen (für Städte und Gemeinden) von 
Standortschließungen durch erhöhte Beförderungskosten (für die Landkreise) 
wieder aufgezehrt werden, trifft hier nicht zu.   

Dennoch zeigt sich, dass die Aufgabe von Grundschulstandorten in dünn be-
siedelten Gebieten (Polle, Außenstandort Stadthagen) immer auch zur Ver-
schlechterung der Versorgung führt, d.h. zu weiteren Wegen zumindest für 
einen Teil der Kinder. In hochverdichteter Lage (Neustadt Kernstadt), wo sich 
die Einzugsbereiche nahezu überlagern, erhöht sich der Wegeaufwand für die 
betroffenen Schüler dagegen kaum. 

4.5 Optionen   
Das vorrangige Ziel politischer Steuerung in der Grundschulversorgung muss 
die Sicherung einer hohen Qualität der Schulbildung sein. Deswegen wird 
über Schulstandorte nicht nur nach Kostengesichtspunkten, sondern vor allem 
nach politischen Gesichtspunkten entschieden. Dabei sollte der Erhalt von 
Grundschulstandorten eine hohe Priorität haben. 

Dennoch geht es in den folgenden Optionen vorrangig darum, wie die Aus-
lastung von Grundschulen und die Kosten für die Städte und Gemeinden ge-
steuert werden können. Pädagogische und organisatorische Konzepte zur 
Weiterführung des Schulbetriebs auch bei Schülerzahlen, die die Richtwerte 
für Mindestgrößen unterschreiten, werden ebenso wenig berücksichtigt, wie 
die Kosten für das Lehrpersonal, für die das Land zuständig ist53.  

Die folgenden Steuerungsoptionen haben damit die Funktion, in der öffentli-
chen und politischen Diskussion um Kosteneinsparungen die Palette der Mög-
lichkeiten aufzuzeigen und die Grundlagen für eine sachliche Diskussion be-
reitzustellen. Ob und wie gespart werden kann, ist für jeden Einzelfall auf-
grund der spezifischen Bedingungen zu ermitteln und zu entscheiden. 

4.5.1 Städte und Gemeinden  

In Anbetracht sinkender Schülerzahlen müssen sich alle Städte und Gemein-
den mit der Frage auseinandersetzen, wie die Grundschulen weiter zu führen 
sind. Hohe und steigende Belastungen des kommunalen Haushalts erfordern 
die Entwicklung von Strategien zur Steuerung von Auslastungen und Kosten.  

                                                 
53  Siehe hierzu u.a. Forum zur Stadt- und Regionalplanung 2007.  
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Da nicht nur die Schulen, sondern auch andere demographiesensible Infra-
struktureinrichtungen von sich ändernden Nutzerzahlen betroffen sind, und da 
gleichzeitig neue Anforderungen an Kinderbetreuung und Kinderausbildung 
entstehen, bieten sich Sektor übergreifende Lösungen an.  

Im Vordergrund muss immer die Qualität der Ausbildung in Relation zu den 
Kosten stehen. Die Bedeutung von Grundschulen für die Identifikation der 
Bürger mit ihrem Wohnort ist zwar vielerorts ein politisch wichtiger Aspekt, er 
sollte aber den Entscheidungsprozess nicht dominieren.  

Optionen zur Steuerung der Auslastung und Kosten von Grundschulen finden 
sich in den folgenden Bereichen.   

1. Verringerung der Ausgaben des laufenden Betriebs  

Die größten Ausgabenposten sind Personalkosten und die Bewirtschaftung 
von Gebäude und Grundstück. Beide haben einen sehr hohen Fixkostenanteil, 
bleiben also bei sinkender Schülerzahl weitgehend konstant. Allerdings sollten 
die Betriebskosten einer laufenden Kontrolle unterzogen werden, um Einspar-
potenziale zu erkennen und zu realisieren. Dazu gehören z.B.  

 die Senkung der Personalkosten durch organisatorische Veränderungen, 
wie die  
▬  Zusammenlegung von Aufgaben für Hausmeister oder Reinigungs-

kräfte  
▬  Beauftragung von Dienstleistern (outsourcing) 

 die Senkung der Bewirtschaftungskosten durch technische oder bauliche 
Maßnahmen. Da hiermit andererseits Investitionen verbunden sind, muss 
der finanzielle Nutzen sorgfältig abgewogen werden.    

Ausgaben für die Schulausstattung machen nur einen kleinen Anteil der lau-
fenden Kosten aus; Einsparungen an dieser Stelle würden daher nur einen 
geringen Umfang haben. Zudem besteht die Gefahr, dass eine Ausgabenkür-
zung parallel zum Rückgang der Schülerzahlen zu Qualitätseinbußen, z.B. in 
der Ausstattung mit Musikinstrumenten, Turngeräten oder Medien, und damit 
zur Verschlechterung der Ausbildungsqualität führt.  

2. Generierung von Einnahmen  

Durch eigenständige Einnahmen der Schulen können die steigenden spezifi-
schen Kosten zum Teil kompensiert werden.  

Einnahmen lassen sich erzielen durch  

 Nutzungsgebühren für Turnhallen und Schulräume außerhalb der Unter-
richtszeiten  

 Anwerbung lokaler Förderer und Sponsoren, die einen Teil der Bewirt-
schaftung oder der Ausstattung mit Lehrmaterial übernehmen.  

Bei der Entwicklung von Ideen, wie Einnahmen generiert werden können, 
sollten die Fördervereine der Schulen eingebunden werden.  

Zwar werden Nutzungsgebühren für Vereine, Gruppen oder Initiativen meist 
niedrig sein, aber durch eine gezielte „Vermietungsstrategie“ könnte die Nach-
frage nach Räumlichkeiten zentraler Schulstandorte gesteigert und dadurch 
zusätzliche Einnahmen erzielt werden.  
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Beide Optionen haben politische Implikationen und setzen eine Entscheidung 
darüber voraus, (a) ob Vereine und Bürgergruppen durch eine kostenlose 
Überlassung von Schulräumen gefördert werden sollen oder ob von ihnen 
eine angemessene Gebühr verlangt werden kann, und (b) wie begründet die 
Befürchtung ist, dass Sponsoren Einfluss auf den Schulbetrieb nehmen 
könnten.  

3. Abgabe von Räumen oder Gebäudeteilen für andere Nutzer  
(Mehrzwecknutzung)  

Bei räumlichen Überkapazitäten könnte ein Teil des Schulgebäudes aus dem 
Schulbetrieb herausgetrennt und einer neuen Nutzung zugeführt werden. Da-
mit ließen sich die Betriebskosten schlagartig und nachhaltig senken. Als 
mögliche Nutzungen kommen u.a. in Betracht  

 Kinder- und Jugendarbeit 
 Kultur  
 Wohnen  
 Seniorenarbeit.  

Allerdings hängen die Umnutzungs- bzw. Mitnutzungspotenziale sehr stark 
vom Gebäudetyp und dem Grundriss ab. Nicht alle Schulen werden sich so 
teilen lassen, dass sie für Nutzungsalternativen attraktiv sind. 

Eine weitere Maßnahme zur Kostenreduktion ist der Abriss nicht benötigter 
Gebäudeteile. Sie kommt vor allem dann in Betracht, wenn der Zustand eine 
Sanierung erforderlich macht. Da mit einem Abriss auch Kosten verbunden 
sind, ist allerdings das Kosten-Nutzen-Verhältnis sorgfältig zu prüfen.   

4. Schließung von Schulstandorten  

Große Einsparpotenziale für die Gemeinden liegen in der räumlichen Konzent-
ration des Schulangebotes, durch die untergenutzte Schulstandorte auf-
gegeben und andere durch die Integration neuer Schüler längerfristig gestärkt 
werden. Dafür kommen zwei Formen in Betracht:  

 Schließung von einzelnen Standorten und Integration der Schüler in 
andere Grundschulen   

 Verlagerung von Grundschulen in (unterausgelastete) Schulen anderer 
Form, z.B. Hauptschulen, Realschulen.  

Die Entscheidung, eine Schule zu schließen, kann nicht allein aus Kosten-
gründen erfolgen und die Erhaltung von Grundschulstandorten hat sicher in 
jeder Stadt und jeder Gemeinde eine hohe Priorität. Dennoch werden sich 
aufgrund des Rückgangs an Schülerzahlen nicht alle Schulstandorte halten 
lassen.  

Um die meist sehr kontrovers geführte politische Diskussion um die Zukunft 
der Schulstandorte zu versachlichen, bedarf es einer Kriterienliste, mit der 
mehr oder weniger gute Schulstandorte ermittelt werden. Die Liste muss ne-
ben Kriterien, mit denen die Qualität der Schulbildung bewertet wird, auch sol-
che enthalten, die soziale und wirtschaftliche Aspekte erfassen.     

Um maximale Einspareffekte durch die Konzentration auf „beste“ Standorte zu 
erzielen, sind die Folgekosten der Schließung im Voraus abzuschätzen.  
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Anhand einer Check-Liste, die u.a. die folgenden Aspekte abdeckt, lassen 
sich die Effekte von Standortschließung und Standorterhalt für einzelne 
Schulen erfassen und miteinander vergleichen:    

 aktuelle und zukünftige Auslastung  
 spezifische Kosten (pro Schüler) und Kostenstruktur    
 absehbare Investitionen für Grundstück und Gebäude 
 Nachnutzungsmöglichkeiten oder Verkaufserlös der Immobilie  
 Kosten durch die Standortschließung   
 Länge der Schulwege    
 Kosten durch die Verlagerung der Schüler  

▬  für die Gemeinde (z.B. bauliche Maßnahmen für die Aufnahme zusätz-
licher Schüler) 

▬  für andere Verwaltungsebenen (insbesondere der Landkreis für die 
Schülerbeförderung). 

In Entscheidungsprozessen über die Zukunft einzelner Standorte ist der Inte-
ressenausgleich zwischen Orten häufig ein wichtiges Kriterium für politische 
Zustimmung; wenn also ein Ort seine Grundschule verliert, könnte dieser Ver-
lust ggf. durch die Ansiedlung oder den Ausbau anderer Infrastrukturen 
kompensiert werden. Die Kosten bzw. Folgen dieser Kompensation sollten in 
den Findungsprozess für die ‚besten Standorte’ einbezogen werden. 

Anderseits sollten aber Handlungsoptionen nicht nur innerhalb der einzelnen 
Städte und Gemeinden, sondern auch gemeinsam mit den Nachbarkommu-
nen, also überkommunal entwickelt werden, um Möglichkeiten gemeinsamer 
Nutzung und gemeinsamer Finanzierung von Grundschulen zu realisieren.   

Die Möglichkeiten, einzelne Standorte zu schließen und die Grundschulver-
sorgung stärker zu konzentrieren, sind in größeren Städten und Gemeinden 
mit mehreren Grundschulstandorten vielfältiger als in kleinen Gemeinden. Für 
letztere ist somit eine systematische Bewertung, wie sie hier vorgeschlagen 
wird, u.U. weder möglich noch nötig.  

5. Neuorganisation von Infrastruktur-Standorten  

Die größten Einspareffekte sind zu erzielen, wenn nicht nur die Grundschul-
versorgung an sinkende Schülerzahlen angepasst wird, sondern sektoral 
übergreifend auch andere Infrastruktureinrichtungen in die Standortüberle-
gungen einbezogen werden. Für die Neuorganisation von Standorten bietet 
sich u.a. an:   

 schulische und vorschulische Einrichtungen zusammen zu legen bzw. ihre 
Standorte aufeinander abzustimmen; ein gutes Beispiel wäre die Integra-
tion von Kindergarten und Grundschule, 

 Außenstellen öffentlicher und sozialer Dienstleister sowie Versorgungs-
stützpunkte in Schulgebäuden anzusiedeln,  

 Generationenhäuser und Grundschulen stärker miteinander zu verzahnen, 
Die Verkehrsplanung (ÖV) ist in diese Standortentscheidungen einzubezie-
hen. Und auch für diesen Entscheidungsprozess sollten die Folgekosten ab-
geschätzt und die einbezogenen Gebäude und Standorte anhand der Check-
Liste (s.o.) bewertet werden.   
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4.5.2 Regionalplanung  

Der starke Rückgang an Grundschülern, die wachsenden Kapazitätsüber-
hänge und der politische Widerstand gegen Schulschließungen stellen Städte 
und Gemeinden vor erhebliche Herausforderungen. In dieser Situation kann 
die Regionalplanung dazu beitragen, angemessene Lösungsansätze zu ent-
wickeln und entsprechende Strategien umzusetzen. 

Die Regionalplanung kann die notwendige Steuerung von Auslastung und 
Kosten im Grundschulbereich dadurch unterstützen, dass sie  
 die Entscheidungsträger und die Öffentlichkeit in den Städten und Ge-

meinden für die Herausforderungen und Lösungsoptionen sensibilisiert;  
 die Diskussion um Herausforderungen und Lösungsoptionen auf regiona-

ler Ebene führt und damit die lokalen Probleme verallgemeinert, sowie die 
Kommunikation und den Austausch zwischen Städten und Gemeinden be-
fördert; 

 gemeindeübergreifende Abstimmungen über Standorte von Grundschulen 
in Grenzlagen durch Moderation fördert;  

 den ‚Interessenausgleich’ zwischen benachbarten Gemeinden fördert, 
wenn eine von ihnen ihren Schulstandort verliert; im Einzelfall könnte da-
bei sogar eine gewisse Flexibilität im Umgang mit den Grundsätzen des 
Zentrale-Orte-Systems angemessen sein; 

 in Stellungnahmen zu Siedlungsflächenplanungen der Gemeinden auf das 
Ziel der Auslastung von Grundschulen hinweist.   

Um den regionalplanerischen Grundsätzen und Zielen der Stärkung zentraler 
Orte mehr Wirksamkeit zu verschaffen, muss sich die Regionalplanung inten-
siv mit der Schulentwicklungsplanung abstimmen. Dazu kann sie   

 Raumordnungskonferenzen organisieren, auf denen Schulentwicklungs-
planung und Regionalentwicklung gemeinsame raumwirksame Strategien 
entwickeln 

 Abstimmungen zwischen Verkehrsplanung (ÖV), Schulplanung und Regio-
nalplanung forcieren.  

Eine Voraussetzung für handlungsleitende Abstimmungen ist allerdings die 
Wiedereinführung einer verbindlichen Schulentwicklungsplanung auf der 
Grundlage einer eindeutigen Rahmensetzung durch das Land Niedersachsen.  
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4.6 Profile Grundschulen  

Grundschule St.-Laurentius, Samtgemeinde Liebenau 

Schultyp  Grundschule, volle Halbtagsschule 
Schulstandort: Kombination von Grundschule und Hauptschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume 9 

Fachräume 7 

Turnhalle ja 

Schulräume/Klassenräume 16/9 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 2 29 15 

2. Klasse 3 58 19 

3. Klasse 3 41 14 

4. Klasse 2 35 18 

insgesamt 9 163 18 

Gebäude Baujahr 1961 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       schlecht 

sanitärtechnisch:                               schlecht 

Ausgaben Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 142.800  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr 

insgesamt  € 133.600 

pro Schüler  € 820  

-  Anteil Personalkosten   40% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück 

26% 

-  Anteil Sachmittel    9% 

-  Anteil Instandhaltung  11% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1 13%  

-  Anteil Beförderung1 -- 

Investitionen 
2005-2008 

insgesamt  € 36.700  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 56  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 51% 

-  Anteil für Schulausstattung 49% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 7.800  

-  davon für Nutzung Turnhalle 67% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben    5% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler   € 828 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung 

Schüler1 163 125 minus 23% 

Schüler pro Klasse1,2 18 14 minus 22% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung 

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 876 €  1.233 €  plus 41% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 820 €  1.045 €  plus 27% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2010 für Gebäudemodernisierung € 402.000 

Besonderheiten Schulstandort für Grundschule und Hauptschule; Grundschule nutzt 30% 
der Räumlichkeiten allein, 10% nutzt sie gemeinsam mit der Hauptschule.  

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel (und Investitionen) in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Mainsche, Samtgemeinde Liebenau  

Schultyp  Verlässliche Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung 

Räume Klassenräume  4 

Fachräume  0 

Turnhalle  nein 

Schulräume/Klassenräume 4/4 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse 

1. Klasse 1 15 15 

2. Klasse 1 22 22 

3. Klasse 1 21 21 

4. Klasse 1 19 19 

insgesamt 4 77 19 

Gebäude Baujahr 1911 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       schlecht 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 38.100  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 35.400 

pro Schüler  € 459  

-  Anteil Personalkosten    -- 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück 

37% 

-  Anteil Sachmittel  22% 

-  Anteil Instandhaltung  27% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1 --  

-  Anteil Beförderung1 14% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 10.900  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 35  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 76% 

-  Anteil für Schulausstattung 24% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt  € 1.500 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  4% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 475 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung  

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 77 59 minus 24% 

Schüler pro Klasse1,2 19 15 minus 21% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 495 € 756 plus 53% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 459 € 568 plus 24% 

Investitionen ge-
plant  

keine  

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Hans-Böckler-Schule, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  11 

Fachräume  2 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 13/11 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 2 50 25 

2. Klasse 2 42 21 

3. Klasse 2 38 19 

4. Klasse 3 67 22 

insgesamt 9 197 22 

Gebäude Baujahr 1967 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       schlecht 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 308.000  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 276.900 

pro Schüler  € 1.405  

-  Anteil Personalkosten   32% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück 

41% 

-  Anteil Sachmittel    8% 

-  Anteil Instandhaltung  17% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   --  

-  Anteil Beförderung1   2% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 124.500  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 158  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 88% 

-  Anteil für Schulausstattung 12% 

besondere Posten: Dachsanierung, Turnhalle, EDV-
Ausstattung 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 13.500 

-  davon für Nutzung Turnhalle 5% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  4% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.495 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 197 234 plus 19% 

Schüler pro Klasse1,2 22 25 plus 14% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.563 € 1.389  minus 11% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 1.405 € 1.201 minus 15% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2012 für Sanierungen Sporthalle, Dach, Fassade, Spielfeld, Heizungen 
€ 499.000 

Besonderheiten Ab dem Schuljahr 2009/2010 wird der Einzugsbereich der Schule erweitert. 
2011 übernimmt sie die Schüler der Grundschule „Am Goetheplatz“.    

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Am Goetheplatz, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule mit Vorschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  11 

Fachräume  3 

Turnhalle  nein 

Schulräume/Klassenräume 14/11 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse 1-4 

Vorschule 1 13  

1. Klasse 1 19 19 

2. Klasse 2 37 18 

3. Klasse 2 37 18 

4. Klasse 2 36 18 

insgesamt 8 142 18 

Gebäude Baujahr 1958 

Zustand baulich:                                                        schlecht 

energetisch:                                                 schlecht 

sanitärtechnisch:                                          schlecht 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 123.900  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 116.700 

pro Schüler  € 822  

-  Anteil Personalkosten   27% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

38% 

-  Anteil Sachmittel  19% 

-  Anteil Instandhaltung  14% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  -- 

-  Anteil Beförderung1 2% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 28.900  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 51  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 62% 

-  Anteil für Schulausstattung 38% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt    € 946  

Anteil Einnahmen an Ausgaben  1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 866 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis zur Schulschließung 2011 

 

Ein Vergleich zur Auslastung und Ausgabenentwicklung von 2008 und 2025 
entfällt, weil die Schule Ende 2011 geschlossen wird und die Schüler zur 
Hans-Böckler-Schule wechseln. 
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Grundschule Stockhausenstraße, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume 9 

Fachräume 3 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 12/9 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 2 54 27 

2. Klasse 2 40 20 

3. Klasse 2 41 20 

4. Klasse 2 42 21 

insgesamt 8 177 22 

Gebäude Baujahr 1929 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 195.300  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 165.100 

pro Schüler  € 933  

-  Anteil Personalkosten   22% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

45% 

-  Anteil Sachmittel  15% 

-  Anteil Instandhaltung  18% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   --  

-  Anteil Beförderung1   -- 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 121.000  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 171  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 84% 

-  Anteil für Schulausstattung 16% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 1.000  

-  davon für Nutzung Turnhalle 56% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.098 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung  

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 177 123 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 22 15 minus 32% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.104 € 1.468 plus 33% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 933 € 1.280 plus 37% 

Investitionen ge-
plant  

2010 für Ziegeldach € 110.000 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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 Grundschule Michael-Ende-Schule, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule mit Sprachheilklassen der Jahrgänge 1-4  
und Vorschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  16 

Fachräume  2 

Turnhalle  nein 

Schulräume/Klassenräume 18/16 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse 1-4 

Vorschule 1 9  

1. Klasse 5 93 19 

2. Klasse 5 94 19 

3. Klasse 5 89 18 

4. Klasse 5 87 17 

insgesamt 21 372 18 

Gebäude Baujahr 2004 

Zustand baulich:                                                        sehr gut 

energetisch:                                                 sehr gut 

sanitärtechnisch:                                          sehr gut 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 200.990  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 163.152 

pro Schüler  € 439  

-  Anteil Personalkosten   38% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

28% 

-  Anteil Sachmittel  21% 

-  Anteil Instandhaltung  12% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   --  

-  Anteil Beförderung1   1% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 151.352  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 102  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 74% 

-  Anteil für Schulausstattung 26% 

besondere Posten: Schulerweiterung um 8 Räume, 
Sportanlage, EDV 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 107.900  

Anteil Einnahmen an Ausgaben  54% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 250 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 

 



 

 

 

131 

 

Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung  

Auslastung  2008 2025 Veränderung 

Schüler1 363 251 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 18 13 minus 28% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung 

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 540 € 782 plus 49% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 439 € 594 plus 35% 

Investitionen ge-
plant  

keine 

Besonderheiten 

In jedem Jahrgang gibt es eine Sprachheilklasse. 
Für die Sprachheilklassen erstreckt sich der Einzugsbereich auch auf die 
Städte Wunstorf und Neustadt. 
Die hohen Einnahmen stammen weitgehend aus der Kreisumlage für 
Sprachheilklassen. 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Eilvese, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  4 

Fachräume 1 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 5/4 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 17 17 

2. Klasse 1 23 23 

3. Klasse 1 13 13 

4. Klasse 1 14 14 

insgesamt 4 67 17 

Gebäude Baujahr 1959 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                    schlecht 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 70.200  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 63.000 

pro Schüler  € 941  

-  Anteil Personalkosten   27% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

41% 

-  Anteil Sachmittel  14% 

-  Anteil Instandhaltung  17% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   -- 

-  Anteil Beförderung1   1% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 28.800  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 107  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 51% 

-  Anteil für Schulausstattung 49% 

besondere Posten: Gebäudeerneuerung, EDV-
Ausstattung 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 1.900  

Anteil Einnahmen an Ausgaben  3% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.020 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  

0

10

20

30

2008 2012 2016 2020 2024

Jahr

Erstklässler

                                                                                      1 Zug

 

 

 

Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung  

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 67 46 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 17 12 minus 29% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.048 € 1.499 plus 43% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 941 € 1.311 plus 39% 

Investitionen ge-
plant  

kurzfristig für Heizkessel € 14.000  

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Hagen, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  10 

Fachräume  2 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 12/10 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 2 50 25 

2. Klasse 2 29 15 

3. Klasse 2 38 19 

4. Klasse 2 46 23 

insgesamt 8 163 20 

Gebäude Baujahr 1989 

Zustand baulich:  sehr gut 

energetisch:   durchschnittlich 

sanitärtechnisch:  sehr gut 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 116.200  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 112.500 

pro Schüler  € 690  

-  Anteil Personalkosten   36% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

37% 

-  Anteil Sachmittel  14% 

-  Anteil Instandhaltung  12% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   -- 

-  Anteil Beförderung1   1% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 14.800  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 23  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 17% 

-  Anteil für Schulausstattung 83% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 820  

-  davon für Nutzung Turnhalle 10% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 708 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 163 113 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 20 14 minus 30% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 713 € 1.140 plus 60% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 690 € 952 plus 38% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2011 für Dachsanierung Sporthalle € 80.000, für Sonnenschutz  
€ 30.000, für Heizung € 19.000 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Helstorf, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  8 

Fachräume  2 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 10/8 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 24 24 

2. Klasse 2 31 16 

3. Klasse 1 18 18 

4. Klasse 1 24 24 

insgesamt 5 97 19 

Gebäude Baujahr 1966 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 107.900  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 90.900 

pro Schüler  € 937  

-  Anteil Personalkosten   28% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

44% 

-  Anteil Sachmittel  10% 

-  Anteil Instandhaltung  18% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1 -- 

-  Anteil Beförderung1 -- 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 68.100  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 176  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 76% 

-  Anteil für Schulausstattung 24% 

besondere Posten: 2006 Heizung, Treppenhaus für 
€ 39.000, 2007 Fenster 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 3.800  

-  davon für Nutzung Turnhalle 50% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  4% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.073 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 97 67 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 19 13 minus 32% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.113 € 1.502 plus 35% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 937 € 1.314 plus 40% 

Investitionen ge-
plant  

kurzfristig für Fenster Sporthalle € 11.000 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 

 



 

 

 

138 

 

Grundschule Mandelsloh, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  8 

Fachräume  3 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 11/8 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 21 21 

2. Klasse 2 37 19 

3. Klasse 2 34 17 

4. Klasse 2 39 20 

insgesamt 7 131 19 

Gebäude Baujahr 1958 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

 € 131.000 

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 127.500 

pro Schüler  € 973  

-  Anteil Personalkosten   27% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

45% 

-  Anteil Sachmittel  14% 

-  Anteil Instandhaltung  12% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   -- 

-  Anteil Beförderung1   2% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 13.900  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 27  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück     0% 

-  Anteil für Schulausstattung 100% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 7.300  

-  davon für Nutzung Turnhalle 2% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  6% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 944 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 131 91 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 19 13 minus 32% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.000 € 1.528 plus 53% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 973 € 1.340 plus 38% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2011 für Fassade, Fenster Sporthalle € 45.000 und für   
Außenanlage € 8.500 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Mardorf, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  4 

Fachräume  2 

Turnhalle  nein 

Schulräume/Klassenräume 6/4 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 17 17 

2. Klasse 1 13 13 

3. Klasse 1 25 25 

4. Klasse 1 22 22 

insgesamt 4 77 19 

Gebäude Baujahr 1959 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       schlecht 

sanitärtechnisch:                               schlecht 

Ausgaben Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 95.000  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 76.900 

pro Schüler  € 998  

-  Anteil Personalkosten 15% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

23% 

-  Anteil Sachmittel  15% 

-  Anteil Instandhaltung  41% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  -- 

-  Anteil Beförderung1  6% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 72.500  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 235  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 86% 

-  Anteil für Schulausstattung 14% 

besondere Posten: 2005 Fenstersanierung, 2007 
Dachsanierung jeweils € 30.000 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 3.600  

Anteil Einnahmen an Ausgaben  4% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.187 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 

 

 

 



 

 

 

141 

 

 

Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung  

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 77 53 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 19 13 minus 32% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.234 € 1.572 plus 27% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 998 € 1.384 plus 39% 

Investitionen ge-
plant  

kurzfristig für Schulhofsanierung € 30.000 

Besonderheiten Sehr hohe Ausgaben von gut € 30.000 für Instandhaltung in allen Jahren. 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Mariensee, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  6 

Fachräume  3 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 9/6 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 15 15 

2. Klasse 1 21 21 

3. Klasse 1 20 20 

4. Klasse 2 35 18 

insgesamt 5 91 18 

Gebäude Baujahr 1952 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 91.600  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 85.500 

pro Schüler  € 940  

-  Anteil Personalkosten 18% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

41% 

-  Anteil Sachmittel  11% 

-  Anteil Instandhaltung  27% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  -- 

-  Anteil Beförderung1  3% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 24.300  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 67  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 43% 

-  Anteil für Schulausstattung 57% 

besondere Posten: 2007 € 10.000 für Heizung  
Schule 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt    € 2.200 

-  davon für Nutzung Turnhalle 1% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  2% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 983 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 91 63 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 18 13 minus 28% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.007 € 1.502 plus 49% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 940 € 1.314 plus 40% 

Investitionen ge-
plant  

keine 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Otternhagen, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  8 

Fachräume  3 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 11/8 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 2 50 25 

2. Klasse 2 37 19 

3. Klasse 2 37 19 

4. Klasse 2 38 19 

insgesamt 8 162 20 

Gebäude Baujahr 1991 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 103.600  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 90.200 

pro Schüler  € 557  

-  Anteil Personalkosten 24% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

42% 

-  Anteil Sachmittel  13% 

-  Anteil Instandhaltung  20% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   -- 

-  Anteil Beförderung1   1% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 53.500  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 83  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 58% 

-  Anteil für Schulausstattung 42% 

besondere Posten: IT-Ausstattung 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 550  

-  davon für Nutzung Turnhalle 89% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben   1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 636 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 162 112 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 20 14 minus 30% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 639 € 962 plus 51% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 557 € 774 plus 39% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2011 für Gebäude € 70.000 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Poggenhagen, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  6 

Fachräume  3 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 9/6 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 19 19 

2. Klasse 2 32 16 

3. Klasse 2 30 15 

4. Klasse 2 30 15 

insgesamt 7 111 16 

Gebäude Baujahr 1958 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                                  schlecht 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 113.300  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt  € 106.900 

pro Schüler  € 963  

-  Anteil Personalkosten 20% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

37% 

-  Anteil Sachmittel  15% 

-  Anteil Instandhaltung  24% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  -- 

-  Anteil Beförderung1  4% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 25.600  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 58  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 35% 

-  Anteil für Schulausstattung 65% 

besondere Posten: IT-Ausstattung 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 1.100  

Anteil Einnahmen an Ausgaben  1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.011 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 111 77 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 16 11 minus 31% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.020 € 1.512 plus 48% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 963 € 1.324 plus 37% 

Investitionen ge-
plant  

kurzfristig für Gebäude € 65.000 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Schneeren, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  4 

Fachräume  2 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 6/4 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 13 13 

2. Klasse 1 15 15 

3. Klasse 1 17 17 

4. Klasse 1 10 10 

insgesamt 4 55 14 

Gebäude Baujahr 1954 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                                  schlecht 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 80.800  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 75.900 

pro Schüler  € 1.379  

-  Anteil Personalkosten   21% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

32% 

-  Anteil Sachmittel  16% 

-  Anteil Instandhaltung  25% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  --  

-  Anteil Beförderung1  6% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 19.600  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 89  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 37% 

-  Anteil für Schulausstattung 63% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 4.500  

-  davon für Nutzung Turnhalle  1% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben   6% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.386 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 55 38 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 14 10 minus 29% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.468 € 2.087 plus 42% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 1.379 € 1.899 plus 38% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2012 für Gebäude € 144.000 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Bordenau, Neustadt a. Rbge. 

Schultyp  Verlässliche Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  8 

Fachräume  4 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 12/8 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 2 29 15 

2. Klasse 1 29 29 

3. Klasse 2 36 18 

4. Klasse 2 30 15 

insgesamt 7 124 18 

Gebäude Baujahr 1967 

Zustand baulich:                                               durchschnittlich 

energetisch:                                                   schlecht 

sanitärtechnisch:                                            schlecht 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

 € 149.200 

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 128.800 

pro Schüler  € 1.039  

-  Anteil Personalkosten   27% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

40% 

-  Anteil Sachmittel   9% 

-  Anteil Instandhaltung  15% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  8%  

-  Anteil Beförderung1  1% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 81.800  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 165  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 91% 

-  Anteil für Schulausstattung   9% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 10.000  

-  davon für Nutzung Turnhalle  5% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben   7% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.123 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 124 86 minus 31% 

Schüler pro Klasse1,2 18 12 minus 33% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.203 € 1.644 plus 37% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 1.039 € 1.456 plus 40% 

Investitionen ge-
plant  

kurzfristig für Gebäude € 44.000 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 

 



 

 

 

152 

 

Grundschule Ottenstein, Samtgemeinde Polle 

Schultyp  Verlässliche Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  4 

Fachräume  2 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 6/4 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 12 12 

2. Klasse 1 20 20 

3. Klasse 1 17 17 

4. Klasse 1 14 14 

insgesamt 4 63 16 

Gebäude Baujahr 1906 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                                durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 63.800  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 51.700 

pro Schüler  € 820 

-  Anteil Personalkosten   66% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

26% 

-  Anteil Sachmittel   3% 

-  Anteil Instandhaltung   5% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  --  

-  Anteil Beförderung1  1% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 48.400  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 192  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 95% 

-  Anteil für Schulausstattung   5% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 900  

-  davon für Nutzung Turnhalle 58% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben   1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 998 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 63 35 minus 44% 

Schüler pro Klasse1,2 16 9 minus 44% 

Kosten  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.012 € 1.644  plus 62% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 820 € 1.456 plus 78% 

Investitionen ge-
plant  

kurzfristig für Gebäude und Turnhalle € 166.000 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Ritterhofschule, Samtgemeinde Polle 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  8 

Fachräume  2 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 10/8 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 16 16 

2. Klasse 1 21 21 

3. Klasse 1 20 20 

4. Klasse 1 21 21 

insgesamt 1 16 20 

Gebäude Baujahr 1963 

Zustand baulich:                                                           sehr gut 

energetisch:                                                            gut 

sanitärtechnisch:                                                     gut 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 132.100  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 76.700 

pro Schüler  € 984  

-  Anteil Personalkosten   67% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

27% 

-  Anteil Sachmittel   3% 

-  Anteil Instandhaltung   3% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  --  

-  Anteil Beförderung1  -- 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 221.300 

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 709  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 99% 

-  Anteil für Schulausstattung   1% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt  € 1.300  

-  davon für Nutzung Turnhalle 46% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben   1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.676 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 78 64 minus 18% 

Schüler pro Klasse1,2 20 16 minus 20% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.693 € 1.380 minus 18% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 984 € 1.192  plus 21% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2010  für  
-  Gebäude, Turnhalle, Hof, Mobiliar  € 163.000 
-  Medienraum € 20.000     

Besonderheiten Ab 2013 werden die Schüler der Grundschule Heinsen in die  
Ritterhofschule wechseln.  

Einführung Ganztagsschule in 2010 
- bauliche Investitionen 35.000 € 
- zusätzliche laufende Ausgaben € 8.000 pro Jahr 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Heinsen, Samtgemeinde Polle 

Schultyp  Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  3 

Fachräume  2 

Turnhalle  nein 

Schulräume/Klassenräume 5/3 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 1 9 9 

2. Klasse 1 10 10 

3. Klasse 1 5 5 

4. Klasse 1 11 11 

insgesamt 4 35 9 

Gebäude Baujahr 1913 

Zustand baulich:                                                                   gut 

energetisch:                                        durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                                     ausreichend 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

 € 60.100  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt    € 26.100 

pro Schüler € 745  

-  Anteil Personalkosten   63% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

23% 

-  Anteil Sachmittel   5% 

-  Anteil Instandhaltung   3% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  6%  

-  Anteil Beförderung1   -- 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt € 136.200  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr   € 973  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 99% 

-  Anteil für Schulausstattung   1% 

besondere Posten: 
umfangreiche Fassadensanierung 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt  € 9.400 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  16% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.448 

Besonderheiten Hohe Einnahmen durch Vermietung von Wohnungen im Schulgebäude. 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis zur Schulschließung 2013 

 

 

Ein Vergleich zur Auslastung und Ausgabenentwicklung von 2008 und 2025 
entfällt, weil die Schule im Jahr 2013 geschlossen wird und die Schüler zur 
Ritterhofschule wechseln. Das Gebäude geht zurück in das Eigentum der 
Gemeinde Heinsen. 
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Grundschule Am Stadtturm, Stadthagen 

Schultyp  Verlässliche Grundschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  16 

Fachräume  6 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 22/16 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse 

1. Klasse 3 67 22 

2. Klasse 3 78 26 

3. Klasse 4 87 22 

4. Klasse 4 82 21 

insgesamt 14 314 22 

Gebäude Baujahr 1953 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                                durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

 € 288.700 

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 267.000 

pro Schüler  € 850  

-  Anteil Personalkosten   39% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

19% 

-  Anteil Sachmittel  11% 

-  Anteil Instandhaltung  29% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   1%  

-  Anteil Beförderung1   1% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 86.800  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 69  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück   6% 

-  Anteil für Schulausstattung 94% 

Besondere Posten: IT-Ausstattung, Computer 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 1.300  

Anteil Einnahmen an Ausgaben  0,5% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 915 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 314 220 minus 30% 

Schüler pro Klasse1,2 22 16 minus 27% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 919  € 1.361 plus 48% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 850 € 1.173 plus 38% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2010 für Gebäudemodernisierung € 115.000 

Besonderheiten Einführung Ganztagsschule in 2010 
- zusätzlich notwendige bauliche Investitionen € 3 Mio. 
- zusätzliche laufende Ausgaben / Jahr € 72.100 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Am Sonnenbrink, Stadthagen 

Schultyp  Verlässliche Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  22 

Fachräume  6 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 28/22 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

Vorschule 1 15  

1. Klasse 4 97 24 

2. Klasse 5 127 25 

3. Klasse 4 107 27 

4. Klasse 5 116 23 

insgesamt 19 462 25 

Gebäude Baujahr 1969 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 457.600  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 253.200 

pro Schüler  € 548  

-  Anteil Personalkosten   30% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

42% 

-  Anteil Sachmittel  11% 

-  Anteil Instandhaltung  15% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1   2%  

-  Anteil Beförderung1 -- 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 817.700  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 442  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 94% 

-  Anteil für Schulausstattung   6% 

Besondere Posten: Gebäudemodernisierung und 
EDV-Ausstattung 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 2.300  

Anteil Einnahmen an Ausgaben  1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 985 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025  
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 447 313 minus 30% 

Schüler pro Klasse1,2 25 17 minus 32% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 990 € 940  minus 5% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 548 € 752 plus 37% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2010 für Gebäudemodernisierung € 191.000 

Besonderheiten Einführung Ganztagsschule in 2009 
- notwendige bauliche Investitionen € 1,25 Mio.  
- zusätzliche laufende Ausgaben / Jahr € 162.400   

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008, 
3Ausgabenstruktur wie 2008, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule An der Bergkette, Stadthagen 

Schultyp  Verlässliche Grundschule Obernwöhren mit Zweitstandort  
in Wendthagen 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  11 

Fachräume  6 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 17/11 

Schüler 2008  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 2 31 16 

2. Klasse 2 39 20 

3. Klasse 2 39 20 

4. Klasse 3 51 17 

insgesamt 9 160 18 

Gebäude Baujahr 1957 Obernwöhren  (1989 Wendthagen) 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

 € 171.600 

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 164.400 

pro Schüler  € 1.027  

-  Anteil Personalkosten   34% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

33% 

-  Anteil Sachmittel    9% 

-  Anteil Instandhaltung  21% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1    --  

-  Anteil Beförderung1   3% 

Investitionen  
2005-2008 

insgesamt  € 28.900  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 45  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück   -- 

-  Anteil für Schulausstattung 100% 

besondere Posten: IT Ausstattung € 18.500 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 1.600  

Anteil Einnahmen an Ausgaben  1% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 1.062 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2008 bis 2025 
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Vergleich 2008 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2008 2025 Veränderung   

Schüler1 160 112 minus 30% 

Schüler pro Klasse1,2 18 22 plus 22% 

Ausgaben  2008 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 1.072 € 1.379 plus 29% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 1.027 € 1.191 plus 16% 

Investitionen ge-
plant  

bis 2010 für Gebäudemodernisierung € 225.000 

Besonderheiten Einführung Ganztagsschule Obernwöhren in 2011 
- notwendige bauliche Investitionen € 500.000 
- zusätzliche laufende Ausgaben / Jahr € 50.400 

Der Zweitstandort Wendthagen (einzügig) wird bis 2013 aufgegeben. 2009 
wird keine erste Klasse mehr eingeschult; die Klassen zwei bis vier werden 
bis zur Schließung aber weitergeführt. 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2008 
aber unter Berücksichtigung der Schließung des Zweitstandorts, 3Ausgabenstruktur wie 2008 
aber unter Berücksichtigung der Schließung des Zweitstandorts, 4Investitionen standardisiert, 
5Sachmittel und Investitionen in Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Am Amtshof,  Gemeinde Winsen (Aller) 

Schultyp  Verlässliche Grundschule  

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  16 

Fachräume  1 

Turnhalle  ja 

Schulräume/Klassenräume 17/16 

Schüler 2007  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse  

1. Klasse 4 89 22 

2. Klasse 4 100 25 

3. Klasse 4 104 26 

4. Klasse 4 84 21 

insgesamt 16 377 24 

Gebäude Baujahr 1969 

Zustand baulich:                                              durchschnittlich 

energetisch:                                       durchschnittlich 

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 306.100  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 288.500 

pro Schüler  € 765  

-  Anteil Personalkosten   43% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

30% 

-  Anteil Sachmittel  14% 

-  Anteil Instandhaltung  13% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  -- 

-  Anteil Beförderung1  -- 

Investitionen  
2005-2007 

insgesamt  € 53.000 

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 47  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 77% 

-  Anteil für Schulausstattung 23% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt   € 6.600  

-  davon für Nutzung Turnhalle 97% 

Anteil Einnahmen an Ausgaben  2% 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler   €  795  
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2007 bis 2025 
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Vergleich 2007 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2007 2025 Veränderung   

Schüler1 377 266 minus 29% 

Schüler pro Klasse1,2 24 17 minus 29% 

Ausgaben  2007 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 812 € 1.228 plus 51% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 765 € 1.040 plus 36% 

Investitionen ge-
plant  

keine 
Bedarf: Euro 250.000 für Turnhalle  

Besonderheiten Basisjahr ist 2007. Wegen Einführung der Doppik sind die Werte im 
Kommunalen Haushalt von 2008 nicht mehr mit den Vorjahren zu ver-
gleichen. 

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2007, 
3Ausgabenstruktur wie 2007, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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Grundschule Am Gildesweg, Gemeinde Winsen (Aller) 

Schultyp  Verlässliche Grundschule mit Vorschule 

Kapazitäten und 
Auslastung  

Räume Klassenräume  9 

Fachräume  5 

Turnhalle  nein 

Schulräume/Klassenräume 14/9 

Schüler 2007  Anzahl 
Klassen 

Anzahl 
Schüler 

Schüler/  
Klasse 1-4 

Vorschule 1 15  

1. Klasse 2 44 22 

2. Klasse 2 36 18 

3. Klasse 2 40 20 

4. Klasse 2 53 27 

insgesamt 9 188 22 

Gebäude Baujahr 1995 

Zustand baulich:                                                         sehr gut 

energetisch:                                                  sehr gut   

sanitärtechnisch:                               durchschnittlich 

Ausgaben 

 

Gesamtausgaben 
aktuell pro Jahr 

  € 136.400  

Laufende Ausgaben 
aktuell pro Jahr   

insgesamt     € 130.300 

pro Schüler  € 693  

-  Anteil Personalkosten   44% 

-  Anteil Bewirtschaftung Gebäude/ 
Grundstück  

34% 

-  Anteil Sachmittel  19% 

-  Anteil Instandhaltung    3% 

-  Anteil Nutzungsentgelte1  -- 

-  Anteil Beförderung1  -- 

Investitionen  
2005-2007 

insgesamt  € 18.200  

durchschnittlich pro Schüler/Jahr  € 32  

-  Anteil für Gebäude und Grundstück 67% 

-  Anteil für Schulausstattung 33% 

Einnahmen aktuell pro Jahr insgesamt  -- 

Anteil Einnahmen an Ausgaben   -- 

Kosten2 aktuell pro Jahr pro Schüler  € 726 
1 Nutzungsentgelt für Sportstätten, Beförderung zu Sportstätten 
2 Ausgaben abzüglich Einnahmen 
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Entwicklung der Zahl der Erstklässler 2007 bis 2025 
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Vergleich 2007 / 2025 und Entwicklung 

Auslastung  2007 2025 Veränderung   

Schüler1 173 122 minus 29% 

Schüler pro Klasse1,2 22 15 minus 32% 

Ausgaben  2007 2025 Veränderung   

Gesamtausgaben pro Schüler  
und Jahr1,3,4,5 € 726 € 1.109 plus 53% 

laufende Ausgaben pro Schüler 
und Jahr1,3,5 € 693 € 921 plus 33% 

Investitionen ge-
plant  

keine 

Besonderheiten Basisjahr ist 2007. Wegen Einführung der Doppik sind die Werte im 
Kommunalen Haushalt von 2008 nicht mehr mit den Vorjahren zu ver-
gleichen.   

Annahmen für 2025: 1Schülerzahl gemäß Bevölkerungsprognose, 2Klassenstruktur wie 2007, 
3Ausgabenstruktur wie 2007, 4Investitionen standardisiert, 5Sachmittel und Investitionen in 
Schulausstattung für prognostizierte Schülerzahl berechnet 
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5. Schwimmbäder 

5.1 Problemaufriss  
Schwimmbäder sind ein typisches Beispiel für unerwartete Folgekosten. Sie 
wurden häufig zu Zeiten von Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum und mit 
Förderung des Bundes oder der Länder gebaut, also mit geringen Investiti-
onskosten für die Gemeinden. Die durch sie entstehenden Folgekosten, also 
die Aufwendungen für den laufenden Betrieb, Instandhaltung und Instandset-
zung, die die Kommune zu tragen hat, wurden bei der Investitionsentschei-
dung dagegen oft vernachlässigt.  Diese Kosten erwiesen sich in der Folgezeit 
als so erheblich, dass die Aufrechterhaltung des Betriebs öffentlicher 
Schwimmbäder für viele Gemeinden ein aktuelles oder ein drohendes Prob-
lem geworden ist.  

Diese Situation hat mehrere Ursachen:  

 In kleineren und ländlichen Gemeinden stammen die meisten Bäder aus 
den 1960er und 70er Jahren. Im Lauf der Jahre und mit dem Altern der 
Einrichtung sind die Kosten gestiegen, weil die Bäder aufgrund ihres tech-
nischen und baulichen Zustands kontinuierlich hohe Aufwendungen für 
Unterhaltung und Instandhaltung sowie aufwendige Modernisierungen er-
fordern.  

 Die Wirtschaftlichkeit vieler Schwimmbäder wird auch dadurch beeinträch-
tigt, dass ihre Kapazität nicht ausgelastet wird – sie waren häufig für eine 
deutlich höhere Besucherzahl ausgelegt als sich realisierte; darüber hin-
aus verringerte sich die Zahl der Besucher über die Jahre.  

 Diese Diskrepanz zwischen erwarteten und tatsächlichen Nutzerzahlen ist 
zum einen darauf zurückzuführen, dass sich der Besatz an Schwimmbä-
dern im Raum verdichtet hat und damit die jeweiligen Einzugsbereiche 
kleiner geworden sind als ursprünglich geplant. Zum anderen entstand 
durch die sehr großen Einzugsbereiche der neuen Multi-Bäder (Badeland-
schaften) eine neue und starke Konkurrenz für die lokalen Schwimmbäder.  

 Die Kostenstruktur von Schwimmbädern ist unflexibel. Im Unterschied zu 
den meisten anderen sozialen Infrastrukturen machen Fixkosten einen re-
lativ großen Teil der Betriebskosten aus. Die technische Anlage ist nicht 
teilbar und das Personal nur in geringem Maße direkt an die Zahl der Be-
sucher gebunden. Auch bei rückläufigen Besucherzahlen muss der Betrieb 
weitgehend in ähnlicher Form aufrecht erhalten werden; ein Rückgang der 
Einnahmen kann also nur in sehr geringem Maße durch Einsparungen im 
Betrieb ausgeglichen werden. Damit gehören Schwimmbäder zu den In-
frastrukturen, bei denen die Remanenzeffekte sehr hoch sind. Siedentop 
u.a. (2006: 57) haben an einem Beispiel in der Region Havelland-Fläming 
gezeigt, dass bei einem nur zu 50% ausgelasteten Hallenbad die spezifi-
schen Kosten pro Besucher gegenüber der vollen Auslastung um 80%  
steigen. 

Auch wenn Alterung und Bevölkerungsrückgang nicht die vorrangige Ursache 
für mangelnde Kapazitätsauslastungen und problematische Kostenstrukturen 
kommunaler Schwimmbäder sind, intensivieren sie doch die Wirtschaftlich-
keitsprobleme.   
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Der demographische Wandel verstärkt also die Notwendigkeit, Maßnahmen 
zu ergreifen, durch die die Kostenentwicklung gesteuert werden kann. Da Lö-
sungen häufig die Möglichkeiten einzelner kleinerer Gemeinden überfordern, 
ist mit Blick auf die Sicherung eines ausreichenden Versorgungsniveaus auch 
eine regionale Perspektive einzubeziehen.  

Im Folgenden wird an zwei Beispielen die finanzielle Situation und Perspektive 
kommunaler Schwimmbäder dargestellt.  

5.2 Fallstudien 

5.2.1 Freibad Polle 

 

Die Samtgemeinde Polle verfügt über ein großes Freibad mit Springturm. Es 
wurde in den 1970er Jahren gebaut und war für 60.000 Besucher pro Jahr 
projektiert. Das Freibad ist im Sommer vier Monate geöffnet; in den letzten 
Jahren besuchten im Mittel etwa 15.000 Personen das Bad; es ist also nur zu 
25% ausgelastet. Die Besucher des Schwimmbads sind zu rund drei Viertel 
Bewohner der Samtgemeinde Polle. Die übrigen 20% bis 30% der Besucher 
kommen aus den Nachbargemeinden. 

Da die Attraktivität von Freibädern unmittelbar von der Wetterlage in den 
Sommermonaten abhängt, sind Schwankungen in den Besucherzahlen symp-
tomatisch für sie. Aus den jährlichen Veränderungen bei den Besucherzahlen 
(sie lagen in den letzten Jahren zwischen 10.000 und über 20.000) lassen sich 
also keine Trends ableiten. Man kann aber davon ausgehen, dass es auf-
grund des Überangebots54 an Bädern in der Region und einer gleichzeitig 
rückläufigen Einwohnerzahl schwierig sein wird, die Zahl der Besucher mittel- 
und längerfristig zu halten. Eher sind sinkende Besucherzahlen zu erwarten, 
wenn das Freibad in seiner jetzigen Form weitergeführt wird und keine grund-
legenden Umstrukturierungen des Angebots vorgenommen werden. 

                                                 
54  Nach Aussage von Gemeindevertretern gibt es wurde vor einigen Jahren eine Bäderanalyse 

durchgeführt, die zu dem Ergebnis kam, dass es in der Region ein Überangebot gäbe.   
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Profil Schwimmbad Polle  

Typ  Freibad 

bauliche  
Anlagen 

Baujahr 1976 

Beckengröße Schwimmerbecken 25-Meter Bahn  413 m² 

Nichtschwimmerbecken 500 m² 

Babybecken 32 m² 

Ausstattung  3m-Springturm, Wasserrutsche, Beachvolleyballfeld  

Zustand baulich durchschnittlich 
energetisch durchschnittlich 
sanitärtechnisch durchschnittlich 

Badebetrieb Öffnungszeiten 4 Monate pro Jahr 

Wochenende und Schulferien                               10h bis 19.30h 
Werktags                                                               12h bis 19:30h  
53 - 67 Stunden pro Woche 

Kursangebote  1-2 Schwimmkurse pro Saison 

Besucher/ 
Nutzer  
 

Zahl der Besucher pro Jahr (durchschnittlich 2004-2008) 14.700 

Struktur der Besucher  Kinder, Jugendliche ca. 40 % 

Ältere ca. 30 % 

Bürger aus Samtgemeinde Polle 70-80 % 

Externe Besucher überwiegend aus Hummersen,   
Falkenhagen (NRW) 

Institutionelle Nutzer DLRG: 1mal pro  Woche  

Auslastung  etwa 25%  

Einnahmen  
pro Jahr 
(durchschnittlich 
2005-2008) 

Einnahmen insgesamt € 45.100 

- Eintritt (Einzel- und Zeitkarten)   € 23.400 

- Erstattungen (Steuern und Versicherungsleistungen) € 21.700 

Ausgaben 
pro Jahr 
(durchschnittlich 
2005-2008) 

 

Ausgaben  insgesamt € 158.600 

- laufende Ausgaben insgesamt 
- davon Personalkosten 
- davon Bewirtschaftungskosten 
- davon Instandhaltungskosten   

€ 127.500 
60 % 
33 % 

7 % 

- Investitionen   € 17.500 

- Steuern   € 13.600 

Belastung kommunaler Haushalt  
pro Jahr (durchschnittlich 2005-2008) 

insgesamt 
-  davon pro Besucher 
-  davon pro Einwohner 

€ 113.500 
€ 9 

€ 24 

Investitionen 

größere Posten 2005-2008:  
-  Flachdachsanierung € 61.000 
-  Unterwasserreiniger €  9.000  

Planung bis 2011: 
- Sanierung Schwimmbecken € 70.000 
- Sanierung der Filteranlage € 50.000   

Besonderheiten Aufgrund der Fusion mit der Samtgemeinde Bodenwerder, die selbst über  
ein Hallenbad verfügt, wird über die Zukunft der Bäder neu entschieden.  
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Derzeit belastet das Schwimmbad den kommunalen Haushalt mit über 
110.000 Euro pro Jahr. Für die nächsten Jahre ist von deutlich höheren 
Kosten auszugehen. Zustand und Alter des Bades erfordern kontinuierliche 
Arbeiten zur Instandhaltung und Erneuerung und für die Sanierung des 
Schwimmerbeckens und die Sanierung der Filteranlage sind mittelfristig In-
vestitionen in Höhe von rund 120.000 Euro geplant. 

Überlegungen, wie die Haushaltsbelastung durch das Freibad verringert oder 
zumindest stabilisiert werden kann, sind für die Samtgemeinde Polle also 
dringlich.  

Die Gemeinde plant, die Einnahmen durch eine höhere Besucherzahl zu 
steigern und beabsichtigt, das Bad vor allem für Familien und Kinder 
attraktiver zu machen. Eine weitere Möglichkeit, zusätzliche Besucher anzu-
ziehen und die Einnahmen zu erhöhen, sieht sie in ergänzenden Nutzungen 
des Freibads als Veranstaltungsort. Nach guten Erfahrungen und hohen Be-
sucherzahlen beim „Public-Viewing“ während der Fußballweltmeisterschaft 
2006 ist derzeit aber offen, mit welchen anderen Freiluft-Veranstaltungen sich 
der Erfolg wiederholen ließe.  

Ob mit solchen Maßnahmen eine Entlastung des kommunalen Haushalts er-
reicht werden kann, hängt allerdings davon ab, in wieweit diese selbst mit 
höheren Kosten verbunden sind. Zudem dokumentieren höhere Besucher-
zahlen zwar die gestiegene Attraktivität des Angebots; die Auswirkungen auf 
die Wirtschaftlichkeit des Betriebs sind jedoch nachrangig. Derzeit decken die 
Einnahmen aus Eintrittskarten nur etwa 17% der Kosten ab. Eine Steigerung 
der Besucherzahlen hat somit recht geringe Auswirkungen auf die Haushalts-
belastungen. Gleiches gilt für die Wirkung erhöhter Eintrittspreise, die auf-
grund der geringen Preiselastizität darüber hinaus auch nur in begrenztem 
Umfang vorgenommen werden könnte.   

Wichtiger sind daher Maßnahmen zur Kostenbegrenzung, vor allem durch 
nachhaltig wirkende Kürzungen bei den Ausgaben. Eine erfolgreiche Maß-
nahme zur Kosteneinsparung war der Einbau einer bedarfsgerechten Solar-
absorberanlage, die 1996 auf dem Dach des Freibadgebäudes installiert 
wurde und die Heizkosten auf ein Minimum senkte. Weitere technische 
Neuerungen, mit denen sich Kosten in einer solchen Größenordnung ein-
sparen ließen, sind aber derzeit nicht in Sicht. Im Übrigen müssten natürlich 
die Investitions- und Folgekosten der Maßnahmen den Einsparungen in der 
Unterhaltung gegenübergestellt werden, um zu überprüfen, ob tatsächlich 
Kostensenkungen realisiert werden können.   

Der größte und am stärksten wachsende Ausgabenposten sind die Personal-
kosten; sie machen 60% der laufenden Ausgaben aus und sind in den letzten 
vier Jahren um 15% gestiegen. Dabei wird bereits an Aufsichtspersonal ge-
spart; für die Frühschwimmer gibt es keine Aufsicht durch das Freibadperso-
nal; stattdessen müssen sie eine Haftungsausschlusserklärung unterschrei-
ben. Weitere Möglichkeiten bei der Personaleinsparung werden derzeit nicht 
gesehen.  

In dieser Situation wird grundsätzlich und politisch zu entscheiden sein, was 
das Angebot eines Freibades der Samtgemeinde Polle wert ist und in welcher 
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Form der Betrieb in Zukunft aufrechterhalten werden soll. Die bevorstehende 
Fusion der Samtgemeinde Polle mit Bodenwerder führt dazu, dass die 
Perspektiven beider Bäder, d.h. des Freibads in Polle und des Hallenbads in 
Bodenwerder, für die neue Samtgemeinde überdacht werden.  

5.2.2 Hallenbad Liebenau 

 

Das Hallenbad in Liebenau ist seit 1967 in Betrieb. Es ist für acht Monate im 
Jahr geöffnet und wird im öffentlichen Badebetrieb jeweils zur Hälfte von Bür-
gern aus der Samtgemeinde Liebenau und Bürgern benachbarter Kommunen 
besucht. Neben dem öffentlichen Badebetrieb wird das Hallenbad intensiv 
durch den lokalen und überlokalen Schulsport sowie durch Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen der zahlreichen Kurse genutzt. Der Einzugsbereich für die 
Kursangebote liegt deutlich über dem des öffentlichen Badebetriebs. 

In den letzten Jahren belief sich die Zahl der Besucher im Mittel auf etwa 
21.400, allerdings mit abnehmender Tendenz. Nachdem die erste Hälfte die-
ses Jahrzehnts weitgehend stabile Besucherzahlen aufwies, sind sie seit 2005 
kontinuierlich zurückgegangen. Im öffentlichen Badebetrieb und bei den 
Schülergruppen ist die Zahl der Besucher seit 2004 um über 30% gefallen (zu 
einem geringen Teil werden diese Verluste auf die seit 2008 um vier Wochen 
verkürzte Saison zurückgeführt); diese Verluste konnten durch die wachsende 
Zahl der Teilnehmer an den Kursangeboten z. T. kompensiert werden. Mit der 
Ausdehnung der Kursangebote in 2005 schnellte die Zahl dieser Besucher-
gruppe von einem Jahr zum anderen um über 40% hoch, nach leichten Rück-
gängen in 2006 liegt sie seitdem stabil bei etwa 4.600. Die größte Nutzer-
gruppe sind Kinder und Jugendliche.  

Der hohe Stellenwert der Kurse für den Betrieb des Hallenbades zeigt sich 
auch in den Einnahmen. Die Kursgebühren sind der größte Einzelposten und 
deckten in den letzten Jahren etwa 45% der Gesamteinnahmen aus Eintritt 
und Beiträgen ab; dabei ist ihre Bedeutung in den letzen Jahren ständig ge-
stiegen. 
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Profil Schwimmbad Liebenau 

Typ  Hallenbad 

bauliche  
Anlagen 

Baujahr 1967 

Beckengröße Kombiniertes Schwimmer- und  
Nichtschwimmerbecken mit Hubboden 

16 m x 8 m 

Babybecken 3 m x 3 m 

Zustand baulich durchschnittlich 
energetisch durchschnittlich 
sanitärtechnisch durchschnittlich 

Badebetrieb Öffnungszeiten 8 Monate pro Jahr 

72 Stunden pro Woche 

Kursangebote  
pro Saison 

36 Kurse: 9 Schwimmkurse, 24 Aqua-Jogging-Kurse,  
3 Wasser-Gymnastik-Kurse 

Besucher/ 
Nutzer  
 

Zahl der Besucher pro Jahr (durchschnittlich 2004-2008) 21.400 

Nutzergruppen  Öffentlicher Badebetrieb  ca. 40 % 

Kursteilnehmer  ca. 25 %  

Schulsport, Vereine  ca. 35 %  

Struktur der Besucher 
im öffentlichen Bade-
betrieb 

Kinder, Jugendliche  ca. 40 % 

Bürger aus Samtgemeinde Liebenau ca. 50 % 

Schwerpunkte externer Besucher: 
Marklohe, Steyerberg, Borstel, Stolzenau, Uchte  

Institutionelle Nutzer Schulen und Kindergärten: 14 Doppelstunden pro Woche  

Vereine : 3 Stunden pro Woche  

 langfristige  
Entwicklung  

langjährig kontinuierlicher Rückgang der Besucherzahlen  
1991: 40.000 Nutzer, davon 60% im öffentlichen Badebetrieb   

Einnahmen  
pro Jahr  
(durchschnittlich 
2005-2008) 

Einnahmen insgesamt € 92.600 

- Eintritt insgesamt 
- durch Einzel-/ Zeitkarten, Vereinsbeiträge 
- durch Beiträge Schulen 
- durch Kursgebühren 

€ 72.900 
25 % 
30 % 
45 % 

- Erstattungen von Steuern und Bewirtschaftungskosten € 17.300 

- sonstige Einnahmen (Pacht, Solarium/Fön, Werbeflächen) € 2.400 

Ausgaben 
pro Jahr 
(durchschnittlich 
2005-2008) 

 

Ausgaben  insgesamt € 161.900 

- laufende Ausgaben insgesamt 
- davon Anteil Personalkosten 
- davon Anteil Bewirtschaftungskosten 

€ 138.500 
30 % 
70 %  

- Investitionen  € 7.700 

- Steuern   € 15.700 

Belastung kommunaler Haushalt  
pro Jahr  
(durchschnittlich 2005-2008) 

insgesamt 
- pro Besucher 
- pro Einwohner 

€ 69.300 
€ 3 

€ 11 

Investitionen 
einziger Posten 2005 bis 2008:  Heizungsanlage € 31.000  

Planung: 2010 für energetische Sanierung € 40.000 
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Entwicklung Be-
sucher 
2004 bis 2008 

Besucher  insgesamt 
- öffentlicher Badebetrieb 
- Kurse 
- Schulen, Kindergärten, Vereine 

minus 24 % 
minus 33 % 
plus    28 % 
minus 32 % 

Entwicklung 
Einnahmen aus 
Eintritt  
2004 bis 2008 

Eintrittsgelder insgesamt 
- öffentlicher Badebetrieb, Vereine 
- Kurse 
- Schulen, Kindergärten 

plus      5 % 
minus   2 % 
plus    17 % 
minus   4 % 

Besonderheit  Umfangreiche Übernahme von Aufgaben durch ehrenamtlich tätige 
Mitglieder des Fördervereins Liebenrauer Hallenbad e.V.    

Derzeit belastet das Schwimmbad den kommunalen Haushalt mit durch-
schnittlich knapp 70.000 Euro pro Jahr. Für die nächsten Jahre ist von deutlich 
höheren Kosten auszugehen. Zustand und Alter des Bades erfordern konti-
nuierliche Arbeiten in Instandhaltung und Erneuerung. Kurzfristig sind für die 
energetische Sanierung Investitionen in Höhe von rund 40.000 Euro geplant.  

Die Spielräume für weitere Kosteneinsparungen und Einnahmesteigerungen 
sind gering. Durch grundsätzliche Änderungen der Trägerschaft und 
Finanzierung des Badebetriebs konnten die finanziellen Belastungen für den 
Kommunalhaushalt bereits erheblich gesenkt werden.  

Die größte Entlastung brachte die Gründung des Fördervereins Liebenauer 
Hallenbad e.V. in den 1990er Jahren. Als in der Gemeinde die Schließung des 
Hallenbades anstand, hat sich der Verein gegründet und die technische Be-
triebsaufsicht ehrenamtlich und eigenständig übernommen. Dadurch wurden 
die laufenden Kosten für die Gemeinde um die Hälfte reduziert, vor allem 
durch die Verringerung von Personalkosten. Darüber hinaus führt der Förder-
verein auch die Aufsicht beim Schulschwimmen ehrenamtlich durch.  

Eine weitere grundlegende Erleichterung der finanziellen Belastung des 
Kommunalhaushalts konnte durch die Erhöhung der Einnahmen aus dem er-
folgreichen Ausbau der Angebote von Schwimmkursen und zielgruppenspezi-
fischen Wassersportkursen erzielt werden. Da die Kurse von Stammpersonal 
durchgeführt werden, entstehen keine zusätzlichen Personalkosten.  

Damit sind aber auch die Möglichkeiten für Einsparungen und Steigerungen 
der Einnahmen weitgehend ausgeschöpft. Durch den relativ starken Anstieg 
der Eintrittspreise zwischen 2004 und 2008 sind die Belastungen für die 
Nutzer deutlich gestiegen, so dass der Spielraum für weitere Preiserhöhungen 
vermutlich sehr begrenzt ist.  

Es ist daher absehbar, dass die spezifischen Kosten des Badebetriebs pro 
Besucher und pro Einwohner steigen werden, so dass sich die gegenwärtige 
Höhe der Zuschüsse aus dem kommunalen Haushalt nicht wird halten lassen. 
Zum einen sind zusätzliche Kostenbelastungen durch Instandhaltungsmaß-
nahmen und Erneuerungsinvestitionen sowie durch die steigenden Personal-
ausgaben (2005 bis 2008 um 10%) zu erwarten. Zum anderen werden durch 
den starken Rückgang der Kinder und Jugendlichen die Einnahmen aus 
Schulsport und vermutlich auch aus dem öffentlichen Badebetrieb weiter sin-
ken. Vor diesem Hintergrund könnte der Betrieb des Hallenbads mittelfristig 
die finanzielle Leistungsbereitschaft und die Leistungsfähigkeit der Samt-
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gemeinde Liebenau überfordern. Fraglich ist vor allem, ob sich das Träger-
modell mit dem hohen Anteil von freiwilliger Tätigkeit als dauerhaft erweist. 

5.3 Optionen   
Die Folgekosten von Schwimmbädern stellen für Städte und Gemeinden eine 
erhebliche finanzielle Belastung dar. Die Entwicklung der Kosten und der 
Nutzerzahlen ist natürlich vom Einzelfall abhängig, die Tendenz dennoch ein-
deutig: Besucherzahlen stagnieren oder gehen zurück, die Kosten steigen. 
Diese Tendenz wird sich in der Zukunft nicht zuletzt durch die demo-
graphische Entwicklung verstärken. 

5.3.1 Städte und Gemeinden   

Die Gemeinden werden grundsätzlich zu entscheiden haben, ob sie sich diese 
freiwillige Infrastruktur weiterhin leisten wollen oder ob sie ihr Schwimmbad 
schließen.  

Dabei ist abzuwägen, ob der Nutzen die Kosten rechtfertigt und in welchem 
Verhältnis Nutzen und Kosten für einzelne Gruppen und für die ganze Ge-
meinde zueinander stehen. Schwimmbäder sind heute kein Alleinstellungs-
merkmal gegenüber anderen Gemeinden mehr, also kein positiver Standort-
faktor, oft herrscht sogar ein Überangebot in der Region. Dazu trägt auch die 
Konkurrenz durch neue und spezialisierte Angebote bei, die von privaten In-
vestoren entwickelt und betrieben werden, und die eine Ursache des Nutzer-
rückgangs bei älteren öffentlichen Frei- und Hallenbädern ist. Andererseits ist 
abzuwägen, welche Bedeutung dem Schwimmbad für Strategien der Prä-
vention und Gesundheit zukommt und wie weit bestimmte Nutzergruppen wie 
Schüler, Sportler, Kinder und Jugendliche oder ältere Menschen auf das 
lokale und i.d.R. preisgünstige Angebot angewiesen sind und bei einer 
Schließung des Bades erhebliche Nachteile hinnehmen müssten.  

Entscheiden sich die Städte und Gemeinden dafür, ihr Schwimmbad weiterzu-
führen, sind Maßnahmen zwingend notwendig, um die Belastung des 
kommunalen Haushalts dauerhaft zu verringern. 

Auch wenn die Spielräume zur Erhöhung der Einnahmen und Verringerung 
der Ausgaben vergleichsweise gering sind, sollte überprüft werden, ob die 
Kosten stabilisiert oder gar gesenkt werden können.  

Zu einer Steigerung der Einnahmen können folgende Maßnahmen beitragen:   

 Erhöhung von Eintrittspreisen. Aufgrund der geringen Preiselastizität und 
des Charakters einer sozialen Dienstleistung ist der Spielraum, die Preise 
für den Besuch des Schwimmbades zu erhöhen, aber sehr begrenzt;  

 Gewinnung von Sponsoren; 
 Erhöhung der Besucherzahlen durch die Organisation besonderer Ver-

anstaltungen;  
 Erweiterung des Angebots um Kurse und Öffnungszeiten für Gruppen, die 

dem öffentlichen Badebetrieb bisher fern bleiben.  
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Zu einer Verringerung oder Stabilisierung der Ausgaben können folgende 
Maßnahmen beitragen:   

 technische und bauliche Modernisierungen, mit denen die Betriebskosten 
nachhaltig gesenkt werden;  

 organisatorische Veränderungen, die den größten Kostenfaktor, die 
Personalkosten, verringern. Dazu zählt insbesondere die Einbindung von 
ehrenamtlich arbeitenden Bürgern und Bürgervereinen.   

Sowohl die Maßnahmen zur Erhöhung der Besucherzahlen als auch die Maß-
nahmen zur Verringerung der Betriebskosten sind mit Kosten verbunden, so 
dass der finanzielle Nutzen sorgfältig abgewogen werden muss.  

Weitere Möglichkeiten zur Entlastung des kommunalen Haushalts bieten  

 neue Trägermodelle, etwa durch die gemeinsame Trägerschaft eines 
Schwimmbades mit örtlichen Unternehmen oder durch mehrere 
Kommunen;  

 Kostenbeteiligung der Nachbargemeinden. 

Diese Optionen setzen allerdings voraus, dass es einen interessierten Nach-
barn gibt, mit dem die Gemeinde in Verhandlungen treten kann.  

Die für den kommunalen Haushalt günstigste Lösung wäre die Übergabe 
eines kommunalen Schwimmbades an einen Bürgerverein oder eine andere 
Organisation in privater Trägerschaft.  

5.3.2 Regionalplanung  

Schwimmbäder werden gerade in kleineren Städten und Gemeinden nicht nur 
von ansässigen Bewohnern genutzt, sondern auch von Bürgern der Nachbar-
gemeinden. Aus diesem Grund bieten sich interkommunale Lösungen zur Auf-
rechterhaltung der Versorgung insbesondere in ländlichen Regionen an.  

Die Regionalplanung kann die interkommunale Zusammenarbeit dadurch 
fördern, dass sie als externer Moderator die Kommunikation und die Ver-
handlungen benachbarter Gemeinden unterstützt, um zu einer gemeinsamen 
Nutzung und Finanzierung eines Schwimmbades zu kommen. Dabei verfolgt 
sie das Ziel, die interkommunale Zusammenarbeit voranzutreiben, um ein 
kosteneffizienteres Infrastrukturangebot zu gewährleisten. 

Da die Sicherung von Schwimmbädern nicht zu den Aufgaben der Regional-
planung gehört, wird sie in dieser moderierenden Funktion nur auf Wunsch 
der Städte und Gemeinden aktiv.  

Allerdings wird sie sich mit eigenen regionalplanerischen Bewertungskriterien 
dann in den kommunalen Abstimmungs- und Entscheidungsprozess ein-
schalten müssen, wenn der Standort eines gefährdeten Schwimmbads in 
einem Vorranggebiet für Tourismus und Erholung liegt.   
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6. Résumé  
Die Schlussfolgerungen aus aktuellen Studien, dass Städte und Gemeinden 
mit der Erweiterung ihrer Siedlungsfläche und dem Ausbau der technischen 
Infrastrukturnetze Gefahr laufen, sich langfristig finanziell stark zu belasten, 
beruhen überwiegend auf modellhaften Annahmen oder verallgemeinerten 
Einzelfällen. Dieser Ansatz ist für viele Praktiker in den Städten und Gemein-
den schwer nachvollziehbar - er ist nicht ausreichend transparent und scheint 
oft die konkrete Situation und spezifischen Rahmenbedingungen nicht zu tref-
fen.  

Ziel dieser Untersuchung war es deshalb, die Effekte des demographischen 
Wandels auf die Auslastung und Kosten zentraler kommunaler Infrastrukturen 
wie Straßenerschließung, Wasserversorgung und -entsorgung, Grundschulen 
und Schwimmbäder auf der Basis konkreter und beispielhafter Fälle und 
nachprüfbarer Daten zu belegen. Die Ergebnisse bestätigen Erkenntnisse vor-
liegender Studien und verdeutlichen wesentliche Wirkungszusammenhänge.  

Die Auswirkungen des demographischen Wandels auf die Kapazitätsaus-
lastungen von Grundschulen und Schwimmbädern sowie die Frischwasserver- 
und Schmutzwasserentsorgung zeigen sich bereits sehr deutlich. Diese Ent-
wicklung ist vor allem deshalb kritisch, weil die Möglichkeiten, mit einem ver-
ringerten Angebot auf die sinkende Nachfrage zu reagieren und damit Kosten 
einzusparen, sehr begrenzt sind. Stattdessen müssen die Kosten für die Be-
reitstellung und laufende Unterhaltung dieser Infrastrukturen auf weniger Nut-
zer umgelegt werden, so dass die Pro-Kopf-Belastung steigt. 

Die Effekte demographischer und siedlungsstruktureller Entwicklungen auf 
Kapazitätsauslastungen und Kosten der untersuchten Infrastrukturen zeigen 
sich in allen fünf Modellkommunen. Dabei sind die Übereinstimmungen zwi-
schen ihnen größer als die Unterschiede; sie verweisen damit auf die Wirk-
samkeit einheitlicher Entwicklungstrends. Das Ausmaß der Effekte und der 
Zeitpunkt, zu dem sie einsetzen oder ihre Wirkung voll entfalten, werden aller-
dings von den konkreten Bedingungen und Strukturen in den Städten und 
Gemeinden mitbestimmt. Dabei spielen ihre demographische Perspektive, ih-
re Siedlungsstruktur und die Dichte der Infrastrukturnetze eine wichtige Rolle. 
Entsprechend ergeben sich unterschiedliche Handlungsanforderungen und 
Handlungsmöglichkeiten. 

Die Wirkungen des demographischen Wandels auf die Auslastung kommu-
naler Infrastrukturen werden sich in der Zukunft deutlich verstärken und damit 
die finanziellen Belastungen und Risiken für Städte und Gemeinden bzw. für 
öffentliche und private Träger von Infrastrukturleistungen erhöhen.  

6.1 Zentrale Ergebnisse 

Neubaugebiete  
Die Höhe der Investitionen für die Erschließung der einzelnen Baugebiete 
hängt zum einen von den Ausgangsbedingungen ab, wie der Länge der Stra-
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ßen und Kanäle, und vom technischen Aufwand für die Abwasser- und Re-
genwasserentsorgung, zum anderen von den Gestaltungsabsichten und Ad-
ressatenorientierungen. Merkmale wie Größe, Lage oder Dichte der Bebau-
ung haben kaum einen Einfluss. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass 
es sich bei den untersuchten Gebieten ausschließlich um Einfamilienhausge-
biete handelt. 

In allen Modellkommunen hat sich die Baulandnachfrage in den letzten Jahren 
deutlich verlangsamt, so dass Verkauf und Bebauung der Grundstücke in der 
Mehrzahl der untersuchten Baugebiete kaum vorankamen. Aufgrund der de-
mographischen Perspektive ist davon auszugehen, dass die Nachfrage weiter 
abnimmt. Damit verstärkt sich die Entwicklung, wonach die Städte und Ge-
meinden sowie die Träger der Wasserinfrastrukturen längerfristig mit den Er-
schließungskosten belastet werden.  

Die Höhe der finanziellen Folgelasten für die Städte und Gemeinden hängt, 
neben dem Vermarktungserfolg, vor allem davon ab, ob und in welchem Maße 
sie die Entwickler an den Investitionen und Folgekosten beteiligen. Die Mo-
dellkommunen unterscheiden sich hinsichtlich dieses Verfahrens sehr deutlich 
voneinander. Dagegen haben die Wasserbetriebe in keinem Fall die Zustän-
digkeit für die Erschließungsinfrastruktur ganz abgegeben. 

Der Hauptgrund für dauerhafte finanzielle Belastungen der Träger der Infra-
strukturen ist der längerfristige Nicht-Verkauf von Grundstücken, weil dann die 
Erschließungsinvestitionen nicht durch Umlagen refinanziert werden. Diese 
„Außenstände“, zu denen in der Regel Kosten für Zwischenfinanzierungen 
hinzukommen, erstrecken sich z.T. bereits über sehr lange Zeiträume und ha-
ben eine erhebliche Größenordnung. Weil davon ausgegangen werden muss, 
dass sich die Besiedlungsdauer der Baugebiete insbesondere in stagnieren-
den und schrumpfenden Räumen immer weiter verlängert, werden die finan-
ziellen Belastungen noch anwachsen.  

Eine zweite Ursache für längerfristige finanzielle Belastungen der Infrastruk-
turträger sind nicht kostengerechte Umlagen für die Erschließungsinfrastruktu-
ren. In der Gesamtbilanz würden, unter der Bedingung, dass alle Grundstücke 
verkauft werden, nur in etwa der Hälfte der Baugebiete die Erlöse aus Umla-
gen die Erschließungsinvestitionen decken. Auch wenn das für die Wasserinf-
rastrukturen gültige Prinzip der Mischfinanzierung berücksichtigt wird, stellt 
sich die Frage, ob das Verfahren der Umlagefinanzierung kostengerecht ist 
oder von den Städten und Gemeinden bewusst als Instrument angewandt 
wird, einen Teil der Erschließungskosten zu subventionieren.  

Gegenüber der Höhe der Belastungen aus nicht umgelegten Investitionen sind 
die aktuell anfallenden jährlichen Kosten für die laufende Unterhaltung der Inf-
rastrukturen, die den Städten und Gemeinden entstehen, gering. Werden aber 
die periodisch anfallenden Kosten für die Erneuerung der Straßen, wenngleich 
erst längerfristig wirksam, schon in die Abschätzung der laufenden Folgekos-
ten einbezogen, summieren sich diese zu durchaus beachtlichen jährlichen 
Kosten für die kommunalen Haushalte. Für die Wasserbetriebe wurden diese 
Abschätzungen nicht durchgeführt, es ist aber zu vermuten, dass die Folge-
kosten für die Erschließung der Baugebiete im Laufe der Zeit ähnlich anstei-
gen und damit die Gesamtheit der Gebührenzahler belasten. 
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Frischwasserversorgung und Schmutzwasserentsorgung  
Die Effekte von Bevölkerungsentwicklung und Ausdehnung der Siedlungsflä-
che auf die Auslastung der Wasserkanalisation sind in allen fünf Modellkom-
munen sehr deutlich zu erkennen. In den wachsenden und stabilen Kommu-
nen hat die überproportionale Erweiterung der Siedlungsfläche, in den 
schrumpfenden das Zusammenspiel von Bevölkerungsentwicklung und Bau-
gebietserschließungen die Nutzerdichte merklich gesenkt. Eine Fortsetzung 
der Netzerweiterungen im Umfang des letzten Jahrzehnts würde dazu führen, 
dass angesichts der im Jahre 2025 absehbaren Bevölkerungszahl die Nutzer-
dichte in jeder der Modellkommunen um mindestens ein Viertel unter der im 
Jahr 2000 liegt. Diese Perspektive stellt ernsthafte Herausforderungen an die 
zukünftige Qualitätssicherung, zumal in einzelnen Teilräumen die Verringe-
rung der Nutzerdichte weit schneller und stärker vorangeht.  

Am gravierendsten sind die durch Entdichtung hervorgerufenen Probleme in 
den schrumpfenden ländlichen Gemeinden. In ihren weit verzweigten Netz-
systemen ist die geringe Elastizität bereits weitgehend ausgeschöpft; sie kön-
nen daher auf ein weiteres Absinken von Durchlaufmengen weit weniger flexi-
bel reagieren als die kompakteren Netzstrukturen der verdichteteren Gebiete. 
Allerdings wird die größere Flexibilität und Robustheit auch dieser Netze ge-
fährdet, wenn die Netzerweiterung bei gleichzeitig deutlich sinkenden Bevöl-
kerungszahlen wie in den letzten Jahren fortgesetzt wird.  

Die Kosteneffekte einer rückläufigen Bevölkerungszahl werden in den meisten 
Städten und Gemeinden vorerst auf ein Ansteigen der Kosten pro Nutzer be-
schränkt bleiben. Der weitere Verbrauchsrückgang wird aber zusätzliche 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung erfordern, so dass auch die absoluten 
Kosten steigen. Um angesichts steigender Ausgaben und sinkender Einnah-
men infolge von Einwohnerrückgängen die Kosten zu decken, werden die 
Versorger mittelfristig wahrscheinlich überall die Gebühren erhöhen müssen.  

In den ländlichen Modellkommunen mit stark rückläufigen Einwohnerzahlen 
haben die Ausgaben pro Nutzer bereits vergleichsweise hohe Werte erreicht; 
es ist absehbar, dass sich die Kosten- und die Preisspirale mit zunehmendem 
Bevölkerungsrückgang schneller dreht. Für diese Gemeinden besteht also 
dringender Handlungsbedarf. Das bedeutet, grundsätzliche Veränderungen 
der bisherigen Systeme in Erwägung zu ziehen und die Potenziale kleinerer 
Kreisläufe im Zusammenhang mit der Wiedernutzung von Brauchwasser so-
wie Möglichkeiten der Dezentralisierung der Abwasserentsorgung zu prüfen.  

Grundschulen  
In allen fünf Modellkommunen wird schon in den nächsten fünf bis zehn Jah-
ren die Zahl der Grundschüler um 25% oder mehr einbrechen. Unterschiede 
der Auslastung der Grundschulen ergeben sich zwischen den Städten und 
Gemeinden weniger durch ihre zukünftige Einwohnerentwicklung als durch 
unterschiedliche Ausgangsniveaus. Während die einen in den letzten Jahren 
noch relativ stabile Zahlen an Einschulungen hatten, werden in den anderen 
schon seit längerem immer weniger Kinder eingeschult, so dass ihre Grund-
schulen bereits heute deutliche Überkapazitäten aufweisen.  
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Da die Klassen in nahezu allen Schulen klein sind, wird der Schulbetrieb in 
keiner der Städte und Gemeinden in der aktuellen Form weitergeführt werden 
können. In größeren Grundschulen werden weniger Kinder dazu führen, dass 
die Zahl der Züge pro Jahrgang verringert wird. In einzügigen Schulen ist der 
Spielraum geringer und der Entscheidungsbedarf dringlicher. Dort wird sich 
die Frage stellen, ob der Standort mit jahrgangsübergreifendem Unterricht 
(Kombiklassen) weitergeführt werden kann oder geschlossen wird.  

Die Verringerung der Schülerzahl wird nur zu geringen Kostenentlastungen im 
laufenden Schulbetrieb führen, die Ausgaben pro Schüler werden sich statt-
dessen allein infolge der demographischen Entwicklung beträchtlich erhöhen. 
Durch die Einführung von Ganztagsschulen und erhebliche Modernisierungs-
bedarfe für die überwiegend aus den 1950er und 1960er Jahren stammenden 
Schulgebäude sind zusätzliche Belastungen für die Haushalte der Städte und 
Gemeinden zu erwarten.  

Die Möglichkeiten einer Reduzierung der Kosten in den Schulen sind in den 
Modellkommunen weitgehend ausgeschöpft. Eine bessere Auslastung der 
Kapazitäten und eine Verbesserung der Kostensituation ist daher nur durch 
die Aufgabe von Schulstandorten zu erwarten. In drei der fünf Modellkommu-
nen ist bereits vorgesehen, in den nächsten Jahren einen Schulstandort zu 
schließen. Die betroffenen Kinder können ohne größeren Aufwand von be-
nachbarten Schulen aufgenommen werden. Diese Schulen werden dadurch 
besser ausgelastet sein, so dass sich auch ihre spezifischen Kosten reduzie-
ren und die finanziellen Belastungen für die Stadt oder Gemeinde deutlich ver-
ringern werden. In keinem dieser Fälle ist zu erwarten, dass dem Landkreis 
bzw. der Region Hannover erhebliche Zusatzkosten für die Schülerbeförde-
rung entstehen.  

Die Wirkungen der Schließung einer Schule sind allerdings von ihrem Stand-
ort und von der Siedlungsstruktur der Gemeinde abhängig. In verdichteten 
Stadtlagen, wo sich die Einzugsbereiche von Grundschulen nahezu überla-
gern, wird sich der Wegeaufwand für die betroffenen Schüler kaum erhöhen. 
Dagegen führt die Schließung einer Grundschule in dünner besiedelten Ge-
bieten zu deutlich weiteren Wegen für zumindest einen Teil der Kinder. 

Schwimmbäder 
Kommunale Schwimmbäder sind für Städte und Gemeinden zu einer großen 
finanziellen Belastung geworden. Der demographische Wandel ist zwar nicht 
die vorrangige Ursache für problematische Kostenstrukturen. Weniger Ein-
wohner und Alterung der Bevölkerung verringern aber die Besucherzahlen 
und tragen zu geringerer Auslastung, sinkender Wirtschaftlichkeit und stei-
genden finanziellen Belastungen für die Gemeinde bei.  

Die Aufwendungen für die Unterhaltung und Modernisierung der Schwimmbä-
der werden sich in den kommenden Jahren erhöhen und die Lasten für die 
kommunalen Haushalte verstärken. Die Spielräume zur Kostenentlastung 
durch Erhöhung der Einnahmen und Verringerung der Ausgaben sind gering.  

Die für die Kommune günstigste Lösung ist die Übergabe des Schwimmbades 
an einen Bürgerverein oder eine andere Organisation in privater Trägerschaft. 
Wenn ihnen diese Lösung nicht gelingt, werden sich insbesondere kleine fi-
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nanzschwache Gemeinden grundsätzlich entscheiden müssen, ob sie sich 
diese freiwillige Infrastruktureinrichtung weiterhin leisten wollen.  

6.2 Übertragbarkeit der Ergebnisse  
Die Modellkommunen wurden danach ausgewählt, dass sie beispielhaft für 
Städte und Gemeinden des erweiterten Wirtschaftsraums Hannover stehen. 
Durch die Varianz ihrer demographischen Entwicklung, Siedlungsstruktur, 
Größe und Lage können die Ergebnisse auf viele Städte und Gemeinden im 
erweiterten Wirtschaftsraum Hannover übertragen werden. Dabei sind aller-
dings die spezifischen Auswirkungen des demographischen Wandels auf die 
einzelnen Infrastrukturen zu berücksichtigen.  

Für die Neubaugebiete ist der Befund übertragbar, dass Investitions- und 
Folgekosten der Erschließungsinfrastrukturen die kommunalen Haushalte und 
die Versorger mittelfristig belasten, und dass die finanziellen Risiken durch die 
Entwicklung neuer Baugebiete infolge des demographischen Wandels zu-
nehmen werden. Die Höhe der Kostenbelastungen wird aber in hohem Maß 
von den Bedingungen des Einzelfalls und des Entwicklungsmodells abhän-
gen.   

Die Befunde für die Wasserversorgung und die Wasserentsorgung ma-
chen deutlich, dass das Ausmaß der Probleme (a) vom Ausmaß der Sied-
lungsflächenerweiterung und des Bevölkerungsrückgangs und (b) von der 
Dichte und Elastizität der Kanalnetze abhängt. Den größten Handlungsdruck 
haben die schrumpfenden ländlichen Gemeinden. Gleichwohl haben auch 
größere oder leicht wachsende Städte und Gemeinden mit einem kompakte-
ren Netz steigende Kosten zu erwarten, so dass Maßnahmen zur Begrenzung 
der Kostenerhöhungen dringlich sind.  

Die Untersuchungsergebnisse zu der Entwicklung der Auslastung und Kosten 
für Grundschulen zeigen ähnliche Entwicklungen für alle Städte und Ge-
meinden. Unterschiedlich sind die Bedingungen für Steuerungsmaßnahmen. 
So haben größere Städte und Gemeinden mehr Möglichkeiten als kleine Ge-
meinden, ihre Grundschulversorgung zu konzentrieren oder ihre schulischen 
und vorschulischen Einrichtungen neu zu organisieren. 

Die Ergebnisse zu steigenden Kosten und sinkender Auslastung der 
Schwimmbäder gelten für viele Gemeinden mit kommunalem Frei- oder Hal-
lenbad.  

Die folgenden Empfehlungen zur Begrenzung der Kostensteigerungen für die 
Infrastrukturen sind daher für alle Städte und Gemeinden sowie für alle Land-
kreise in vergleichbarer Problemlage im erweiterten Wirtschaftsraum Hanno-
ver gültig. Letztlich muss aber jede Politik- und Verwaltungseinheit für sich 
Strategien entwickeln und Maßnahmen ergreifen, die für ihre Voraussetzun-
gen passen.  
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6.3 Gestaltungsoptionen  

6.3.1 Städte und Gemeinden  

Die Aussicht auf sinkende Auslastung und steigende Kosten der Infrastruktu-
ren macht deutlich, dass die Städte und Gemeinden Maßnahmen ergreifen 
müssen, um die Kostenentwicklung zu steuern. Zwar unterscheiden sich die 
Anforderungen für das kommunale Handeln durch die jeweiligen demographi-
schen Perspektiven, die gemeindlichen Ausgangs- und Rahmenbedingungen 
sowie die konkreten Merkmale der einzelnen Infrastrukturen. Dennoch lassen 
sich für alle Städte und Gemeinden gültige Strategien und Maßnahmen be-
nennen, mit denen sie die Auslastung und die Kosten der Infrastrukturen be-
einflussen und die Risiken langfristiger hoher finanzieller Belastungen begren-
zen können.  

Folgende Handlungsbereiche sollten dabei im Vordergrund stehen:  

 konsequente Ausrichtung der Siedlungsplanung an der demographischen 
Perspektive;  

 Nutzung von Rechnern zur Abschätzung der Kosten der Erschließungsinf-
rastrukturen für die Bewertung alternativer Siedlungsplanungen; 

 frühzeitige Abstimmung der Siedlungsflächenplanungen mit den Trägern 
der Infrastrukturen und Orientierung der Siedlungsentwicklung an der vor-
handenen Netz-Infrastruktur;  

 konsequente Belastung der Endnutzer bzw. Entwickler mit Investitions- 
und Folgekosten für Erschließungs-Infrastrukturen in Neubaugebieten 
(Ausbau des Verursacherprinzips);  

 Monitoring von Kapazitätsauslastungen und laufenden Ausgaben für ein-
zelne Infrastruktureinrichtungen bzw. Versorgungs-Teilräume als Grund-
lage für die Überprüfung von Entwicklungsperspektiven;  

 frühzeitiger und transparenter Bewertungsprozess von Grundschulstandor-
ten und langfristige Planung integrierter Standorte für schulische und vor-
schulische Infrastruktureinrichtungen; 

 Ausbau der interkommunalen Kooperation bei der Infrastrukturversorgung. 

6.3.2 Konsequenzen für die Regionalplanung  

Der demographische Wandel verändert die Rahmenbedingungen auch für die 
Regionalplanung. Um ihre Ziele einer flächensparenden Siedlungsentwicklung 
und der Sicherung der Daseinsvorsorge in der Region zu erreichen, wird sie 
künftig stärker darauf achten müssen, dass Siedlungsentwicklung und Infra-
strukturen an die demographische Entwicklung angepasst werden und das Inf-
rastrukturangebot kosteneffizient gestaltet wird.  

Zwar ist es in erster Linie eine Aufgabe der Städte und Gemeinden, Strategien 
zur kosteneffizienten Herstellung und Unterhaltung kommunaler Infrastruktu-
ren zu entwickeln und Maßnahmen für ihre Umsetzung durchzuführen. Sie 
sind aber häufig überfordert, wenn es dafür notwendig ist, Schrumpfungspro-
zesse zu gestalten, mit denen auf die Verringerung von Einwohnern bzw. Nut-
zern reagiert wird.  
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Für die Regionalplanung ergeben sich daher Aufgaben mit zwei Schwer-
punkten: Ergänzung regionalplanerischer Instrumente und Stärkung der Hand-
lungspotenziale in den Städten und Gemeinden. 

Ergänzung regionalplanerischer Instrumente mit dem Ziel, die regionale 
Versorgungsqualität durch mehr Kosteneffizienz in der Infrastrukturversorgung 
zu sichern. Die demographische Perspektive bestätigt die Richtigkeit zentraler 
regionalplanerischer Grundsätze und Ziele wie Innenentwicklung vor Außen-
entwicklung, Begrenzung von Flächenausweisungen bei demographischer 
Stagnation oder Schrumpfung sowie Durchsetzung und Stärkung des 
Zentrale-Orte-Konzepts.  

Über ihre Stellungnahme zu Siedlungsflächenplanungen der Städte und Ge-
meinden hat die Regionalplanung auf diesem Gebiet vergleichsweise starke 
Einflussmöglichkeiten. Die Möglichkeiten zur Durchsetzung der regionalplane-
rischen Grundsätze und Ziele werden aber verbessert, wenn zusätzlich  

 kommunale Demographieberichte zur Voraussetzung für die Ausweisung 
neuer Siedlungsflächen gemacht werden,  

 die demographische Perspektive der Stadt oder Gemeinde ein Bewer-
tungskriterium für ihre Siedlungsplanungen ist (‚Demographiefestigkeit’),  

 die Ausnutzung der vorhandenen Netz-Infrastruktur durch die Ausweisung 
als regionale Entwicklungsachsen gefördert wird.  

Die Regionalplanung sollte auch ihre Anstrengungen verstärken, bei der Fort-
schreibung und Neuaufstellung von Regionalplänen die Siedlungs- und Infra-
strukturplanung zu integrieren (ARL 2008) und die Möglichkeiten zur Koordi-
nation des Angebots der öffentlichen Daseinsvorsorgeeinrichtungen besser 
auszuschöpfen. Dafür sind wichtige Voraussetzungen 

 Erstellung standortgenauer Infrastrukturkataster, in denen die Einrichtun-
gen und ihre Kapazitäten laufend aktuell gehalten werden 

 Nutzung von Methoden zur Abschätzung der Konsequenzen des demo-
graphischen Wandels und der regionalen Siedlungsentwicklung auf die Inf-
rastrukturnachfrage und die Infrastrukturauslastung.  

Stärkung der Handlungspotenziale in den Städten und Gemeinden zur 
Steuerung der Auslastungs- und Kostenentwicklung der Infrastrukturen. Da 
die Regionalplanung auf dem Gebiet der Versorgungsinfrastrukturen nicht 
unmittelbar zuständig ist, wird sie sich dabei auf weiche Strategien und Instru-
mente konzentrieren müssen. Diese Tätigkeiten umfassen  

 Informations- und Kenntnisvermittlung über die Folgen des demographi-
schen Wandels auf Auslastung und Kosten von Infrastrukturen, um die lo-
kale Politik und Verwaltung von der Handlungsnotwendigkeit zu überzeu-
gen;  

 Unterstützung von Promotoren und lokaler Akteure mit „demographie-ge-
rechten“ Ansätzen, um ihren Handlungsspielraum zu vergrößern; 

 Unterstützung beim Aufbau und Ausbau von regionalen Netzwerken. Ziel 
könnte z.B. sein, Akteure der Siedlungsflächenentwicklung und der Was-
serwirtschaft stärker zusammenzubringen, um fachpolitische Abstimmun-
gen zu befördern sowie Diskussionsprozesse über Möglichkeiten techni-
scher Innovationen zu initiieren; 
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 enge Abstimmung mit der Schulentwicklungsplanung der Landkreise, um 
gemeinsam Strategien zur Sicherung von Schulstandorten, zur Steigerung 
der Bildungsqualität und zur Steuerung der Auslastung und Kosten zu 
entwickeln; 

 Initiierung und Moderation interkommunaler und regionaler Abstimmungen  
für die Planung und Nutzung von Infrastrukturen; z.B. zur schulischen Ver-
sorgung.  

Die Aufgabe, Städte und Gemeinden bei einer bedarfsgerechten und kosten-
effizienten Steuerung der Infrastrukturversorgung zu unterstützen, übersteigt 
das derzeitige Aufgabenspektrum der Regionalplanung erheblich. Um diese 
Aufgabe zu erfüllen, müsste die Regionalplanung nicht nur ihr Tätigkeitsspekt-
rum erweitern, sondern auch neue Themen aufgreifen.  
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8. Anhang 

Tabelle 5: Investitionen für Baugebiete in Euro  

Stadt/Gemeinde 
Straßen Entwässerung Frischwasser Schmutzwasser Gesamt 

absolut pro WE absolut pro WE absolut pro WE absolut pro WE absolut pro WE 

Liebenau           

Zum Bult 155.500 6.761 11.500 500 11.625 505 29.300 1.274 207.925 9.040 

Döhrenkamp 359.000 9.703 41.000 1.108 22.500 608 88.528 2.393 511.028 13.812 

Neustadt                     

Mühlenkamp 102.000 8.500 66.000 5.500 15.400 1.283 61.500 5.125 244.900 20.408 

Alte Feldmühle 143.000 5.107 11.000 393 22.680 810 163.307 5.832 339.987 12.142 

Ahnser Feld 182.900 7.952 36.100 1.568 12.152 528 64.327 2.797 295.479 12.847 

Auenblick Süd 117.173 3.446 17.648 519 27.552 810 187.929 5.527 350.302 10.303 

Polle                     

Ottenstein 270.779 8.205 66.000 2.000 19.561 593 62.952 1.906 419.292 12.706 

Stadthagen                     

Am Johannishof 315.000 10.161 210.000 6.774 20.550 663 156.000 5.032 701.550 22.631 

Kloppenburg 201.000 13.400 55.000 3.667 15.131 1.009 75.000 5.000 346.131 23.075 

Helsengrundbach 235.000 15.667 61.000 4.067 25.314 1.688 31.000 2.067 352.314 23.488 
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Tabelle 6:  Wasserkanalisation: Netzlänge in Meter 

 
Frischwasser Schmutzwasser 

2000 2008 Verän-
derung 

2000 2008 Verän-
derung 

Liebenau 108.577 112.225 + 3 % 93.054 98.175 + 6 % 

Neustadt ländlich 292.687 310.245 + 6 % 
350.500 400.900 + 14 % 

Neustadt städtisch 116.000 125.000 + 8 % 

Polle 57.600 57.600 ± 0 % 53.400 53.400 ± 0 % 

Stadthagen 105.300 111.100 + 6 % 108.720 120.295 + 11 % 

Winsen 183.699 193.171 + 5 % 123.000 141.000 + 15 % 

 

Tabelle 7: Wasserkanalisation: Nutzer pro Netz-Kilometer 

 
Frischwasser Schmutzwasser 

2000 2008 Verän-
derung 

2000 2008 Verän-
derung 

Liebenau 58 55 - 6 % 66 61 - 8 % 

Neustadt ländlich 80 76 - 5 % 
130 114 - 12 % 

Neustadt städtisch 189 177 - 6 % 

Polle 77 70 - 9 % 89 83 - 7 % 

Stadthagen 191 172 - 10 % 193 166 - 14 % 

Winsen 66 66 ± 0 % 98 91 - 7 % 

 

Tabelle 8: Wasserkanalisation: 
Frischwasser-Durchfluss 2008 

 cbm je Km 

Liebenau 2.720 

Neustadt ländlich 3.528 

Neustadt städtisch 6.253 

Polle 3.472 

Stadthagen 8.447 

Winsen 2.952 

 

Tabelle 9: Ausgaben für Frischwasserversorgung und Abwasserentsorgung  
pro Nutzer und Jahr  

 Gesamt in Euro  Betriebskosten1   in Euro  

 Frischwasser Schmutzwasser Frischwasser Schmutzwasser 

Liebenau 69 222 49 110 

Polle 80 200 64 141 

Stadthagen 61 119 48 49 

Winsen k.A. 92 k.A. 48 
Ausgaben sind Mittelwerte der Jahre 2005 bis 2008 
1 laufende Ausgaben ohne Investitionen und Kapitalkosten 
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Tabelle 10:  Kapazitäten und Auslastung der Grundschulen (Klassen 1-4)  
bei gleichbleibender Klassenstruktur  

 
2008 2025 

Schüler Klassen Schüler  
pro Klasse 

Schüler Schüler  
pro Klasse  

Liebenau      

St.-Laurentius 163 9 18 125 14 

Mainsche 77 4 19 59 15 

Neustadt      

Am Goetheplatz1 129 7 18 --- --- 

Hans-Böckler1 197 9 22 226 25 

Stockhausenstraße 177 8 22 123 15 

Michael Ende  363 20 18 251 13 

Eilvese 67 4 17 46 12 

Hagen 163 8 20 113 14 

Helstorf 97 5 19 67 13 

Mandelsloh 131 7 19 91 13 

Mardorf 77 4 19 53 13 

Mariensee 91 5 18 63 13 

Otternhagen 162 8 20 112 14 

Poggenhagen 111 7 16 77 11 

Schneeren 55 4 14 38 10 

Bordenau 124 7 18 86 12 

Polle      

Heinsen2 35 4 9 --- --- 

Ritterhofschule2 78 4 20 64 16 

Ottenstein 63 4 16 35 9 

Stadthagen      

Am Stadtturm 314 14 22 220 16 

Am Sonnenbrink  447 18 25 313 17 

An der Bergkette3  160 9 18 112 22 

Winsen      

Am Amtshof4 377 16 24 266 17 

Am Gildesweg4 173 8 22 134 15 
1 Übergang Schüler von ‚Am Goetheplatz’ in ‚Hans-Böckler’  
2 Übergang Schüler aus Heinsen in ‚Ritterhofschule’   
3 Übernahme einzügigen Nebenstandorts 
4 Basis: 2007 
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Tabelle 11: Ausgaben pro Schüler und Jahr in Euro  

Schule 

 davon Investitionen in  davon laufende Ausgaben 
   davon für 

Gesamt-
ausgaben 

Gebäude/ 
Grundstück 

Schulaus-
stattung 

Gesamt 

Pe
rs

on
al

 

B
ew

irt
- 

sc
ha

ftu
ng

 

Sa
ch

m
itt

el
 

In
st

an
d-

ha
ltu

ng
 

N
ut

zu
ng

s-
en

tg
el

t1  

B
ef

ör
de

ru
ng

2  

Liebenau                     

St.-Laurentius 876 29 28 820 330 215 76 89 109 0 

Mainsche 495 27 9 459 0 167 103 123 0 66 

Neustadt                     

Am Goetheplatz 872 32 19 822 217 312 158 118 0 17 

Hans Böckler 1.563 139 19 1.405 445 582 112 237 0 30 

Stockhausenstraße 1.104 143 28 933 209 415 143 166 0 0 

Michael Ende 540 75 27 439 166 120 91 55 0 6 

Eilvese 1.048 55 52 941 255 384 130 159 0 12 

Hagen 713 4 19 690 245 256 97 84 0 9 

Helstorf 1.113 133 42 937 265 407 95 171 0 0 

Mandelsloh 1.000 0 27 973 268 433 140 117 0 17 

Mardorf 1.234 202 33 998 149 234 147 408 0 60 

Mariensee 1.007 29 38 940 164 388 98 256 0 33 

Otternhagen 639 48 34 557 133 237 70 109 0 8 

Poggenhagen 1.020 20 37 963 194 357 145 229 0 37 

Schneeren 1.468 33 57 1.379 290 455 217 341 0 77 

Bordenau 1.203 149 16 1.039 275 416 95 157 83 12 

Polle                     

Heinsen  1.717 964 9 745 468 170 40 22 44 0 

Ritterhofschule 1.693 705 4 984 658 264 31 32 0 0 

Ottenstein 1.012 182 9 820 540 212 25 38 0 4 

Stadthagen                     

Am Stadtturm 919 4 65 850 332 165 95 245 7 6 

Am Sonnenbrink 990 418 24 548 162 228 63 85 10 1 

An der Bergkette 1.072 0 45 1.027 354 341 93 212 2 26 

Winsen                     

Am Amtshof1 812 36 11 765 333 228 108 96 0 0 

Am Gildesweg1 726 22 11 693 307 237 129 21 0 0 

durchschnittliche jährliche Ausgaben 2005-2007 
1 i.d.R. für Sporteinrichtungen (insbesondere Schwimmbäder)  
2 i.d.R. zu Sporteinrichtungen  

 
 

Tabelle 12: Ausgaben für Grundschulen in den Modellkommunen 2008 und 2025 

Schulen 
Schüler1 Gesamtausgaben pro 

Schüler und Jahr in Euro  
Laufende Ausgaben pro  

Schüler und Jahr in  Euro  
2008 2025 Index: 

2008=100 
2008 2025 Index: 

2008=100 
2008 2025 Index: 

2008=100 

Liebenau 240 184 77 754 1.080 143 704 892 127 

Neustadt 1.966 1.361 69 960 1.299 135 854 1.111 130 

Polle 176 99 56 1.454 1.474 101 878 1.286 146 

Stadthagen 936 657 70 981 1.143 117 731 955 131 

Winsen2 565 400 71 783 1.188 152 741 1.000 135 

Annahme für 2025: Kostenstruktur wie 2008 
Ausgaben 2008 als mittlerer Wert der Jahre 2005 bis 2008  

1  inkl. Kinder in Schulkindergarten  
2 Basis: 2007 



Vorwort

Im Jahr 2007 hat das FORUM ZUR STADT- UND REGIONALPLANUNG IM 
ERWEITERTEN WIRTSCHAFTSRAUM HANNOVER die Studie „Demographi-
scher Wandel im erweiterten Wirtschaftsraum Hannover; Analysen – Trends – 
Handlungsfelder“ veröffentlicht. In ihr wurden auf der Grundlage der Prognosen 
zur Einwohnerzahl und Altersstruktur bis ins Jahr 2021 Herausforderungen und 
Anpassungserfordernisse für die Siedlungsentwicklung und die Daseinsvorsor-
ge in den Mitgliedsstädten und Mitgliedsgemeinden benannt.

Mit der vorliegenden Untersuchung des Büros für Raumanalysen und Beratung/
StadtRegion wird an diese Studie angeknüpft, indem die durch die demographi-
sche Entwicklung gesetzten Handlungserfordernisse und Handlungsspielräume 
für die räumliche Entwicklung und die Daseinsvorsorge konkretisiert werden. 
Damit wird das Ziel verfolgt, den Zusammenhang zwischen demographischer 
Entwicklung und Siedlungsentwicklung einerseits und den demographischen 
Veränderungen und den Kosten für die kommunalen Infrastrukturleistungen an-
dererseits zu verdeutlichen. 

An ausgewählten Beispielkommunen mit exemplarischen Charakter für die 
Städte und Gemeinden im erweiterten Wirtschaftsraum werden die Bandbreite 
mittelfristig wirksamer Veränderungen bzw. Strategien für die kommunale wie 
regionale Planung bezüglich der Anpassung der Siedlungsentwicklung und In-
frastrukturen an die demographische Entwicklung und dem Gesichtspunkt der 
Kosteneffizienz aufgezeigt.

Dem Büro StadtRegion gebührt diesbezüglich Dank und Anerkennung.

Hannover, im Juli 2010

Die Mitwirkenden im FORUM ZUR STADT und REGIONALPLANUNG IM ER-
WEITERTEN WIRTSCHAFTSRAUM HANNOVER 

Das Forum zur Stadt- und Regionalplanung im erweiterten Wirtschaftsraum Hannover hat sich zur Aufgabe 
gemacht, einander über wichtige raumbezogene und grenzüberschreitende Themen, so zum Demographi-
schen Wandel, auszutauschen, eine Abstimmung, so im Bereich der Einzelhandelsentwicklung, herbeizufüh-
ren und gegebenenfalls gemeinsame Konzepte zu erarbeiten. Das Forum setzt sich zusammen aus Vertre-
tern der planenden Verwaltungen, aus den Landkreisen Celle, Hameln-Pyrmont, Hildesheim, Holzminden, 
Nienburg, Peine, Schaumburg, Soltau-Fallingbostel, dem Zweckverband Großraum Braunschweig, der Regi-
on Hannover, dem Städtenetz EXPO Region und den Regierungsvertretungen Hannover und Braunschweig. 
Themenbezogen arbeiten mit: die Industrie- und Handelskammer Hannover, der Einzelhandelsverband Han-
nover ,der Landesbetrieb für Statistik und ggf. weitere.
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